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Paul Egon Hübinger

Thomas Mann, 
die Universität Bonn und die Zeitgeschichte

,Nihil veritas erubescit nisi solummodo abscondi“ *.

1) O. Bihalji-Merin, Thomas Mann — Weitsicht und 
Selbstvollendung (Sinn und Form. Sonderheft Tho-
mas Mann, 1965), S. 103.

Unser Ausgangspunkt war der Wunsch, auf-
grund aller verfügbaren Quellen zu ermitteln, 
wi

1
e und durch wen es im Dezember 1936 zu 

,der berüchtigten Entziehung" ) der Ehren-
doktorwürde gekommen ist, mit der die Philo-
sophische Fakultät der Rheinischen Friedrich-
Wilhelms-Universität Thomas Mann 1919 aus-
gezeichnet hatte. Diese Verleihung des Dr. 
phil. h. c. an den Dichter — die erste öffentli-
che Ehrung, die er erfuhr — war, anders als 
der Entzug, nicht bloß zu ihrer Zeit wenig be-
achtet worden. Merkwürdigerweise haben 
ihre Gründe und Hintergründe auch später 
und bis zum heutigen Tage noch nie Auf-
merksamkeit erregt. Darum ist auch die Be-
deutung dieser Ehrenpromotion für die innere 
Biographie von Thomas Mann bisher so we-
nig zu erkennen gewesen wie die Absicht, die 
die verleihende Fakultät damit im Sinn hatte. 
Präzise Aussagen in den Akten über Motiv 
und Urheber sucht man vergebens. Allein auf 
dem Weg der historischen Methode, durch 
kritische Analyse und Kombination verstreu-
ter, für sich allein genommen wenig besa-
gender Tatsachen und Quellenzeugnisse, 
durch Rekonstruktion des Lebenszusammen-
hangs im Augenblick der Hundertjahrfeier 
der Universität Bonn, die den äußeren Anlaß 
zu der hier durchaus ungewöhnlichen Aus-
zeichnung eines literarischen Autors bot, end-
lich durch Anamnese der für diesen Akt 
hauptsächlich verantwortlichen Personen, na-
mentlich Berthold Litzmanns und Ernst Ber-
trams, konnte gezeigt werden, daß in dem 
Dichter der „Buddenbrooks“ von der Fakultät 
der Verfasser der „Betrachtungen eines Unpo-
litischen" geehrt werden sollte. Niemand ahn-
te damals, daß Thomas Mann schon während 
der Niederschrift sich von den Meinungen, 
die dieses Buch enthielt, zu lösen begonnen

Dieser Beitrag stellt das im Text stellenweise, im 
Anmerkungsteil erheblich gekürzte Schlußkapitel 
.Epilog“ eines Buches dar, das, ausgestattet mit 
einem umfangreichen Dokumentenanhang, unter 
dem hier als Überschrift gewählten Titel vom Ver-
lag Oldenbourg, München, in diesen Tagen vor-
gelegt wird.

Tertullian, Adversus Valentinianos III, 2 
(Corpus Christianorum, Series Latina II, 2, S. 755).

hatte. Seine Promotion honoris causa stellte 
eine demonstrative Geste dar, die den Zeitge-
nossen auch als solche bewußt war. Sie rich-
tete sich gegen die soeben in Versailles 
triumphierenden Mächte und gegen die 
gleichzeitig in Weimar für das zur Republik 
gewordene Reich beschlossene Verfassungs-
form, die parlamentarische Demokratie. Wenn 
das Bild der Beziehungen Thomas Manns zur 
Bonner Universität bislang vom Entzug der 
Ehrendoktorwürde eines Hitler-Deutschland 
meidenden prominenten Gegners der Natio-
nalsozialisten beherrscht war, die als fanati-
sche Kämpfer gegen Versailles und Weimar 
hochgekommen sind, so erhält es durch die 
aufgedeckten Motive der Ehrenpromotion des

Dichters eine unerwartete, aber der ge-
schichtlichen Wirklichkeit und der inneren 
Entwicklung Thomas Manns entsprechende 
Tiefenschärfe. Das Bild gewinnt zugleich — 
und zwar in mehrfacher Hinsicht — Züge je-
ner ironischen Dialektik, die der Dichter sei-
nen Schöpfungen beizumischen pflegte, weil 
er in ihr ein Element des menschlichen Da-
seins sah. Sie zeigte sich im Zusammenhang 
mit der Bonner Ehrenpromotion Thomas 
Manns zunächst darin, daß ihn diese Aus-
zeichnung davon überzeugte, er habe nicht 
bloß im Bereich des künstlerischen Schaffens 
eine Aufgabe zu erfüllen, sondern auch durch 
erzieherische Einwirkung, besonders auf die 
Jugend. So kam es, daß Thomas Mann nicht 
bei der Absicht blieb, sich in den Zauberberg-
Roman „einzuspinnen", sondern daß er wie-
der mit politisch wirkenden, politisch gemein-



ten Reden an die Öffentlichkeit trat — zuerst 
1921 mit dem in einer adhortatio ad juventu-
tem ausklingenden Vortrag „Goethe und 
Tolstoi“, ein Jahr später vor Studenten in der 
Reichshauptstadt mit der Rede „Von deut-
scher Republik“, die seine Mitwelt überrasch-
te und Folgen hatte, von denen gleich zu 
sprechen sein wird.
An ironisch-dialektischem Einschlag, ja an 
Beispielen tragischer Ironie fehlt es auch 
sonst im Verlauf der Begebenheiten nicht, die 
wir darzustellen hatten. Die literarhistorische 
Forschung hat bei dem Thema „Thomas Mann 
und sein Publikum" „hie und da tragikomi-
sche Züge" konstatiert2). Wenn sie sagt, 
nicht selten werde dabei „das Tragische ge-
streift," so trifft das in einem weiteren Sinne 
zu, nämlich auf das Verhältnis zwischen Tho-
mas Mann und seiner Zeit überhaupt, zwi-
schen diesem Dichter und seiner Welt, dem 
Deutschland in der ersten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts. Er fühlte sich zu ihrem Repräsen-
tanten geboren und war dies auch in be-
trächtlichem Maße. Dennoch stand er zu-
gleich immer wieder in Spannung und Gegen-
satz zu ihr. Die nicht abreißende Kette hefti-
ger Auseinandersetzungen — zum geringsten 
Teil literarischer und ästhetischer Art — wel-
che sich durch das Leben Thomas Manns 
zieht, ein kaum sonst einmal aus unserer Lite-
raturgeschichte in solchem Ausmaß bekann-
ter unversöhnlicher Haß, den der Dichter — 
nicht wenig verstört deswegen — neben tief-
ster Bewunderung in seinem Heimatland fand, 
zeugen von dieser tragischen Kluft auf un-
übersehbare Weise. Thomas Manns 1922 voll-
endete Wendung vom Autor der „Betrachtun-
gen" zum Lobredner „Von deutscher Repu-
blik“ spielt dabei eine wesentliche Rolle. Sie 
bildete die primäre Ursache für ein Gutteil 
der Konflikte, die er gegen seine Zeit und 
Zeitgenossen auszufechten hatte — bis zur 
völligen Veränderung seiner Existenz, der 
Aufgabe von Heimat, Habe und Staatsangehö-
rigkeit. Zwar konnte jene Wendung von 1922 
die verehrend freundschaftlichen Gefühle, die 
sein deutschnationaler Bonner Promotor und 
späterer Münchner Hausnachbar Litzmann für 
ihn hegte, nicht zerstören. Auch war der 
triumphale Empfang, den Universität und Fa-
kultät ihrem Ehrendoktor im Herbst 1929 auf 
dem Weg zur Entgegennahme des Nobelprei-
ses bereiteten, ein Zeichen dafür, daß die da-
mals hier maßgebenden Persönlichkeiten und 

2) H. Lehnert, Thomas-Mann-Forsdiung. Ein Bericht, 
Stuttgart 1969, S. 15.

auch noch die große Mehrzahl der Bonner 
Studenten mit einem Thomas Mann in Ein-
klang standen, der von .machtgeschützter In-
nerlichkeit“ als Ideal für Deutschland abge-
rückt war. Aber sonst trug dem Dichter sein 
Bekenntnis zur Republik und Demokrat

3

ie als 
den besten Garanten der Humanität, erst 
recht natürlich seine Hoffnung auf einen 
„Karl Marx', der „den Friedrich Hölderlin ge-
lesen hat“ ), in bürgerlichen Kreisen weithin 
und besonders bei den ungestüm auf der Sze-
ne erscheinenden Nationalsozialisten heftig-
ste Feindschaft ein. Sie war stark ressenti-
mentgeladen, teilweise auch schon früh anti-
semitisch gefärbt. All das mündete 1933 
bruchlos in den bösartigen „Protest der Ri-
chard-Wagner-Stadt München", unmittelbar 
danach in wilde SA-Gewaltakte und wenig 
später in die von Amts wegen gegen den 
Dichter inszenierten Verfolgungsmaßnahmen 
aus. Diese erreichten mit der mehrfach, zuerst 
schon im Januar 1934 durch den bayerischen 
Innenminister und Gauleiter Adolf Wagner, 
beim Reichsministerium des Innern beantrag-
ten Aberkennung der deutschen Staatsange-
hörigkeit von Thomas Mann am 2. Dezember 
1936 ein jahrelang zäh verfolgtes Ziel.

In den Zusammenhang dieser Kampagne ge-
hört der Entzug von Thomas Manns Bonner 
Dr. phil. h. c. Er bildete nicht ein isoliert da-
stehendes Ereignis, nicht eine selbständig ge-
plante Handlung, sondern die faktisch auto-
matische Konsequenz der über den Dichter 
verhängten Ausbürgerung. So bestimmten es 
die von den nationalsozialistischen Machtha-
bern auf Drängen ihrer Studentenfunktionäre 
schon 1933 erlassenen generellen Vorschrif-
ten. Bei der Universität Bonn und ihrer Philo-
sophischen Fakultät hat die Aversion rechts-
bürgerlicher Kreise und nationalsozialisti-
scher Aktivisten gegen Thomas Mann deutli-
che Spuren in den Akten hinterlassen. Gleich-
wohl steht diese Gesinnung einzelner Profes-
soren in keinerlei nachweisbarem Kausalzu-
sammenhang mit dem Entzug seiner Ehren-
doktorwürde. Als sich 1934 ein direkter An-
laß zu einem derartigen Schritt bot, wurde ei 
ausdrücklich nicht wahrgenommen. Der auf 
Aberkennung zielende Vorstoß, den im fol-
genden Jahr einer der wenigen überzeugten 
und kämpferisch aktiven Nationalsozialisten 
im Lehrkörper der Hochschule, der Chemiker 
Professor v. Antropoff, aufgrund von Presse-

3) Goethe und Tolstoi, Gesammelte Werke in zwölf 
Bänden, Frankfurt/M. 1960, Bd. IX, S. 170.



nachrichten über kommunistenfreundliche 
Äußerungen Thomas Manns spontan und auf 
eigene Faust, allerdings unter Ausnutzung 
der ihm als Stellvertreter des Dekans bei den 
damals herrschenden Verhältnissen offenste-
henden Möglichkeiten, unternahm, scheiterte 
an den Bedenken des Auswärtigen Amtes und 
des Reichspropagandaministeriums.
Die Frage einer Schuld der Fakultät in diesem 
Zusammenhang erledigt sich nicht bloß da-
durch, daß v. Antropoffs Schritt nachweislich 
ohne ihre Beteiligung oder Kenntnis unter-
nommen worden ist. Sie geht überhaupt von 
einer irrigen Vorstellung aus. Das gilt auch 
im Hinblick auf das Schreiben des Dekans 
Obenauer vom 19. Dezember 1936, das Tho-
mas Mann dann tatsächlich den Verlust sei-
nes Bonner akademischen Ehrengrades eröff-
nete. In der nationalsozialistischen Ära haben 
nämlich an den deutschen Hochschulen Fa-
kultäten als Beschlußkörperschaften nicht be-
standen, wie es vor 1933 selbstverständlich 

seit 1945 wieder der Fall war. Seit dem
Erlaß des Kultusministers Rust „zur Vereinfa-
thung der Hochschulverwaltung" vom 
18. Oktober 1933, besonders aber nach schär-
eren Richtlinien vom 1. April 1935, die die 

zunächst noch verbliebenen spärlichen Reste 
früherer Beratungs- und Entscheidungskompe-
enz völlig beseitigten, konnte davon keine 
lede mehr sein. Einzig und allein der Dekan 
>esaß von da an die Befugnis, Entscheidungen 
u treffen, selbst in rein wissenschaftlichen 

Fachfragen wie der Bewertung von Disserta-
tionen. Er konnte zu diesen Beschlüssen nach 
Gutdünken die Ansicht der Fakultät einholen 
oder dies auch unterlassen. In keinem Fall 
war er an sie gebunden. Seine nach national-
sozialistischem „Führerprinzip“ zustande ge-
kommenen Entscheidungen wurden freilich 
weiterhin als „Fakultätsbeschlüsse" bezeich-
net. Bei Auswahl und Bestellung des Dekans 
hatten die Fakultäten nicht einmal mehr ein 
Mitspracherecht. Selbstverständlich gilt auch 
für diese Verhältnisse, daß Verfassungsvor-
schrift und Verfassungswirklichkeit sich 
nicht immer deckten und daß der Umfang, in 
dem dies jeweils doch geschah, mannigfache 
Abstufungen aufwies. Trugschlüssen kann 
nur entgehen, wer genau prüft, wie es sich im 
einzelnen Fall verhalten hat. Aus den Akten 
ergibt sich, daß der im November 1936 aus 
rein politischen, allein in seiner SS- und SD-
Zugehörigkeit liegenden Gründen zum Dekan 
ernannte Professor Obenauer das „Führer-
prinzip" in perfekter Weise praktiziert hat. 
Das war auch, ja insbesondere bei der kurz 

nach dem Amtsantritt des neuen Dekans voll-
zogenen Aberkennung von Thomas Manns 
Dr. phil. h. c. der Fall. Dieser Akt kann nicht 
zutreffender charakterisiert werden als mit 
den Worten des jüngsten Kommentars zu dem 
Antwortschreiben des Dichters: „Unter dem 
Druck der faschistischen Machthaber in 
Deutschland wurde Thomas Mann die Ehren-
doktorwürde durch den Dekan der Philoso-
phischen Fakultät der Universität Bonn, 
Professor Dr. Karl Justus Obenauer am 
19. 12. 1936 aberkannt", und bereits der Autor 
eines 1945 in den Vereinigten Staaten veröf-
fentlichten Buches, das Thomas Mann in der 
Zeit zwischen 1933 und dem Ende der natio-
nalsozialistischen Herrschaft behandelt, hatte 
richtig geurteilt, daß diese „klägliche Ge-
ste. . . in Gefolgschaft der staatlichen Ausbür-
gerung" des Dichters „stand“Sa). Weder ist vor 
diesem Akt die Fakultät befragt oder von 
Obenauers Absicht unterrichtet noch nachher 
über das Ereignis informiert worden, auch 
nicht über das vom Dekan als streng geheim-
zuhaltendes Dokument betrachtete Antwort-
schreiben des Dichters vom Neujahrstag 1937. 
Eine Besprechung Obenauers über die Aber-
kennung vor dem verhängnisvollen Schritt 
mit mindestens einem, von ihm als vertrau-
enswürdig betrachteten Mitglied der Fakultät 
kann nicht ausgeschlossen werden. Dieser 
Professor, der als repräsentativer Anhänger 
des Nationalsozialismus und Panegyriker Hit-
lers hervorgetretene, als Rektor allerdings für 
die Machthaber enttäuschende und deshalb 
1935 dieses Amtes enthobene Germanist Hans 
Naumann, will Obenauer abgeraten haben. 
Nachweislich hat er sich im März 1937 gegen-
über einem ausländischen Presseorgan kri-
tisch distanzierend über den Fall geäußert.

Der Entzug von Thomas Manns Ehrendoktor-
würde war nicht rechtswirksam, weil schon 
die den Akt ausschließlich begründende Aus-
bürgerung des Dichters dies nicht gewesen 
ist. Thomas Mann hatte mit seiner am 19. No-
vember 1936 vollzogenen Naturalisierung in 
der Tschechoslowakei die deutsche Staatsan-
gehörigkeit verloren und war so dem Erlaß, 
der sie ihm nehmen sollte, um vierzehn Tage 
zuvorgekommen. Universität und Fakultät ha-
ben davon niemals etwas erfahren. Die Berli-
ner Ministerien kannten Anfang 1937 die Tat-
sachen; sie schwiegen jedoch — anders als in *

3a) Thomas G. Wenzel, Thomas Manns Briefwech-
sel. Bibliographie gedruckter Briefe aus den Jahren 
1889—1955, Berlin 1969, S. 173; W. H. Perl, Thomas 
Mann 1933—1945, New York 1945, S. 29.



einem entsprechenden Fall —, weil sie die für 
das nationalsozialistische Regime wegen des 
weltweiten Widerhalls von Thomas Manns 
Antwort an den Bonner Dekan übel ausgelau-
fene Sache nicht von neuem aufrühren woll-
ten.

Was Obenauer betrifft, so war er 1935 durch 
das Ministerium auf den infolge der politi-
schen Umwälzung mehr als zwei Jahre hin-
durch vakant gebliebenen Lehrstuhl für 
Neuere Deutsche Literaturgeschichte in Bonn 
berufen worden. Dies geschah unter Nicht-
achtung verschiedener anderslautender Vor-
schläge der Fakultät und gegen deren aus-
drücklichen Willen, den sie in einer unter 
den obwaltenden Umständen geradezu er-
staunlichen Weise mehrfach bekundet hatte. 
Das Ministerium wollte in der von den Natio-
nalsozialisten verschiedentlich als ein für sie 
schwieriges Terrain bezeichneten Bonner Uni-
versität auf ein Ordinariat der Philosophi-
schen Fakultät mit weitreichender Ausstrah-
lungskraft einen politisch und weltanschau-
lich absolut zuverlässig wirkenden Vertrau-
ensmann bringen. Ausschlaggebend bei Oben-
auers Berufung war der Einfluß der SS und 
vor allem des SD, dem er angehörte. Diese 
Machtorganisationen wollten damit eine Posi-
tion an der Bonner Hochschule gewinnen.

Das dritte Kapitel aus der Geschichte der Be-
ziehungen zwischen Thomas Mann und der 
Bonner Universität bietet der historischen 
Kritik und Darstellung weit geringere Proble-
me als die beiden ersten. Es umfaßt das Jahr-
zehnt vom Ende der nationalsozialistischen 
Herrschaft bis zum Tode des Dichters. Die 
entscheidenden Vorgänge sind seit fast 25 
Jahren öffentlich bekannt. Aus bisher unbe-
kannten Quellen hat sich ergeben, daß nach 
Abschluß der Kampfhandlungen im Mai 1945 
keine andere Sorge die Universität Bonn so 
frühzeitig und so dringend beschäftigt hat wie 
die Bereinigung des durch Obenauers Vorge-
hen geschaffenen „Falles Thomas Mann". 
Nachdem sich der provisorische Verwal-
tungsrat der Hochschule Anfang Juni 1945 
bei seiner ersten Sitzung mit der Sache befaßt 
hatte, konnte die in den letzten Julitagen re-
konstituierte Philosophische Fakultät den ent-
scheidenden — übrigens von dritter Seite 
nicht beeinflußten — Beschluß am 27. August 
1945 fassen. Die weiteren Beziehungen zwi-
schen Thomas Mann und der Fakultät verlie-
fen korrekt und gewannen zunehmend an 
Wärme. 1955 nahm Thomas Mann eine Ein-
ladung der Universität zu einem Vortrag an, 

dessen Thema er bereits mitgeteilt hatte, als 
der Tod ihn traf.

Als 1965 unsere auf den Entzug der Ehren-
doktorwürde bezüglichen Forschungsergeb-
nisse erstmals im Zusammenhang öffentlich 
mitgeteilt worden sind, hat Richard Alewyn 
geurteilt, für die Universität Bonn liefe der 
„Fall Thomas Mann" auf einen Freispruch 
wegen erwiesener Unschuld hinaus. Nachdem 
sogar die früher durch die postume Kritik 
vermißte öffentliche Distanzierung von dem 
gegen Thomas Mann geführten Streich des 
Dekans durch wenigstens einen Bonner Pro-
fessor nachzuweisen ist — mag die histori-
sche Ironie auch wollen, daß dies kein ande-
rer als der Festredner bei der Bücherverbren-
nung vom 10. Mai 1933 war —, wird man sich 
Alewyns Ansicht schwerlich verschließen 
mögen. In den Akten der nationalsozialisti-
schen Studentenorganisation findet sich ge-
raume Zeit nach der Machtübernahme durch 
die NSDAP die bündige Klage: „unsere Hoch-
schulen in Bonn und Köln besitzen noch kei-
neswegs eine nationalsozialistisch ausgerich-
tete Dozentenschaft, von ganz geringen Aus-
nahmen abgesehen. Die Schwierigkeiten, wel-
cher [sic!] einer Überwindung dieses Zustan-
des gegenüberstehen", werden beim Adressa-
ten dieses Berichts als wohlbekannt voraus-
gesetzt; „sie sind bedingt durch den Mangel 
an nationalsozialistischen Lehrkräften, Wis-
senschaftlern usw."4). Andererseits hat die 
Forschung über das nationalsozialistische Ka-
pitel deutscher Vergangenheit bisher nicht 
widerlegt, was anderweitige Erfahrungen nur 
bestätigt haben und Thomas Mann für die 
braune Herrschaft in den lapidaren Satz faßte, 
der sich schon i

5

n einem Brief aus dem Hoch-
sommer 1933 findet: „Die Unzufriedenen, groß 
an Zahl ohne Zweifel, sind ohnmächtig" ). 
Doch würde eine hierauf gestützte Pauschal-
absolution so vordergründig bleiben wie ein 
vorschnelles Verdikt über die Universität, 
das, von irrigen Voraussetzungen ausgehend, 
den Blick nur auf ein einziges und isoliertes 
Faktum, das Schreibens des Dekans an Tho-
mas Mann vom 19. Dezember 1936, richten 
wollte. Geschichtliches Urteil muß zugleich 
umfassender begründet sein und differenzier-
ter vorgenommen werden.

4) Bundesarchiv Koblenz, NS 15/246.
5) Thomas Mann an A. M. Frey, 27. Juli 1933 
(Briefe I, S. 334).

Zunächst ist am „Fall Thomas Mann" — und 
zwar im ganzen Umfang des Verlaufs seiner 



Behandlung durch die verschiedenen damit 
zwischen 1933 und 1937 befaßten Stellen — 
das Funktionieren eines aus vielen Elementen 
persönlicher, legislativer und organisatori-
scher Art bestehenden, durch verfassungsmä-
ßige öffentliche Organe nicht mehr kontrol-
lierten Staats- und Verwaltungsapparats zu 
beobachten, dessen Mechanik anscheinend 
gar nicht oder nur wenig von den ihm dienst-
baren Individuen abhängig ist. Den einzelnen 
Elementen dieser Maschinerie kommen — 
wie in jedem modernen Staatswesen — je-
weils nur begrenzte Funktionen zu; daher ist 
ihnen kaum je Gesamtverantwortung bewußt. 
Ihr Ineinandergreifen und Zusammenarbeiten, 
die über Ressortgrenzen hinweg wirkende 
Automatik der Apparatur, erzeugen die von 
den übergeordneten, jeder Kontrolle entzoge-
nen Steuerungsmächten des Ganzen ge-
wünschten Effekte, sofern nur der Apparat 
die dafür zweckmäßigste Konstruktion erhal-
ten hat. Diese kann — wie im Falle des tota-
len Umsturzes im Bereich der Universitäts-
und Fakultätsverfassung unter einem so 
harmlosen Etikett wie „Vereinfachung der 
Hochschulverwaltung" — relativ unschwer 
erzielt werden. Die Mechanik ist, wie gerade 
unser Beispiel lehrt, offenbar selbst heute und 
sogar für kritisch veranlagte Köpfe im allge-
meinen nicht leicht durchschaubar. Zu der 
politisch gewünschten Umfunktionierung wa-
ren 1933—1935 nur wenige Manipulationen 
vorzunehmen; die äußeren Formen samt dem 
überkommenen, nun sinnentleerten Vokabu-
lar konnten beibehalten werden. Andererseits 
kann auch in einer solchen Apparatur — und 
dies ist als genau so wichtig zu beachten — 
immer noch Spielraum für die Rolle bleiben, 
die einzelnen Menschen und ihren jeweiligen 
Entscheidungen in dem täglich zur geschicht-
lichen Vergangenheit erstarrenden Leben zu-
kommt. Diese Tatsache hat der nationalsozia-
listische Staat sogar besonders klar hervortre-
ten lassen, da von der Spitze bis in die unter-
sten Bereiche der Verwaltung gemäß dem 
»Führerprinzip“ demokratische und genossen-
schaftliche Mehrheitsbeschlüsse durch die 
Entscheidungskompetenz einzelner Amtsträ-
ger ersetzt waren. Hierin lagen auch gewisse 
Chancen, um die von der Obrigkeit verfolg-
ten Absichten mildern oder sogar ins Gegen-
teil verkehren zu können. Ob und wie derar-
tige Möglichkeiten wahrgenommen wurden, 
hing von vielen Umständen ab, jedenfalls 
letztlich in höchst nuancierter Weise von in-
dividuellen und momentanen Entschlüssen 
bestimmter Personen.

Für diesen Sachverhalt bietet die Geschichte 
der Ausbürgerung Thomas Manns und des 
Entzugs seiner Ehrendoktorwürde verschiede-
ne Beispiele. So ist der vorgeschriebene und 
mehrfach eingeschärfte Entzug akademischer 
Grade infolge Aberkennung der deutschen 
Staatsangehörigkeit bei den durch dasselbe 
Dekret wie Thomas Mann Betroffenen auf-
grund einer in derartigen Verfahren vorgese-
henen Rundverfügung des Reichskultusmini-
steriums erst im Frühjahr 1937 ausgesprochen 
worden. Es geschah speziell im Bereich der 
Bonner Philosophischen Fakultät durch den 
Beschluß Obenauers über Siegfried Thalhei-
mer vom 11. März 1937. Wenn Thomas Mann 
unabhängig hiervon schon Mitte Dezember 
1936 sein Dr. phil. h. c. entzogen worden ist, 
so muß dieser Vorwegnahme der persönliche 
Entschluß eines einzelnen zugrunde liegen, 
wer immer dies gewesen sein mag. Denn 
nicht bloß möglich, sondern normal, nämlich 
im Einklang mit dem sonst stets beobachteten 
Geschäftsgang, würde es sein, daß auch die 
Maßnahme gegen den Dichter erst durch die 
erwähnte Rundverfügung vom März 1937 aus-
gelöst worden wäre. Im Licht mancher inzwi-
schen zu Tage getretenen Vorgänge aus der 
inneren Geschichte des nationalsozialisti-
schen Reiches wäre es sogar denkbar, daß ein 
mit dem Vorgehen der Machthaber nicht ein-
verstandener und als Verwaltungsroutinier zu 
einem derart aus Kühnheit und List gepaarten 
Verhalten befähigter Amtsträger die Entschei-
dung geschickt verzögert, wenn nicht gar zu 
verhindern gesucht hätte. Aktivitäten solcher 
Art in den Berliner Ministerien sind bei dem 
Ausbürgerungsverfahren gegn Thomas Mann 
nachzuweisen. Der Dekan Obenauer war aus 
vielen, in seinem Wesen, Werdegang und da-
maligen politisch-weltanschaulichen Standort 
liegenden Gründen zu derlei Taten gewiß 
nicht der Mann. Andererseits können die 
nach 1945 von ihm und dem ehemaligen Rek-
tor, Professor Schmidt, gelieferten Erklärun-
gen in dem springenden Punkt nicht überzeu-
gend dartun, daß die Initiative für die Ingang-
setzung des akademischen Verfahrens gegen 
den Dichter im Dezember 1936 bei den Berli-
ner Zentralstellen gelegen habe. Vielmehr 
spricht alles dafür, daß sie in Bonn zu suchen 
und daß Obenauer bei ihr die Hauptfigur ge-
wesen ist, wenn vielleicht auch ein erster An-
stoß dazu in einem Hinweis vermutet werden 
darf, den der Universitätskurator Bachem ge-
liefert haben mag. Obenauers individuelle, in 
gewissem Umfang von dem damaligen Rektor 
geteilte moralische und politische Verantwor-



tung für den mit seiner Unterschrift vollzoge-
nen Akt der akademischen „Exkommunika-
tion" des großen deutschen Dichters liegt da-
mit fest — so unbezweifelbar auch der Dekan 
dabei im Rahmen der zu jener Zeit geltenden 
Gesetze und Vorschriften als einfaches Exe-
kutivorgan gehandelt hat und so gewiß dies 
nach Fühlungnahme mit dem zuständigen 
Ministerium geschehen ist, das die bestehen-
de Vorschrift natürlich nur bestätigen konnte. 
Es war diese moralische und politische Ver-
antwortung Obenauers für den Entzug von 
Thomas Manns Ehrendoktorwürde, welche 
die Bonner Philosophische Fakultät 1957 be-
wog, den formell durch das Entnazisierungs-
verfahren Entlasteten trotz seines durch Ver-
waltungsgerichtsurteil gesicherten und vom 
Kultusminister des Landes unterstützten An-
spruchs nicht wieder als Glied ihrer Korpora-
tion zuzulassen.

Das Problem von Schuld und Verantwortung
Ob angesichts der formaljuristischen und fak-
tischen Sachlage, die eine Schuld der Fakul-
tät an dem Geschehen mit Sicherheit aus-
schließt, nicht doch auch ihr ein Teil Verant-
wortung zuzumessen ist, muß losgelöst von 
dem einzelnen Ereignis beurteilt werden, das 
bislang dafür herhalten mußte, um diese Fa-
kultät speziell wegen dieses Aktes zu verur-
teilen. Das legt sich schon dadurch nahe, daß 
das Vorkommnis gar nicht so einzigartig in 
der deutschen Hochschulgeschichte während 
der nationalsozialistischen Ära dasteht, wie 
oft angenommen worden ist. War schon der 
Entzug von Thomas Manns Ehrendoktorwürde 
wie ihre Verleihung in einen umfassenderen 
Zusammenhang zu stellen, um adäquat beur-
teilt werden zu können, so gilt genau das 
gleiche vom Verhalten der Bonner Philoso-
phischen Fakultät nach der nationalsozialisti-
schen Machtübernahme. Die Stunde ihrer Be-
währung hatte nicht erst geschlagen, als es 
darum ging, Thomas Mann den ihm einst zu-
erkannten Ehrengrad zu nehmen. Will man 
überhaupt einen solchen Entscheidungsmo-
ment zeitlich festlegen, so kommt dafür ein 
Tag in Frage, der mehr als drei Jahre vor 
dem Schreiben Obenauers an den Dichter 
liegt. Für den rückschauenden Blick, der — 
wie das spätere Urteil — häufig schärfer zu 
sein pflegt als die Einsicht der beteiligten 
Zeitgenossen im Moment derartig folgen-
schwerer Entscheidungen, ist dieser „dies 
ater" der Fakultät schon der 8. November 

1933 6). Damals, bei der ersten Sitzung im 
Wintersemester, nahm sie ohne erkennbare 
Regung, ohne Widerspruch, ja selbst ohne Be-
denken zu äußern, den Erlaß des Kultusmini-
sters „zur Vereinfachung der Hochschulver-
waltung" vom 28. Oktober zur Kenntnis, der 
ihre sonst eifersüchtig gehüteten, unverzicht-
bar mit dem Wesen einer wissenschaftlichen 
Korporation zusammenhängenden Fundamen-
talrechte beseitigte. Die Fakultät bemühte 
sich sogar, die neuen Vorschriften in einer 
aus willfährigem Gehorsam und holpriger 
Ratlosigkeit gemischten Bereitschaft noch am 
selben Tage anzuwenden. Sie scheiterte bei 
diesem Versuch, das ihr Unangemessene zu 
tun, ohne darum auch zur Einsicht in die 
Lage zu gelangen. Indem die Fakultät sich so 
dem „Führerprinzip" unterwarf, hatte sie sich 
ihre verbrieften Rechte nehmen lassen; sie 
konnte damit aber nicht der moralischen und 
politischen Verantwortung für alles ent-
schlüpfen, was künftig aufgrund dieser Tatsa-
che in ihrem Namen geschehen sollte. Darin 
liegt ihr Teil Verantwortung für den Entzug 
von Thomas Manns Dr. phil. h. c. im Dezem-
ber 1936.
Wir sind uns bewußt, mit diesem Urteil zahl-
reiche Fragen unbeantwortet zu lassen oder 
sogar neu aufzuwerfen. Sie sind hier nicht 
weiter zu erörtern. Ihre Lösung ist dringlich 
und sollte von der zeitgeschichtlichen For-
schung über die deutschen Universitäten in 
Angriff genommen werden. Dazu gehört z. B. 
das schwierige Problem, ob in der Lage, der 
sich die Hochschulen zu Beginn des Winter-
semesters 1933/34 gegenübersahen, eher Wi-
derstand oder taktische Anpassung geboten 
erscheinen mochte, und ob die von den Erfah-
rungen der Zukunft noch nicht gewitzten Be-
troffenen damals überhaupt derjenigen Ent-
scheidung fähig sein konnten, die heute als 
angemessen betrachtet wird. Solche Fragen 
tauchen bekanntlich nicht nur in diesem Zu-
sammenhang auf, sondern bei zahlreichen Er-
eigniskomplexen aus der Geschichte des na-
tionalsozialistischen Deutschland oder ande-
rer Herrschaftssysteme, natürlich besonders 
solchen totalitärer Art. Sie führen schließlich 
auf Grundprobleme des menschlichen Verhal-
tens und auf Zentralfragen der Geschichtswis-
senschaft als einer Disziplin, die im Span-
nungsfeld zwischen Erkennen und Verstehen 
auf der einen Seite, Werten und Richten auf 
der anderen Seite liegt.
•6) Zum Folgenden vgl. Protokolle der Fakultäts-
sitzungen der Philosophischen Fakultät 1932—1944, 
Universitätsarchiv Bonn.



In der Novelle „Mario und der Zauberer", 
die Thomas Mann gerade vollendet hatte, 
als er im November 1929 die Feststunde in 
der Bonner Universität erlebte, finden sich 
die folgenden Sätze: w... Wahrscheinlich 
kann man von Nichtwollen seelisch nicht le-
ben; eine Sache nicht tun wollen, das ist auf 
die Dauer kein Lebensinhalt; etwas nicht wol-
len und überhaupt nicht mehr wollen, also 
das Geforderte dennoch tun, das liegt viel-
leicht zu benachbart, als daß nicht die Frei-
heitsidee dazwischen ins Gedränge geraten 
müßte* 7). Georg Lukäcs hat darin eine un-
übertreffliche Beschreibung der „Wehrlosig-
keit jener Menschen aus dem deutschen Bür-
gertum“ gefunden, „die Hitler nicht wollten, 
ihm jedoch über ein Jahrzehnt widerspruchs-
los gehorchten" 8). Die Erkenntnis Thomas 
Manns kann vielleicht auch für manches tief 
Befremdliche in Universitäten und Behörden 
Deutschlands während des Dritten Reiches in 
Anspruch genommen werden, — um es zu er-
klären, nicht aber, um daraus eine Entschuldi-
gung zu zimmern. Das Schlußurteil über das 
Verhalten der deutschen wissenschaftlichen 
Hochschulen gegenüber dem Nationalsozialis-
mus wird zahlreiche weitere Umstände zu be-
rücksichtigen haben. Nicht zuletzt muß das 
Gesamturteil davon beeinflußt werden, wel-
cher Anteil an Schuld und Verantwortung 
den Hochschulen hinsichtlich der Entwick-
lung zuzumessen ist, die in der Machtüber-
nahme durch den Nationalsozialismus einen 
Abschluß fand. Thomas Mann hat in seinem 
Antwortschreiben nach Bonn auf die Mit-
schuld an dem, was in Deutschland eingetre-
ten war und sich damals weiter schmachvoll 
ereignete, hingewiesen. Die Bedeutung von 
Hochschulen, Fakultäten und einzelnen Pro-
fessoren für die unheilvolle Wendung, die die 
deutsche Geschichte während der ersten Hälfte 
des zwanzigsten Jahrhunderts genommen hat, 
läßt sich in der Tat nicht auf das Verhalten 
reduzieren, das sie 1933 und in den Jahren 
danach gezeigt haben. Es ist in diesem Zu-
sammenhang nicht immer leicht, zwischen In-
stitutionen und Personen zu scheiden, da die 
korporative Verfassung der Universitäten 
ebenso wie das soziale und geistige Ansehen 
bestimmter einflußreicher Professoren die 
Grenze stark verwischt erscheinen lassen. 
Berthold Litzmann war einer der Geheimräte, 
die mindestens in der Zeit, die uns wegen 

9) Zitiert nach E. Leiser, „Deutschland erwache!“ 
Propaganda im Film des Dritten Reichs, Reinbek 
1968, S. 31.

Thomas Manns Ehrenpromotion näher zu be-
schäftigen hatte, eine derart beherrschende 
Rolle in der Bonner Philosophischen Fakultät 
spielten. Er ist in den erwähnten neueren 
Darstellungen nirgends berücksichtigt wor-
den, obwohl er als akademischer Lehrer jahr-
zehntelang bewußt und eindringlich national-
politische Erziehung betrieben hat, und zwar 
im Sinne des imperialistischen deutschen 
Machtstaatsgedankens. Daß Litzmann nicht in 
den Gesichtskreis dieser Untersuchungen ein-
bezogen wurde, ist um so verwunderlicher, als 
er ein besonders deutliches Bindeglied zwi-
schen dem politischen Professorentum der 
Reichsgründungszeit, dessen eiferndes Wir-
ken er fortsetzen zu müssen meinte, und der 
nationalsozialistischen Enkelgeneration bilde-
te. Von ihr hat Joseph Goebbels übrigens 
1917 als Bonner Student zu den Hörern einer 
Heine-Vorlesung Litzmanns gezählt. Sie dürf-
te ihn schwerlich in Richtung seines späteren 
Judenhasses beeinflußt haben, denn Litzmann 
war ein Verehrer Heines und wurde lange 
vor 1914 von antisemitischen Hetzern wegen 
seines Eintretens für ein Denkmal des Dich-
ters in dessen Gebu
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rtsstadt wüst attackiert. 
Wenn aber der Reichspropagandaminister im 
Mai 1933 für sein eben gegründetes Ressort 
beanspruchte, „in Deutschland eine geistige 
Mobilmachung zu vollziehen" und „auf dem 
Gebiete des Geistes dasselbe“ zu bedeuten, 
was das Wehrministerium auf dem Gebiete 
der Waffen sei ), so hatte Litzmann, wie wir 
uns erinnern, schon 1906 beim Arbeitsbeginn 
der „Literarhistorischen Gesellschaft" nach 
Wort und Sinn beängstigend gleichlautende 
Forderungen erhoben. Die Invektiven schließ-
lich, die Litzmann 1913 gegen den Literatur-
Nobelpreis, den mit ihm ausgezeichneten Ger-
hart Hauptmann als Autor des „Festspiels in 
deutschen Reimen" und als Anhänger der 
Friedensbewegung, schließlich auch gegen li-
terarische Ästheten richtete, die sich in 
Selbstbespiegelung erschöpften, anstatt Er-
rungenschaften zu verherrlichen, welche ein 
Volk groß und stark machen, finden sich teil-
weise zwölf Jahre später genauso und wegen 
der gleichen Sache im „Völkischen Beobach-
ter" an die Adresse des nämlichen Gerhart 
Hauptmann gerichtet wieder. Sie schlagen 
dieselben Töne an, die nationalsozialistische 
Zeitungen und die bürgerlich-nationalistische 
Publizistik in den zwanziger und dreißiger

7) Thomas Mann, Mario und der Zauberer, Gesam-
melte Werke, Bd. VIII, S. 702.
8) G. Lukäcs, Thomas Mann, Berlin 1950, S. 38.



Jahren ständig gegenüber Thomas Mann und 
anderen ihnen verhaßten Autoren erklingen 
ließen. Es muß genügen, diese wenigen Ein-
zelzüge, die unsere Untersuchung aufgedeckt 
hat, als gewiß doch symptomatische Anzei-
chen für Zusammenhänge ins Licht zu rücken, 
die ebenso wie personen- und institutionsge-
schichtliche Tatsachen aus dem Bereich der 
„braunen Universität“ sehr genau historisch 
erforscht und nicht bloß al fresco geschildert 
oder als „chronique scandaleuse“ ausgebeutet 
zu werden verdienen.
Wider Erwarten boten insgesamt nicht die 
Fakultätsakten für unser Vorhaben den größ-
ten Gewinn an neuer Faktenkenntnis, über-
haupt erwies sich ja der Entzug von Thomas 
Manns Bonner Ehrendoktorwürde nicht als 
Ereignis autonomen Ranges, sondern als 
Nachgeburt der Aberkennung der deutschen 
Staatsangehörigkeit des Dichters. Indem auch 
in diesem Falle der Lebenszusammenhang ei-
nes Einzelgeschehens berücksichtigt wurde, 
konnten für dessen Interpretation Tatsachen 
ermittelt werden, die nicht einfach den Akten 
zu entnehmen sind, welche allein Thomas 
Mann betreffen. Um hier ebenfalls das allge-
meinste Resultat zunächst vorwegzunehmen: 
kein Ausbürgerungsverfahren in der gesam-
ten Geschichte des Dritten Reichs hat die Be-
hörden so ausführlich beschäftigt und so vie-
le Wechselfälle erlebt, wie das von Thomas 
Mann. Auch darin spiegelte sich dialektisch-
ironisch der unvergleichliche Rang, den der 
Dichter als Repräsentant deutschen Geistesle-
bens in der Welt einnahm. Hitler selbst muß-
te schließlich die Entscheidung treffen.
Verschiedene Vermutungen über den Anlaß 
des Verfahrens und die hinter ihm steckenden 
treibenden Kräfte erwiesen sich als irrig. 
Thomas Mann hatte selbst richtig geurteilt, 
daß sein mit denkbar schärfster Kritik an den 
heimischen Machthabern verbundenes Be-
kenntnis zu den deutschen Emigranten in dem 
Offenen Brief an Eduard Korrodi vom 2. Fe-
bruar 1936 die Ausbürgerung des Verfassers 
unweigerlich nach sich ziehen mußte. Sie 
drohte ihm freilich schon seit Jahren. Nicht 
Goebbels war ihr Urheber, wie gern vermutet 
wurde. Sein Ministerium hat ihr vielmehr lan-
ge widerraten und sich deswegen zusammen 
mit dem Reichsministerium des Innern und 
dem bis zuletzt bremsenden Auswärtigen Amt 
sogar das von Heydrich deutlich zum Aus-
druck gebrachte Mißfallen der Geheimen 
Staatspolizei zugezogen. Diese selbst war es, 
die das Verfahren gegen den Dichter mit un-
beirrter Zielstrebigkeit betrieb. Die durch das 

Gespann Himmler/Heydrich beherrschte 
Bayerische Politische Polizei hatte den Stein 
ins Rollen gebracht, gleich nachdem das 
Reichsgesetz vom 14. Juli 1933 über die Aber-
kennung der deutschen Staatsangehörigkeit 
und den Widerruf von Einbürgerungen hierzu 
die Möglichkeit geliefert hatte. Der Inhalt der 
Akten und die sonst gewonnenen Erkenntnis-
se illustrieren den Anteil, den die SS an dem 
Vorgehen gegen Thomas Mann gehabt hat, 
näher, einsetzend mit der überraschenden 
Tatsache, daß die „Münchner Neuesten Nach-
richten" soeben Himmler hörig geworden wa-
ren, als sie Mitte April 1933 den „Protest der 
Richard-Wagner-Stadt München“ veröffent-
lichten, der Thomas Mann für die Einliefe-
rung in das Konzentrationslager Dachau qua-
lifizierte und so dem entsprechenden „Schutz-
haft"befehl präludierte. Die Bayerische Politi-
sche Polizei, die Thomas Mann nicht aus den 
Augen ließ, war und blieb seit der gleichen 
Zeit unter staatlicher Firma faktisch ein SS-
Instrument. Als Himmler und Heydrich unter 
Mitnahme einer großen Zahl ihrer Münchner 
Helfer ihr Tätigkeitsfeld nach Berlin verlegen 
konnten, wurde auch die ihnen jetzt unter-
stellte Preußische Geheime Staatspolizei zu 
einer SS-Domäne, in deren Aufgabenbereich 
fortan die Verfolgung Thomas Manns lag. Die 
beiden Bonner Professoren, die im Zusammen-
hang mit dem Entzug der Ehrendoktorwürde 
des Dichters aktiv geworden sind — v. Antro-
poff, der ihn 1935 vergeblich anregte, und 
Obenauer, der ihn anderthalb Jahre später 
vollzog — gehörten ebenfalls dem schwarzen 
Orden an und fühlten sich ihm besonders ver-
pflichtet. Wir haben keinen Beweis dafür fin-
den können und dürfen es auch für unwahr-
scheinlich halten, daß sie etwa auf Weisung 
ihrer SS- und SD-Vorgesetzten gehandelt ha-
ben. Aber es ist natürlich auch kein Zufall, 
daß gerade sie wie viele andere, im Verlauf 
der zu schildernden Begebenheiten auftreten-
de Personen — die Heydrich, Beck, Schreie-
der, Mattiat, Krieck, Spengler, Rößner und 
schließlich auch der im Spätjahr 1936 von 
Himmler persönlich in die SS aufgenommene 
Legationsrat Schumburg, der jahrelang im 
Auswärtigen Amt die Angelegenheit Thomas 
Mann bearbeitet hatte, ferner zwei der drei 
Professoren, die als Gutachter bei der Beru-
fung Obenauers nach Bonn durch das Mini-
sterium herangezogen worden waren — die 
Uniform mit dem Totenkopfabzeichen und 
den SS-Runen trugen oder das Vertrauen des 
SD genossen. Die zu ihrer Zeit von der Öf-
fentlichkeit wenig bemerkte Gewichtsver-



Schiebung zugunsten der SS im Herrschafts-
gefüge des Dritten Reiches, Himmlers still, 
aber erstaunlich zügig vorgenommene interne 
Machtübernahme, verrät sich in diesen Ein-
zelheiten.
In die gleiche Richtung weisen Erkenntnisse, 
die der Fall Thomas Mann über die Entwick-
lung des Verfahrens zur Aberkennung der 
deutschen Staatsangehörigkeit vermittelt. Be-
mühten sich die Beamten des Reichsinnenmi-
nisteriums und anderer Ressorts anfangs nicht 
ohne gewissen Erfolg darum, gegen national-
sozialistische Wünsche den Kreis der von 
Ausbürgerung unmittelbar Betroffenen sowie 
die Erstreckung auf Dritte in Grenzen zu hal-
ten, und konnte es zunächst im mündlichen 
oder schriftlichen Meinungsaustausch der be-
teiligten Ministerien gelingen, Rücksichtnah-
me auf Bedenken zu erreichen, so fungiert 
schließlich nicht mehr die Polizeibehörde als 
Exekutivorgan des Innenministeriums, son-
dern dieses als ausführende Instanz für die 
von Himmler, Heydrich und ihren Gehilfen in 
der Gestapo verfolgten Absichten. Schon im 
Spätjahr 1933, als die Angelegenheit nur erst 
Münchner Amtsstellen beschäftigte, deutet 
die Behandlung der Eingabe von Thomas 
Manns Rechtsanwalt durch den Bayerischen 
Kultusminister an, wohin das Schiff steuerte. 
Schemm verschleppte die Sache, bis die Poli-
tische Polizei ihr Ersuchen um Ausbürgerung 
des Dichters im Geschäftsgang der Regierung 
auf gutem Wege wissen durfte. Die totale 
Wirkungslosigkeit, die Fricks günstigem Er-
laß vom 28. Mai 1935 in Sachen Thomas 
Mann trotz seines klaren Inhalts bei der 
Bayerischen Politischen Polizei beschieden 
war, verrät, bis zu welchem Grade die Selbst-
herrlichkeit des SS-beherrschten Polizeiappa-
rats damals gediehen war — mochten hier 
auch örtliche Besonderheiten mit im Spiel 
sein, die selbst damals gegenüber einer Berli-
ner Zentralstelle hinhaltenden Widerstand na-
helegen konnten. Im Gegensatz zu der bis 
Mitte 1935 im Reichsinnenministerium noch 
deutlich spürbaren mäßigenden Tendenz do-
kumentieren dann ein Jahr später die auf 
schnellste Erfüllung von Heydrichs Verlan-
gen nach Ausbürgerung Thomas Manns drän-
genden, durch dieselben Beamten wie früher 
bearbeiteten Schreiben des gleichen Hauses 
den inzwischen vollzogenen Wandel deutlich 
genug. Er wird im September 1936 kraß sicht-
bar, wenn auf einem Kopfbogen des Reichsin-
nenministeriums ungeniert ein Geschäftszei-
chen der Geheimen Staatspolizei erscheint, 
unter dem Heydrich die — schon einmal in 

München 1933 vorbereiteten — vermögens-
rechtlichen Konsequenzen von Thomas 
Manns nur erst beantragter, noch gar nicht 
beschlossener Ausbürgerung so gut wie vor-
wegnahm. Einige Zeit später hatte die von 
der Geheimen Staatspolizei durch die zustän-
digen Reichsressorts den Hochschulen über-
mittelte Nachricht, der Reichsführer SS und 
Chef der deutschen Polizei habe ein Ausbür-
gerungsverfahren eingeleitet, schon zur Fol-
ge, daß den Betroffenen durch „Fakul-
täts"beschlüsse reihenweise ihre akademi-
schen Grade entzogen wurden. Mit alledem 
soll nicht bestritten werden, daß „die SS ...
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alles andere als eine einheitliche und straff 
geführte, .monolithische' Organisation, son-
dern ein durch zahlreiche Parteiungen gespal-
tenes . .. Gebilde darstellte" )  und daß es 
eine ungeschichtliche Vereinfachung sein 
würde, von einem SS-Staat zu sprechen. Auch 
mag die Ansicht richtig sein, daß Himmler 
um 1935 planvolles Handeln nicht nachzuwei-
sen sei. Gleichwohl fügten sich — das lehrt 
das Gesamtergebnis unserer Beobachtungen 
— die einzelnen Handlungen, die auf ihn und 
die Leute seiner SS zurückgingen, zu einem 
Symptomenkomplex, der die wachsende Herr-
schaft von SS und SD sicherstellte und zu be-
trächtlicher Wirkung brachte.
Es fällt heute nicht schwer, einen Hauptgrund 
für das an Balzacs „Peau de Chagrin" erin-
nernde Dahinschwinden der von den Beamten 
des Reichsinnenministeriums verwalteten 
Macht im Bereich des Staatsangehörigkeits-
rechts zu erkennen. Wenn sie in den ersten 
zwei, drei Jahren der nationalsozialistischen 
Herrschaft noch versuchten, die seit dem ein-
schlägigen Gesetz vom 14. Juli 1933 der 
Exekutive gebotenen Möglichkeit nicht aus-
ufern zu lassen, so kurierten sie an Sympto-
men eines Übels, dessen absolut verderbli-
cher Kern dadurch keineswegs berührt wur-
de. Er besteht darin, daß das Gesetz und die 
dazu erlassenen Richtlinien den Entzug der 
Staatsangehörigkeit einem Verwaltungsver-
fahren zuwiesen, das sich im geheimen ab-
spielte und Kabinettsjustiz von reinstem 
Wasser darstellt. Thomas Manns Rechtsan-
walt hatte nur durch besondere Umstände in 
München davon erfahren und damit aus-
nahmsweise die Möglichkeiten erhalten, ein-
zugreifen, um den Versuch zu machen, das 
Verfahren zugunsten des Inkulpanten zu be-
einflussen. Einen Rechtsanspruch darauf be-
saß er nicht. Die Ausbürgerung wurde als
10) R. Bollmus, Das Amt Rosenberg und seine Geg-
ner, Stuttgart 1970, S. 242. 



schwere entehrende Strafe verhängt — so 
lautete die amtliche Interpretation. Aber die 
Betroffenen wurden bei dem Verfahren nicht 
gehört. Sie hatten weder Gelegenheit, sich zu 
verteidigen, noch die Möglichkeit, nach er-
gangenem Urteil eine Revisionsinstanz anzu-
rufen. Indem die meist im anspruchsvollen 
Dienst der inneren Verwaltung bewährten, 
z. T. auch nachweislich nicht zu Hitlers An-
hängern zählenden Beamten des Reichsinnen-
ministeriums diese jeder Rechtsstaatlichkeit 
hohnsprechende Prozedur behutsam zu hand-
haben, jedoch nicht prinzipiell zu bestreiten 
willens waren, erfolgte ein Deichbruch, der 
dem späteren Polizei- und Terrorregime 
Himmler/Heydrich freie Bahn bereitete. Er 
war möglich, weil offenbar entgegen dem 
Sprichwort „C’est le premier pas qui cote" 
der erste Schritt im Sommer 1933 aus man-
cherlei Gründen unverfänglich erschien. 
Künftige Forschung wird zu klären haben, ob 
nicht sogar die Referenten und Abteilungslei-
ter, die sich zunächst bemühten, nur in Aus-
nahmefällen das Gesetz anzuwenden, auf-
grund dessen erst einige, später aber Hunder-
te, ja viele, viele Tausende von Deutschen 
der Staatsangehörigkeit beraubt worden sind, 
die betreffende
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n Bestimmungen selbst im 
Frühjahr und Sommer 1933 auf höhere Wei-
sung formuliert haben. Die Frage nach der 
Möglichkeit und Zweckmäßigkeit prinzipiel-
len Widerstandes, die sich bereits im Zusam-
menhang mit dem Verhalten der Universitä-
ten und Fakultäten stellte, erhebt sich hier 
aufs Neue. Aus dem Bericht eines unmittelbar 
Beteiligten entnehmen wir, wie die sogenann-
ten Nürnberger Gesetze, für die die gleiche 
Abteilung des Reichsinnenministeriums feder-
führend war, die auch die Ausbürgerungsan-
gelegenheiten bearbeitete, durch düsteres Zu-
sammenwirken von Rassefanatismus der 
NSDAP und gesetzestechnischem Sachver-
stand der Beamten unter heftiger Pression auf 
dem Reichsparteitag 1935 zustande gekommen 
sind, danach aber stellenweise im Vollzug zu 
mildern versucht wurden ). Man weiß, wo-
hin die sogenannte Rassepolitik des Regimes 
schließlich geführt hat. Der Verlauf der An-
wendung des zu einer verwandten Rechtsma-
terie erlassenen Gesetzes über den Entzug der 
Staatsangehörigkeit auf Thomas Mann zeigt, 
bis zu welchem Grade der inneren Verwir-

11) Vgl. die Schilderung des beteiligten Ministerial-
rats Dr. Lösener in der von W. Strauß angeregten 
und veröffentlichten Aufzeichnung „Als Rasserefe-
rent im Reichsministerium des Innern" (Viertel-
jahrshefte für Zeitgeschichte 9, 1961, S. 272 ff.). 

rung, ja hilflosen Korrumpierung des Rechts-
bewußtseins und schließlich doch Erfolglosig-
keit allen Bemühens um milde Praxis die Be-
reitwilligkeit zur Kooperation auch hier ge-
deihen konnte. Sie begründete faktisch eine 
verhängnisvolle Komplizenschaft.
So hat unsere Arbeit einige Beobachtungen 
zu den zeitgeschichtlichen Fragenkreisen 
„Partei und Staat im Dritten Reich", „Beam-
tentum im nationalsozialistischen Staat" und 
„Aufstieg des SS-Staates“ beisteuern kön-
nen, die die Forschung in den letzten Jahren 
lebhaft beschäftigt haben. Der Ausbau der SS-
Macht zu einem im Wirtskörper des beste-
henden Staates sich entwickelnden und die-
sen immer mehr beherrschenden Organismus 
ist an zahlreichen Stellen zu beobachten; ge-
rade die relative Enge unseres Untersu-
chungsfeldes verleiht den hierzu ermittelten 
Tatsachen besondere Beweiskraft. Wir stoßen 
auf die entsprechenden Fakten nicht allein 
bei der inneren Verwaltung — zunächst in 
Bayern, dann bei den Berliner Reichsbehör-
den — sondern ebenso schon bemerkenswert 
früh bei dem führenden Blatt Münchens, spä-
ter im Reichskultusministerium und bei per-
sonalpolitischen Entscheidungen im Hoch-
schulbereich bis hinunter zur Besetzung einer 
Assistentenstelle des Bonner Germanistischen 
Seminars mit einem hauptamtlichen SD-Mitar-
beiter. SS- und SD-Einfluß läßt sich sogar bei 
der sorgfältig gesteuerten publizistischen Be-
handlung aufdecken, die Thomas Manns Ant-
wort an den Bonner Dekan in Deutschland er-
fuhr. Beim Auswärtigen Amt traten, soweit 
unsere Beobachtungen reichen, d. h. in den 
mit Thomas Manns Ausbürgerung befaßten 
Referaten und in höheren Rängen des Hauses 
bis zur Jahreswende 1936/37, Expansion und 
Einfluß der SS noch nicht in Erscheinung — 
von Schumburg abgesehen, der später als 
eine „rara avis“ von SS-Treue unter den Di-
plomaten gerühmt wurde, die Linie des Hau-
ses im Falle Thomas Mann jedoch, soweit die 
Akten dies erkennen lassen, loyal eingehalten 
hat. Freilich war er gerade in den Oktoberta-
gen 1936, die die Entscheidung innerhalb des 
Amts auf dramatische Weise heranreifen sa-
hen, an den Geschäften nicht beteiligt; gleich 
danach zeigte er sich als frisch eingekleideter 
SS-Offizier in der Rolle des wachsamen Ju-
dengegners.
Die Wilhelmstraße erscheint in dem uns ent-
gegentretenden Bild vorwiegend in der Rolle 
einer Schutzmacht für Thomas Mann, wenn 
auch nicht unbedingt durch alle auftretenden 
Angehörigen des Auswärtigen Dienstes ver-



körpert. Die Quellenlage ist hier günstiger als 
bei fast allen anderen Behörden und Institu-
tionen, deren Akten benutzt werden konnten, 
so daß wir — im Unterschied besonders zu 
den übrigen Reichsministerien — beim Aus-
wärtigen Amt auch den Niederschlag amtsin-
temen Denkens und den Werdegang der Ent-
scheidungen kennen. Doch bleibt selbst hier 
fraglich, ob erfahrungsgesättigter und pflicht-
mäßig geübter außenpolitischer Pragmatismus 
oder tiefergehende „kulturmoralische" Beden-
ken bei den verschiedenen Beamten jeweils 
maßgebend gewesen sind, die immer wieder 
hemmend den Gang des Verfahrens gegen 
Thomas Mann beeinflußt haben. Man ist ver-
sucht, für Leser, die die Wirklichkeit des Le-
bens in einem totalitären Staats- und Gesell-
schaftssystem nicht aus persönlicher Erfah-
rung kennen, hinzuzufügen, daß Auskunft 
hierüber in amtlichen Akten natürlich auch 
gar nicht zu erwarten ist. Ebenfalls läßt sich 
der persönliche Anteil einzelner Angehöriger 
des Auswärtigen Amtes am Gang der Ereig-
nisse trotz der vorzüglichen Überlieferung 
nicht immer mit aller wünschenswerten Deut-
lichkeit feststellen. So bleibt vor allem offen, 
ob das Verhalten des Vortragenden Legati-
onsrates v. Kotze, der den Reichsaußenmini-
ster v. Neurath in den letzten Oktobertagen 
1936 bewog, seine gerade getroffene Entschei-
dung aufzuheben, um zu fordern, Hitler selbst 
solle über den Antrag auf Ausbürgerung Tho-
mas Manns befinden, dem eigenen Entschluß 
v. Kotzes entsprach oder ob es von dritter 
Seite inspiriert worden ist. Die zweite Mög-
lichkeit ist deshalb in Betracht zu ziehen, 
weil v. Kotze als Persönlicher Referent des 
Ministers zu einer derartigen Intervention in 
erster Linie als Vermittler geeignet und die 
auf seinen Vortrag hin getroffene Entschei-
dung schon vorher in dem zuständigen Refe-
rat des Auswärtigen Amtes vorgeschlagen 
worden war. Es muß uns genügen, festzustel-
len, daß v. Kotze jedenfalls einen ungewöhnli-
chen Schritt unternommen und ein nicht all-
tägliches Ergebnis erzielt hat, als der Minister 
seine erste Entscheidung umstieß, und daß 
dieser beherzte Vorstoß eines Beamten nur 
um Haaresbreite das angesteuerte Ziel ver-
fehlte. Die durch v. Neuraths zweite Entschei-
dung gewonnene Zeitspanne wäre ausrei-
chend gewesen, um der Welt das Schauspiel 
und Deutschland die Schande zu ersparen, 
daß Thomas Manns Zugehörigkeit zum 
Deutschtum durch regierungsamtliches De-
kret verneint wurde. Denn die Annahme 
der tschechoslowakischen Staatsangehörigkeit 

durch den Dichter, deren Projektierung das 
Auswärtige Amt gerüchteweise erfahren hat-
te und die es offenbar zu seiner verzweifelten 
Hinhaltetaktik bewog, wurde ja in eben jenen 
Novembertagen perfekt, während derer die 
Sache Thomas Mann darauf wartete, Hitler zur 
Entscheidung vorgelegt zu werden. Es gehört zu 
den schon mehrfach erwähnten Zügen histori-
scher Ironie — diesmal von ausgesprochen 
tragischem Charakter — daß die Scheu des 
Dichters, seinen Staatsangehörigkeitswechsel 
sofort bekanntzugeben, Hoffnungen zunichte 
machte, die sich im Auswärtigen Amt an jene 
unverbürgten Nachrichten knüpften. „Wenn 
einer so beschaffen ist, geht Haut und Fleisch 
mit bei der Loslösung von dem unbewohnbar 
gewordenen Lande", so lautete schon 1933 
das Urteil Bruno Franks über den nach 
Deutschland nicht zur
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ückgekehrten Thomas 

Mann ). Nach allem, was sich über seine in-
nersten Beweggründe ermitteln läßt, war die 
Ursache für das Zögern, die Tatsache der Ein-
bürgerung in der Tschechoslowakei zu publi-
zieren, nichts anderes als die seelische Erschüt-
terung, welche ihn die Annahme einer frem-
den Nationalität kostete. Mit einer Feststel-
lung solcher Art betreten wir den Bereich, 
der für den Historiker großenteils jenseits der 
Grenze des Erforschlichen liegt — in der 
Sphäre der menschlichen Person. Bei allem 
Fortschritt, den Psychologie und philosophi-
sche Anthropologie auf der einen, Sozialge-
schichte und Soziologie auf der anderen Seite 
erzielt haben mögen, bleibt diese Sphäre vol-
ler Geheimnis und Überraschung. Da der 
Fortgang des gesellschaftlichen Lebens, kri-
stallisiert in der Geschichte, eben darauf be-
ruht, daß und wie Menschen die Herausforde-
rung der Zustände und der ihrerseits handeln-
den Zeitgenossen handelnd oder duldend be-
antworten, muß aber jener persönliche Innen-
bereich tunlichst weit erschlossen werden, 
wenn es um ein zuverlässiges Bild der Ver-
gangenheit geht. Darum hatten wir die in we-
sentlichen Rollen auftretenden und einige als 
Begleitfiguren wichtige Personen so genau 
wie nur irgend möglich ins Visier zu nehmen. 
Hierdurch kamen denn auch wirklich Tatsa-
chen zutage, die vieles klarer erkennen las-
sen; Umstände, die ein besseres Verständnis 
der Ereignisse und ihres Zusammenhangs er-
möglichen, wurden aufgehellt. Anderes blieb 
nur in Umrissen erkennbar, manches dunkel 
und unerklärlich. „Individuum est ineffabile".

12) Wiederabdruck bei K. Schröter, Thomas Mann 
im Urteil seiner Zeit, Dokumente 1891—1955, Ham-
burg 1969, S. 224.



Das „Phänomen menschlicher Ambivalenz"

Die minutiöse Analyse der Begebenheiten 
und der an ihnen beteiligten Personen laßt 
vor allem eines erkennen: die Vielschichtig-
keit nicht bloß der Gesamtheit handelnder In-
dividuen, sondern jedes einzelnen von ihnen, 
eine kaum vorstellbare, zuweilen proteushafte 
und im Geschichtsbild einer ganzen Epoche 
natürlich gar nicht immer so differenziert dar-
stellungsfähige Mannigfaltigkeit menschli-
chen Wesens. Eine der wichtigsten Figuren 
aus dem ersten Abschnitt der Beziehungen 
zwischen Thomas Mann und der Universität 
Bonn, Ernst Bertram, hat auf sich das Dichter-
wort angewandt, er sei kein ausgeklügelt 
Buch, sondern ein Mensch mit seinem Wider-
spruch. Das äußerte sich schon früh darin, 
daß es ihm möglich war, mit den Antipoden 
Stefan George und Thomas Mann gleichzeitig 
nah verbunden zu sein. Hatte er in seinen 
Münchner Jahren dem einen von ihnen aus 
dem damals entstehenden Nietzsche-Buch ein 
Kapitel zur Kenntnis gebracht, so las er es am 
nächsten Abend vor den kritischen Ohren des 
anderen. Später vermochte Bertram dann sei-
ne ungebrochen freundschaftlichen Gefühle 
für den geschmähten und verfolgten „Zauber-
berg"-Dichter mit hoffender Zuversicht auf 
die inbrünstig geglaubte Heilswirkung des 
Nationalsozialismus und seines „Führers" zu 
verbinden. Er versuchte — so hat man gesagt 
— „aus 
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seinem völkischen Wahn und der 
Verehrung für den Dichter eine Art von Ken-
taur zu bilden" ). Multivalenz und Viel-
schichtigkeit von Bertrams Wesen finden 
nach 1945 geradezu dramatischen Ausdruck 
in der bis heute noch nicht zur Ruhe gekom-
menen Debatte über seine intellektuelle Mit-
schuld am deutschen Verhängnis.
Wie viele Persönlichkeiten, deren Tun oder 
Lassen samt ihrer Stärke oder Schwäche, ih-
ren Gedanken und Handlungen an uns vor-
übergezogen sind, hätten das gleiche wie Ber-
tram'nicht auch von sich sagen können! Sie 
erscheinen alle nicht als starre Schnitzfiguren 
eines Puppenspiels; auch verhalten sie sich 
nicht wie die ein für alle Mal festgelegten 
Charaktertypen, die in alten Komödien auf-
treten. Manche von ihnen zeigen nicht bloß 
wechselnde Aspekte in zeitlich aufeinander-
folgenden Phasen, sondern sprechen in ein

13) M. Rychner, Von der Politik der Unpolitischen. 
Die Briefe Thomas Manns an Paul Amann und 
Ernst Bertram, in: Der Monat XIII, 18. Januar 1961, 
S. 53. 

und derselben Lebenslage verschiedene Spra-
chen. Die nationalsozialistische Gewaltherr, 
schäft hat das Phänomen menschlicher Am. 
bivalenz deutlicher als andere, liberale Zeit-
spannen hervortreten lassen. Es geschah auf 
zwei Arten: viele meinten damals, Unverein-
bares mindestens in ihrer eigenen Person ver-
schmelzen zu können — aus Ehrgeiz, Torheit, 
Irrtum, Feigheit, Opportunismus; andere fan-
den sich genötigt, eine doppelbödige Existenz 
zu führen — sei es einfach, um sich zu schüt-
zen, sei es, um, so verlarvt, dem Regime ent-
gegenzuwirken. Man kennt heute die erstaun-
lichsten Beispiele für jede dieser Möglichkei-
ten. Ihre Erkenntnis im einzelnen Fall pflegt 
mit einem Verblüffungseffekt verbunden zu 
sein, wenn die Extreme der verschiedenen 
Haltungen weit auseinanderklaffen. Ist es 
nicht schon verwunderlich, daß der in ver-
gleichsweise milderer Zeit lebende Berthold 
Litzmann Überzeugungen, die zum festen Be-
stand der nationalsozialistischen „Weltan-
schauung" wurden, predigen konnte, sich 
aber der einsetzenden Hitlerbewegung gegen-
über ablehnend verhalten hat, die doch so 
viele seiner Art in ihren Bann zu schlagen 
wußte? Das vielleicht eindrucksvollste Bei-
spiel facettenreicher Inkonsequenz stellt in 
dem von uns erforschten Bereich neben Ber-
tram sein Fachgenosse Hans Naumann dar. Er 
hat sie wie jener doppelt büßen müssen: zu-
nächst während des Dritten Reiches, dann 
nach dessen Sturz. Merkwürdige Zwiegesich-
tigkeit weist das Verhalten des Reichspropa-
gandaministeriums gegenüber Thomas Mann 
auf. Anscheinend bietet dafür nicht bloß der 
kalte politische Kalkül seines Herrn und Mei-
sters eine Erklärung, sondern auch die kei-
neswegs eindeutige Persönlichkeit des für Li-
teraturangelegenheiten zuständigen Abtei-
lungsleiters Wismann. Ebenso gab die Person 
Obenauers denen, die ihn näher kannten und 
während seiner Bonner Professoren- und De-
kansjahre Tür an Tür mit ihm wohnten, psy-
chologische Rätsel auf. Bei totaler Anonymi-
tät im „Briefwechsel" wurde der Dekan zwar 
weltbekannt, doch blieb seine Gestalt dabei 
ohne jeden individuellen Zug. So konnte er 
als Objekt freier Vermutungen mit den Merk-
malen eines als typisch angesehenen SS-Man-
nes ausgestattet und gelegentlich geraden-
wegs zur Symbolfigur werden. Gewiß war 
Obenauer weit entfernt davon, ein Wider-
standskämpfer zu sein. Vielmehr wirkte er als 



williger Vollstrecker dessen, was die natio-
nalsozialistische Weltanschauung und Staats-
führung ihm zu fordern schienen, und er hat 
in einer für den Ordensgedanken der SS 
höchst bezeichnenden Weise bekannt, froh 
und stolz im Dienst ihres Reichsführers 
Pflichten zu erfüllen — nicht etwa des Füh-
rers Adolf Hitler oder Deutschlands. Aber sei-
ne kritisch veranlagten, dem Nationalsozialis-
mus mit Sicherheit völlig fernstehenden 
Hausgenossen und Nachbarn wußten ihn mit 
ihrem Bild von der SS nicht zur Deckung zu 
bringen. Man mag einwenden, daß diese Vor-
stellung dann nicht gestimmt habe. Doch sie 
war ja aufgrund unzähliger Erfahrungen und 
Informationen entstanden, die — wie sich in-
zwischen erwiesen hat — auch zutrafen. Ein 
idealtypisches Bild verträgt aber offensicht-
lich im Einzelfall Korrekturen und Ergänzun-
gen. Der Blick auf das eigentliche Problem, 
die Lösung der Hauptfrage, würde tatsächlich 
versperrt bleiben, wenn man dies nicht aner-
kennen wollte — hier wie auch in anderen 
Fällen — und wenn man nicht einsehen wür-
de, daß in der individuellen Vielfalt, in der 
atypischen Mannigfaltigkeit der Menschen 
und jedes einzelnen von ihnen die schwierig-
ste, die entscheidende Klärungsaufgabe einer 
historischen Forschung liegt, die menschli-
ches Handeln und nicht nur Zustände zum 
Gegenstand hat. Die Gefahr der „terrible sim-
plification“ lauert nirgends gefährlicher als 
da, wo die legitime Frage zu beantworten ist, 
wer Verantwortung und Schuld für Begeben-
heiten trägt, die wir mit vollem Recht als be-
drückende Last empfinden. Aber die erwähnte 
Forderung gilt nicht nur im Hinblick auf die 
Klärung historischer Schuld; sie muß für alle 
Zeiten und Z
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onen des geschichtlichen Ver-
laufs, für jede historisch auf irgend eine Wei-
se wirksam gewordene Person erfüllt werden. 
Sie gilt auch für Thomas Mann. Wie Andre 
Gide hätte er gleichfalls von sich sagen kön-
nen: „Ma valeur est dans ma complication", 
und so ist sein Bild tatsächlich von „Ironien, 
die da zwischen Wesen und Wirkung spie-
len' ), umfunkelt. Wie vielschichtig war 
seine Natur, wie stark wechselte der Aus-
druck, den er ihr gab, wie schwer ist seine 
Entelechie zu begreifen! Wir maßen uns nicht 
an, dazu vollkommen fähig zu sein. Aber wir

14) Zum Vergleich mit Gide vgl. M. Schlappner, 
hu sens moraliste chez Thomas Mann et Andre 
Gide (Hommage de la France ä Thomas Mann, 
Paris 1955), S. 147; Das folgende Zitat: Thomas 
Mann, Leiden und Größe Richard Wagners, Ge-
sammelte Werke a. a. O„ Bd. IX, S. 405. 

dürfen uns deswegen nicht davon dispensie-
ren, in dem spezifischen Zusammenhang, den 
wir zu klären unternommen haben, auch die 
Figur Thomas Manns näher ins Auge zu fas-
sen, um den Dichter als passiven, aber durch-
aus nicht inaktiven Helden der langen „sad 
story" zu verstehen.

Stefan Zweig rühmte Thomas Mann in einem 
besonders kritischen Moment des Spätjahrs 
1933 als einen „Menschen höchster Redlich-
keit", Joseph Roth kennzeichnete ihn bei al-
ler Kritik gleichzeitig als „absolut rechtschaf-
fen", und erst kürzlich bezeugte ein von ho-
her Warte aus urteilender Kritiker anläßlich 
des letzten großen Werkes aus der Feder 
Thomas Manns ihm „souveräne Wahrhaftig-
keit" 15 ). Andere sahen Thomas Mann in an-
derem Licht. „Bei aller Stärke seines Ichs hat-
te dessen Identität nicht das letzte Wort: 
nicht umsonst schrieb er zwei voneinander 
höchst abweichende Handschriften, die frei-
lich dann doch wieder eine waren". So cha-
rakterisiert den Di
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chter des „Doktor Faustus" 
der durch Mitarbeit an diesem Werk ihm nah-
vertraute, ihn bewundernde Theodor Adorno; 
er sah im wechselnden Rhythmus der Extre-
me von Thomas Manns Lebensgefühl „die 
Doppelbödigkeit seines Naturells zutage" 
kommen ). Das janusköpfige Wesen der 
„Betrachtungen eines Unpolitischen" war so-
gleich der Kritik aufgefallen; noch jüngst ist 
das Buch als „das heikle Gebiet, in welchem 
der Künstler sich fortwährend in Widersprü-
chen zu bewegen scheint", bezeichnet wor-
den17 ). Ein berühmter marxistischer Interpret 
hat die Problematik von Thomas Manns „poli-
tischer Verirrung im ersten Weltkrieg" nicht 
anders zu meistern gewußt als dadurch, daß 
dem Verfasser der „Betrachtungen" attestiert 
wird, er habe aus seinem eigenen Schaffen 
leidenschaftlich falsche Konsequenzen gezo-
gen, weil er die tiefsten Ergebnisse seiner 
schriftstellerischen Wirkung nicht recht er-
faßt habe; das sei jedoch nicht als zufällige, 
sondern als notwendige Phase in der ver-
hängnisvollen Gesamtentwicklung der deut-

15) St. Zweig an J. Roth, November 1933 (J. Roth, 
Briefe 1911—1939, Köln—Berlin 1970, S. 291); 
J. Roth an St. Zweig, 5. November 1933 (ebd. 
S. 285). Zur umstrittenen politisch-moralischen Si-
tuation, in der Thomas Mann sich damals — wie 
auch Stefan Zweig — befand, vgl. in der vollstän-
digen Ausgabe S. 147, Anm. 136.
16) Th. Adorno, Zu einem Porträt Thomas Manns 
in: Die Neue Rundschau 73, 1962, S. 323.
17) H. Stresau, Thomas Mann und sein Werk, 
Frankfurt/M. 1963, S. 124.



sehen Ideologie zu verstehen18). In der Emi-
gration hat Thomas Mann später ein mit dia-
lektischer Bewunderung untermischtes Be-
fremden erregt, weil er Schriften publizierte, 
deren politische Resultate freudige Zustim-
mung der marxistischen Kritik fanden, aber 
wegen ihrer dazu gar nicht passend erschei-
nenden Prämissen „lebhaften Widerspruch" 
weckten 19).  Es
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 kam damals zu noch weit ver-
wirrenderen Äußerungen. 1939 unternahm 
Thomas Mann es, seinen Haß auf Hitler „mo-
ralisch" zu überwölben durch „humoristisch-
asketische Ansätze zum Wiedererkennen, zur 
Identifikation, zum Solidaritätsbekenntnis“ — 
in „Bruder Hitler" entdeckte er „eine Erschei-
nungsform des Künstlertums“, „eine reichlich 
peinliche Verwandtschaft“, und bei sich 
selbst „die Bereitschaft zur Selbstvereinigung 
mit dem Hassenswerten'1 20). Man begreift die 
Betroffenheit der Verfolgten und Leidenden, 
die solcher Halbironie nicht gewachsen wa-
ren: „In der damaligen politischen Situation 
erregte es allgemeines Schütteln des Kop-
fes" ).

18 G. Lukäcs, Thomas Mann, Berlin 1950, S. 25.
19) Vgl. dazu zuerst in der Moskauer Zeitschrift
„Das Wort" veröffentlichten Aufsatz von A. Ku-
rella, Thomas Mann und die Gegenwart (Wieder-
abdruck nach den unter dem Titel „Zwischen-
durch" gesammelten Essays des Autors, Berlin
1961, bei Schröter, Thomas Mann im Urteil seiner
Zeit, Dokumente 1891—1955, S. 295 ff.).
20) Thomas Mann, Bruder Hitler, Gesammelte 
Werke, a. a. O., Bd. XII, S. 845 ff.
21) Vgl. W. A. Berendsohn, Thomas Mann — Künst-
ler und Kämpfer in bewegter Zeit, Lübeck 1965, 
S. 143.
22) Siehe R. H. Thomas, Thomas Mann, Oxford 
1956, S. 172.
23) Thomas Mann an H. Slochower, 1. September
1935 (Briefe I, S. 398).
24) H. Brandenburg, Im Feuer unserer Liebe. Erleb-
tes Schicksal einer Stadt, München 1956, S. 212.

Die Literaturwissenschaft hat den „Rollencha-
rakter“ hervorgehoben, den Thomas Manns 
Äußerungen besitzen, und sie hat „Perspekti-
venwechsel" als die Ursache für schwer mit-
einander zu vereinbarende. Ansichten des 
Dichter bezeichnet22 ). Er selbst wies 1935 
darauf hin, daß „taktische Partei- und Stellung-
nahme zu den Problemen der Zeit „sie in po-
liticis jeweils bestimmt habe 23 ). So konnte 
„die dauernde, den Reportern anheimgegebe-
ne Politik dieses alten Unpolitischen 
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klug 
und töricht, weitherzig und ungerecht, tiefsin-
nig und ahnungslos, liebend und bitter" zu-
gleich erscheinen ). Die Spannungen zwi-
schen ihm und seiner Umwelt von denen wir 
hörten, entstanden vor allem dadurch, daß die 

Zeitgenossen Thomas Manns eigentümlicher 
Vielschichtigkeit, seiner „ambiguitas“ nicht 
gerecht zu werden wußten. Das lateinische 
Wort bedeutet nicht bloß „Vieldeutigkeit1 
sondern kann auch Wankelmut bezeichnen _ 
und dieser war es, der dem Dichter seit der 
Rede „Von deutscher Republik" als Charak-
termangel vorgeworfen wurde. 1933 wurde 
daraus politische Denunziation. Bald nach 
diesem Schicksals) ahr fand ein amerikani-
scher Autor, Harry Slochower, seinerseits 
„Entschluß- und Entscheidungslosigkeit“ Tho-
mas Manns in Hinsicht auf sein Verhalten ge-
genüber dem nationalsozialistischen Deutsch-
land zu kritisieren25 ). In gleicher Bahn ver-
laufende schärfere Angriffe wurden aus dem 
Kreis der deutschen Emigranten und ausländi-
scher Sozialisten gegen den „halb freiwillig, 
halb unfreiwillig" 26 ) im Exil verharrenden 
und öffentlich lange beharrlich schweigenden 
Dichter gerichtet. Thomas Mann hat damals 
gleich Slochower gegenüber seine Position in 
einer Weise klargestellt, die spätere, aus den 
letzten Lebensjahren stammende erstaunliche 
Äußerungen von ihm vorbereitet, welche man 
sonst geneigt sein könnte, als neuen Beweis 
für unverbesserlichen Wankelmut zu buchen. 
Sie scheinen nämlich nach dem Ende der na-
tionalsozialistischen Herrschaft auslöschen zu 
wollen, was Thomas Mann die Aberkennung 
der deutschen Staatsangehörigkeit wie der 
Bonner Ehrendoktorwürde eingetragen hatte. 
Waren die „absurden und kläglichen" Akte 
seiner nationalen, seiner akademischen „Ex-
kommunikation" nicht bloß rechtsunwirksam 
gebliebene Verwaltungsmaßnahmen, schändli-
che Handlungen eines Regimes von Gewalt 
und Unrecht, sondern etwa gar die Ausgeburt 
eines Mißverständnisses, eine geistesge-
schichtliche Groteske? Stand die Ehrung, die 
die Bonner Philosophische Fakultät Thomas 
Mann hatte zuteil werden lassen, nicht nur 
1919, im Augenblick ihres Vollzugs unter den 
uns jetzt bekanntgewordenen Voraussetzun-
gen, im fatalen Zeichen historischer Ironie, 
sondern erst recht, wie die angedeuteten Be-
kenntnisse des Dichters nahelegen, in den De-
zembertagen 1936, als der nationalsozialisti-
sche Dekan dem Dichter ihre Rücknahme mit-

25) Mit den im Text zitierten Worten charakterisiert 
Thomas Mann selbst in dem eben erwähnten Brief 
vom 1. September 1935 die Darstellung seines Ver-
haltens durch das ihm als Manuskript bekannt ge-
wordene, später publizierte Buch von H. Slochower, 
Three Ways of Modem Man, New York 1937.
26) Die Wendung findet sich in dem Brief an H. 
Slochower (siehe Fußnote 23). 



teilte? Diese Fragen sind bedeutend genug, 
um uns eingehend beschäftigen zu müssen. 
Wir sind dazu um so mehr verpflichtet, als die 
Forschung bisher jene anscheinend als ver-
wirrend, wenn nicht gar peinlich betrachteten 
Selbstaussagen des späten Thomas Mann un-
erörtert gelassen hat.
Das Problem Künstler — Bürger, das dem 
.Buddenbrooks'-Dichter vom 19. Jahrhundert 
überkommen war, spitzte sich zu seinen Leb-
zeiten in veränderter Richtung auf die Frage 
nach der gesellschaftsmoralischen Verant-
wortlichkeit des Künstlers zu. Davon ist nach 
früheren Ansätzen seit den „Betrachtungen 
eines Unpolitischen“ bei Thomas Mann im-
mer wieder ausführlich die Rede, zuletzt in 
dem Vortrag „Der Künstler und die Gesell-
schaft" aus dem Spätsommer 1952 27).  Er 
stellt eine Synthese entgegengesetzter An-
schauungen dar, die der nunmehr fast Acht-
zigjährige in seinem Leben und Schaffen ver-
treten hatte und jetzt, nicht ohne einen Schuß 
Resignation, in Harmonie zueinander setzte. 
Was Thomas Mann in seinem Dankschreiben 
an den Dekan der Bonner Philosophischen Fa-
kultät aus dem Jahr 1919 für sich reklamierte, 
die dem Künstler vorbehaltene, rein artisti-
sche, um Werte, um Moral nicht im gering-
sten bekümmerte Einstellung gegenüber der 
Welt, beschrieb auch dieser Vortrag, und der 
Autor hieß sie ausdrücklich gut. Aber der 
zweite berühmte Brief, den Thomas Mann an 
einen Bonner Dekan gerichtet hatte, das 
Manifest vom Neujahrstag 1937, findet gleich-
falls seinen Widerhall. Die gesellschaftliche, 
unverblümt als moralisch bezeichnete und 
durch diese Eigenschaft politisch wirksame 
Verpflichtung des Künstlers wird als sein 
Vorrecht proklamiert. Allerdings gilt das 
letzte Wort nicht mehr — wie in einem denk-
würdigen Dokument von 1939, der für den in-
ternationalen Pen-Club bestimmten Rede Tho-
mas Manns über „Das Problem der Freiheit“ 
— der Rolle des Geistes als David gegen Go-
liath, als St. Georg „gegen d
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en Lindwurm der 
Lüge und Gewalt" 28). Es gilt vielmehr der 
Kunst als der im Grunde einflußlosen, nur ei-
nen Trost bildenden Macht, von deren Un-
schuld bloß die Menschheit „nie ganz das 
schuldgetrübte Auge wenden könne" ).
Wie verzweifelt die Situation für den Künst-
ler sein kann, den die Disposition zu innerer

2) Gesammelte Werke, a. a. O., Bd. X, S. 386 ff.
2 Ebd„ Bd. XI, S. 972.

1 Thomas Mann, Der Künstler und die Gesell-
sdraft, ebd., Bd. X, S. 399.

Vielfalt kennzeichnet, verbunden mit höch-
ster geistiger und seelischer Empfindlichkeit 
sowie dem Drang, sich im Wort ganz ohne 
moralische Absicht auszudrücken, hatte Tho-
mas Mann immer wieder schmerzlich genug 
erfahren. Auch für ihn lag
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en „Leiden und 
Größe" in seinem Wesen beschlossen, dem 
Wesen eines Künstlers, der freien Spielraum 
beansprucht: „Schicksal ist ja auch nur Aus-
wirkung des Charakters" 30). So wurde Tho-
mas Mann wie selten ein deutscher Dichter 
„bewundert viel und viel gescholten". Die all-
gemeine Formel „Dichter sind versatilen Ge-
müts" ), die er in seinem letzten Lebensjahr 
einmal gebraucht, deutet nur an, was er 
schon 1910 in einem Fontane-Essay als gehei-
mes Selbstbildnis skizziert, dann immer wie-
der an anderen Künstlern exemplifiziert und 
später Pfitzner gegenüber — nun offen auto-
biographisch trotz der Anspielung auf Nietz-
sche — mit dem Satz beschrieben hat, es 
gäbe Fälle einer bewußten Selbst
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disziplinie-
rung, „die ihrem Manne den Namen des Ju-
das eintragen" ). In der tagespolitischen Po-
lemik, von den Widersachern Thomas Manns, 
wurde der Sachverhalt weit gröber ausge-
drückt. Galt der Dichter nach seinem republi-
kanischen Bekenntnis in Deutschland als 
Apostat, weil er den „Betrachtungen eines 
Unpolitischen“ nicht treu geblieben sei, so zi-
tierten später seine Feinde in den Vereinigten 
Staaten eben dieses, vor allem dann vom 
Kampfeseifer der McCarthy-Ara hervorge-
kramte Buch, um nachzuweisen, der als fel-
low-traveller des Kommunismus angegriffene 
Autor sei trotz späterer Bekenntnisse zur De-
mokratie in Wahrheit kein wahrer Demokrat. 
Aber den Gralshütern der antidemokratischen 
nationalsozialistischen „Weltanschauung" ist 
gerade dieses Werk des verhaßten Dichters 
gleichfalls nicht nach der Mütze gewesen ). 
So mußte Thomas Mann alle Konsequenzen 
dessen erfahren, was er 
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1932 an Goethes „Pro-
teusnatur“ beobachtet und sogar mit dem 
Wort „Dichtergesinnungslosigkeit" bezeich-
net hat ) . 

30) Thomas Mann, Leiden und Größe Richard 
Wagners, ebd., Bd. IX, S. 409.
31) Thomas Mann, Heinrich von Kleist und seine 
Erzählungen, ebd., Bd. IX, S. 837.

Thomas Mann an H. Pfitzner, 23. Juni 1925 
(Briefe I, S. 241).
”) H. Langenbucher, Deutscher Literaturführer? 
(Börsenblatt des deutschen Buchhandels Nr. 144 
vom 23. Juni 1934, S. 570 f.).
M) Thomas Mann, Goethe als Repräsentant des 
bürgerlichen Zeitalters, Gesammelte Werke, Bd. IX, 
S. 319. Das Wort erläutert den an gleicher Stelle 
erwähnten, zuvor mit verschiedenen Beispielen be-



Der als gesinnungslos Angegriffene hat die 
organische Einheitlichkeit der in den „Be-
trachtungen", der Republikrede und späteren 
Äußerungen wie der „Deutschen Ansprache" 
von 1930 vertretenen Überzeugung stets ver-
fochten 35)  und sich dagegen verwahrt, daß 
zwischen ihnen ein innerer Bruch angenom-
men werde. Hingegen gab er im März 1952 ei-
nem Vertrauten gegenüber zu, wer seinen de-
mokratischen Optimismus „to good to be 
true" genannt habe, sei im Recht. Seine „de-
mokratische Attitüde" sei bloß Gereiztheitsre-
aktion auf den 
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deutschen „Irrationalismus" 
und Tiefenschwindel „und auf den Faschis-
mus überhaupt". Dieser habe „es fertigge-
bracht", ihn „zeitweise zum demokratischen 
Wanderredner zu machen“, und Thomas 
Mann fügte hinzu: „eine Rolle, in der ich mir 
oft wunderlich genug vorkam" 36). Einige 
Monate später, in dem erwähnten Vortrag 
vom Spätsommer 1952, wo dieses Bekenntnis 
für die Öffentlichkeit wiederholt wurde, heißt 
es noch ungleich drastischer, es sei eine Rolle 
gewesen, „für deren Komik“ der Verfasser, 
„selbst zur Zeit" seines „leidenschaftlichen 
Verlangens nach Hitlers Untergang, nie ohne 
Blick" gewesen sei ) . Das wenig ältere 
briefliche Zeugnis für diese Abkehr von ge-
wissen präzisen politischen Konsequenzen, 
die aus unzähligen Reden und Schriften Tho-
mas Manns während dreier Jahrzehnte beina-
he zwangsläufig gezogen worden waren, fügt 
einen Satz von größter Wichtigkeit für die 
Erkenntnis der Psyche des Dichters hinzu. Er 
lautet: „Ich fühlte immer, daß ich zur Zeit 
meines reaktionären Trotzes in den „Betrach-

tungen' viel interessanter und der Platitüde 
ferner war“ ). Schon 1944 hatte Thomas 
Mann das gleiche Gefühl geäußert, freilich 
noch verhüllt, indem er es seinem damaligen 
Publikum unterschob, von dem er schrieb 
„die amerikanische Intelligenz“ sei „dessen 
was sie meine demokratischen Sonntagspre-
digten nennt, ... gründlich müde, und mit den 
.Betrachtungen" würde ich ihr heute litera-
risch viel mehr imponieren" 39 ). Was an den 
beiden Stellen zutage tritt, sind keine politi-
schen, sondern ästhetische Gesichtspunkte. 
Kategorien der künstlerischen Leistung, der 
literarischen Kritik bilden den Maßstab für 
Thomas Manns Urteil, nicht die Wertskala po-
litischer oder sozialer Ordnung und schon gar 
nicht das gedankliche System einschlägiger 
Verfassungstheorien oder staatsphilosophi-
scher Traktate. Der als großer Repräsentant 
der Demokratie gefeiert worden war, blieb in 
Wahrheit immer der große „Unpolitische". 
„Er hatte keine rechte Lust, im Leben so ganz 
mitzutun . . ., der Praxis mißtraute er nicht 
nur als Politik, sondern als jeglichem Engage-
ment" 40 ). Die individualpsychologische Deu-
tung dieses Urteils darf freilich nicht als aus-
reichend betrachtet werden. Soweit es sich 
um das Problem des politischen Engagements 
handelt, ist bisher nicht beachtet worden, daß 
Thomas Mann als „Unpolitischer“ Gesinnung 
und Verhalten der bürgerlichen Umwelt bei-
behalten hat, in der er aufgewachsen war. 
„Kaisersaschern" hat ihn darin niemals ganz 
losgelassen. Sein neun Jahre jüngerer Zeitge-
nosse Arnold Brecht, der im gleichen lübi-
sehen Milieu groß geworden ist, hat geschil-
dert, wie sehr man dort als „politisch“ dieje-
nigen Ansichten empfand und verurteilte, die 
mit der eigenen, ganz unreflektiert als „unpo-
litisch" betrachteten Meinung nicht übere
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in-
stimmten. „Alles, was weiter rechts oder 
links stand, das waren die Politiker", mit de-
nen man nichts gemein haben wollte ). Zu-
gleich wurde die Position, die man selber ein-
nahm, in naiver Selbstverständlichkeit mit 
der natürlichen Ordnung der Dinge identifi-
ziert, wie Thomas Mann es tat, als er 1920 
dem Grafen Keyserling darin beipflichtete, 
daß „in kurzem die Konservativen wieder am 

legten „ironischen Nihilismus", den Thomas Mann 
bei Goethe fand und der ihm selbst bekanntlich 
von der zeitgenössischen Kritik bescheinigt worden 
ist. Eine Bezugnahme Thomas Manns auf seine 
eigene Position legt sich ferner wegen der direkten 
Parallele nahe, die in diesem Aufsatz zwischen 
Goethes „Grauen vor der Politisierung, das heißt 
Demokratisierung Europas“ und dem gleichen 
„Kulturentsetzen vor der heraufkommenden Poli-
tisierung ... in unseren Tagen, in den Jahren 1916 
bis 1919 etwa" hergestellt wird. Die genannten 
Jahre bezeichnen exakt die Phase Thomas Manns, 
in der die „Betrachtungen eines Unpolitischen" ent-
standen sind und die darin niedergelegten „Mei-
nungen“ Thomas Mann die Anhängerschaft der-
jenigen Kreise sicherten, die ihm dieses Buch vor-
hielten, seitdem sie ihn von 1922 an der gesin-
nungslosen Unzuverlässigkeit ziehen.
35) Zuerst 1922 im Vorwort zu der Einzelausgabe 
der Rede „Von deutscher Republik", Gesammelte 
Werke, Bd. XI, S. 809 ff.
36) Thomas Mann an F. Lion, 13. März 1952 (Briefe 
III, S. 248).
37) Thomas Mann, Der Künstler und die Gesell-
schaft, ebd., Bd. X, S. 397.

38) Thomas Mann an F. Lion, 13. März 1952 (Briefe 
III, S. 248).
39) Thomas Mann an A. E. Meyer, 17. Juli 19« 
(Briefe II, S. 376).
40) Theodor Adorno, Zu einem Portrait Thomas 
Manns, in: Die Neue Rundschau, 73/1962, S. 323.
41) A. Brecht, Aus nächster Nähe, Lebenserinnerun-
gen 1884—1927, Stuttgart 1966, S. 17.



meisten in Deutschland zu sagen haben wer-
den’, und dazu bemerkte: „die Natur stellt 
sich am Ende irgendwie wieder her" 42).  Hielt 
Thomas Mann es 1910 für möglich, der alte 
Fontane „hätte ... sich das Wort" „verant-
wortungsvolle Ungebundenheit" „vielleicht 
zu Bezeichnung seines politischen Verhältnis-
ses gefallen lassen", so enthüllte er damit sei-
nen eigenen Standort43 ). Der Dichter der 
.Buddenbrooks" und des „Zauberberg" wollte 
nie spezifisch politische Rezepte liefern, wie 
zuerst diejenigen irrig meinten, die sie in den 
.Betrachtungen" finden zu dürfen glaubten 
und deren Verfasser Beifall, später, nach der 
Enttäuschung, die er ihnen bereitet hatte, 
weil er den wilhelminischen Obrigkeitsstaat 
für die Republik Friedrich Eberts dahingab, 
Haß und Verachtung zollten.

46) Vgi. die bei Schröter, a. a. O., S. 510 im Kom-
mentar zitierte, in der westdeutschen Ausgabe des 
Briefwechsels zwischen Heinrich und Thomas Mann 
sowie in Briefe I, S. 341 nicht enthaltene Stelle 
aus einem Brief von Thomas an Heinrich Mann 
vom 12. Dezember 1936.
47) Zu den Enttäuschungen der Konservativen nach 
dem Ersten Weltkrieg vgl. in der vollständigen 
Ausgabe S. 63, 68, Anmerkung 147. Für die Zeit 
des Zweiten Weltkriegs siehe u. a. die Eintragung 
vom 14. Dezember 1943 bei O. Zoff, Tagebücher 
aus der Emigration 1939—1944 (Veröffentlichungen 
der Deutschen Akademie für Sprache und Dichtung 
41), Heidelberg 1968, S. 260: „Thomas Mann . . . 
sollte es unternehmen, eine deutsche Regierung im 
Exil aufzustellen . .. Nach vielen Unterredungen 
hat er schließlich zu guter Letzt erklärt, er könne 
die Sache nicht machen . . . Sein Rücktritt hat außer-
ordentliche Enttäuschung und Verärgerung erregt. 
Zuerst ergreift er bei jeder nur möglichen poli-
tischen Gelegenheit das politische Wort und tritt als 
der politische Hauptopponeht der Nazis auf — und 
sobald es sich um mehr handelt als Worte, kneift 
er".
48) Thomas Mann, Goethe und die Demokratie, Ge-
sammelte Werke, a. a. O., Bd. IX, S. 755 ff.

Solcherart enttäuschte Hoffnungen wiederhol-
ten sich. Ein bewußt und aktiv politischer 
Autor wie Johannes R. Becher, der Thomas 
Mann auf einer Rundreise zu verschiedenen 
Gruppen der linken Emigration im Herbst 
1934 aufsuchte, um herauszufinden, ob er „bei 
einem Klärungsprozeß" zu beeinflussen sei, 
mußte berichten: „... er gab offen zu, daß er 
vollkommen desorientiert und unsicher sei, 
daß er das, was in Deutschland vorgehe, 
überhaupt nicht mehr richtig verstehe: das al-
les sei vollendeter Wahnsinn usw.". Eine Mo-
bilisierung im Sinn der politisch linksstehen-
den Gruppen, für die dieser Bericht verfaßt 
wurde, hielt Becher nur mit beträchtlichem 
Vorbehalt und „zu einem gewissen Teil" für 
möglich; er hatte anscheinend den Eindruck, 
daß dabei auf Seiten seines Gesprächspart-
ners ganz subjektive Momente und weniger 
politische Gesichtspunkte von Gewicht wä-
ren44 ). Auch später hat Thomas Mann sich 
nicht — wie ihm auf den Tag genau im Au-
genblick seiner Ausbürgerung, am 3. Dezember 
1936, nahegelegt worden ist — an der „Debat-
te ..über die sozialistische Revolution" als 
W 45eg zur Organisierung der Humanität" )  

beteiligt, sondern sich von Ratgebern solcher

42) Thomas Mann an H. Graf Keyserling, 18. Ja-
nnar 1920 (Briefe I, S. 173).

43) Thomas Mann, Der alte Fontane, Gesammelte 
werke, a. a. O„ Bd. IX, S. 30.

44) J. R. Becher, Bericht über eine Reise nach Prag, 
turich und Paris (Oktober/November 1934) (Zur 
ndition der sozialistischen Literatur in Deutsch-

and. Eine Auswahl von Dokumenten, Berlin— 
Weimar 1967), S. 679 f.

I K. Hiller, Für Thomas Mann, in; Die Neue Welt-
bühne 32, 1936, S. 1543.

Art peinlich berührt gezeigt46 ). Der Versuch 
anderer Kräfte, Thomas Mann für eine der 
mit konkreten Erwägungen über den Wieder-
aufbau demokratischen politischen Lebens in 
Deutschland nach der Niederlage Hitlers be-
faßten Gruppen zu gewinnen, endete für seine 
Urheber ebenfalls enttäuschend. Ähnlich war 
es schon gleich nach dem Ersten Weltkrieg 
und dem Erscheinen der „Betrachtungen eines 
Unpolitischen" den nationalkonservativen 
Kreisen gegangen, die gehofft hatten, der 
Verfasser werde sich für ihre politischen Ak-
tivitäten engagieren lassen 47 ).

Was sich in der Gedankenwelt Thomas 
Manns während der zweiten Lebenshälfte mit 
dem Begriff Demokratie verband, erhellt aus 
seinem Versuch, Goethe trotz dessen zugege-
bener notorischer Aversion gegen Pressefrei-
heit, Mitreden der Masse, Demokratie und 
Konstitution für „das demokratische Europa" 
in Anspr 48uch zu nehmen ). Nacheinander wird 
dabei vielerlei und höchst Heterogenes als 
„demokratisch" bezeichnet: der Pragmatis-
mus, auf den Goethes Lob des „praktischen 
Verstandes" gemünzt sei — sodann ein Ver-
halten, das als entscheidendes Merkmal dafür, 
daß „die europäische Demokratie" Goethe „zu 
den ihren zählen darf", bezeichnet und mit 
den Worten umschrieben wird: „to make a 
success of things, dieser der Menschlichkeit 
nützliche Wille zu überleben, statt poetisch in 
Stücke zu gehen" — „Lebensfreundschaft", 
„Lebensverbundenheit ... im Gegensatz zum 
poetischen Aristokratismus des Todes" — das



Christentum, das „Demokratie als Religion" 
genannt wird, so „wie man sagen kann, daß 
die Demokratie der politische Ausdruck des 
Christentums ist" — „Goethes Ausspruch .Al-
les Leiden hat etwas Göttliches'", zu dem der 
Autor bemerkt, „nichts" könne „christlicher, 
nichts aber auch im höchsten Sinne demokra-
tischer sein“, weil „die Neigung zum Niedri-
gen, die Erhebung des Leidens ... dem Chri-
stentum eingeboren" sei — die der „Humani-
tät" dienende, eine „sittigend-antibarbarische 
Tendenz" verkörpernde „Sendung des Chri-
stentums innerhalb der völkisch-germani-
schen Welt" — das Ergebnis von Luthers 
Auftreten, das als „religiöse Demokratie" 
charakterisiert wird — schließlich Goethes 
Verse „Edel sei der Mensch, Hilfreich und 
gut ...", in denen Thomas Mann „den höch-
sten Ausdruck aller Demokratie" sieht. Am 
Schluß des Aufsatzes sagt er, halte man es so 
mit Goethe — dem Dichter, dem es nicht 
ziemte, „in Opposition zu sein", sondern der, 
so heißt es an anderer Stelle, „Anspruch auf 
Menschheitsrepräsentanz" besaß 49) — wie es 
Goethe selbst mit dem Positiven, der schöpfe-
rischen Güte gehalten habe, dann werde man 
„niemals das Unglück haben, in Opposition 
zu stehen gegen Liebe und Leben". Es bedarf 
keines Hinweises, daß der historisch-politisch 
gewiß nicht immer eindeutig verstandene, 
aber verfassungsgeschichtlich und staats-
rechtlich doch präzise Begriff „Demokratie“ 
nur unter einer einzigen Bedingung dazu be-
nutzt werden kann, um derartige sozial-philo-
sophisch-ethische Überzeugungen zu etiket-
tieren: er muß — wie Thomas Mann es be-
wußt tut — „sehr weit“ gefaßt werden, so 
weit, daß er der Prägnanz gänzlich entbehrt 
und damit beliebig austauschbar gegen ande-
re politische Denominationen wird, mit einem 
Wort „unpolitisch" ist. Kein Zweifel: der Au-
tor, der auf solche Weise Demokratie be-
schreibt und zu ihrem so verstandenen We-
sen Goethe in die von Thomas Mann ausge-
malte Beziehung rückt, gehört zum Gefolge 
von Schriftstellern des Aufklärungszeitalters, 
bei denen sich, wie er selbst einmal sagte, 
„Philantropie und Schreibkunst als herrschen-
de Passionen einer Seele finden" 50).

49) Diese Wendung findet sich in dem Abschnitt 
über Goethe aus Thomas Manns Aufsatz „Die drei 
Gewaltigen", der bei der Erstveröffentlichung im 
Jahr 1949 „Goethe, das deutsche Wunder“ über-
schrieben war, ebd., Bd. X, S. 381.
50) Thomas Mann, Der Künstler und der Literat, 
ebd., Bd. X, S. 64.

Das geheime Selbstporträt, das demnach auch 
Thomas Manns Aufsatz über „Goethe und die 
Demokratie" enthält, wird abgerundet durch 
den Hinweis, Goethe habe „unerschöpflichen 
Reichtum an Widersprüchen" aufgewiesen 
die aber — wie „auch" dasjenige, „was in 
seiner politischen Weltanschauung unstimmig 
gegeneinander zu stehen scheint" — „für den 
tieferen Blick sich in" einer „unfehlbaren 
Menschlichkeit" auflösten. Gleichwohl hätten 
die Zeitgenossen ihm Nihilis
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1

mus angelastet 
— wir dürfen hinzufügen: wie es auch Tho-
mas Mann geschah, der sich diesen Vorwurf 
„über alles Maß zu Herzen nehmen konn-
te" )  Das Bild erhält weitere autobiographi-
sche Glanzlichter durch den an anderer Stelle 
des gleichen Essays stehenden Fingerzeig auf 
Goethes „Apolitismus" und die beiläufige Be-
merkung, Schopenhauer sei mit seiner Skep-
sis gegenüber liberalen Regierungsformen 
Goethes Schüler gewesen. Man weiß, wie 
dankerfüllt sich Thomas Mann in den von 
gleicher Skepsis getragenen „Betrachtungen 
eines Unpolitischen" seinerseits als Schüler 
Schopenhauers bekannt hat. Er „brauche 
kaum zu ihm zurückzukehren", schrieb er 
aber auch noch 1952 in unmittelbarem, be-
zeichnendem Zusammenhang mit dem Einge-
ständnis der Abkehr von seiner demokrati-
schen „Attitüde" — „habe ich ihn doch ei-
gentlich nie verlassen und verloren" ). Was 
im Kontext des Goethe-Essays von 1949 Tho-
mas Manns eigenen „Apolitismus" kennzeich-
net, ist der Umstand, daß dort, wo die verfas-
sungspolitische, in der realen Staatsordnung 
zu lösende Kernfrage hinter dem demokrati-
schen Credo erreicht wird — das Problem 
nämlich, wie Freiheit und Gleichheit miteinan-
der zu vereinbaren sind — es beim bloßen 
Hinweis auf diese Frage und die drohende 
Gefahr „einer fürchterlichen Auseinanderset-
zung" zwischen West und Ost bleibt. Thomas 
Mann wendet kein Wort daran, wie Demokra-
tie politisch zu konkretisieren sei. Sie war 
ihm die gesinnungsethische Verwirklichung 
seines Begriffs von Humanität, aber er äußer-
te sich nicht darüber, ob und wie sie in be-
stimmter verfassungsrechtlich und institutio-
nell festgelegter Weise politisch gesichert 
sein mochte. Ja, als Vision einer glücklichen 
Menschheitszukunft schwebte ihm schließlich 
gar „eine gewisse Entpolitisierung des Staa-
tenlebens überhaupt" vor, die — so meinte er

51) Th. Adorno, a. a. O., S. 326.
52) Thomas Mann an F. Lion, 13. März 1952 (Briefe 
III, S. 248).



— .über die bürgerliche Demokratie hinaus
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-
gehe" und von ihm mit dem Kennwort „sozia-
ler Humanismus" belegt wurde ).

Als Gehalt seines Humanitätsbegriffs hat 
Thomas Mann mehrfach die Idee des Gleich-
gewichts, ja der Verschmelzung zwischen den 
im Menschen angelegten Kräften der Natur 
und des Geistes, als den Bund von Vernunft 
und Blut bezeichnet. Für die damit erzielte 
Harmonie nahm er längere Zeit den aus chi-
liastisch-mystischen Hoffnungsträumen stam-
menden Ausdruck „Drittes Reich" in An-
spruch, selbst dann noch — und das charakte-
risiert Thomas Manns Fremdheit gegenüber 
der Politik —, als er zum nationalsozialisti-
schen Propaganda-Schlagwort geworden war. 
Die Rücksicht auf diese Humanitätsidee — so 
schrieb der Dichter 1935 dem amerikanischen 
Mahner zu entschiedenem Entschluß — habe 
jeweils seine „taktische Partei- und Stellung-
nahme zu den Problemen der Zeit be-
stimmt“ 54). Im Zusammenhang damit findet 
sich bereits damals der Hinweis, daß seine ra-
tionalistisch-idealistische Haltung „nur unter 
dem Druck des .. . um sich greifenden Irratio-
nalismus" entstanden sei. Tatsächlich hat 
Thomas Mann sich in seinen Äußerungen ge-
gen „jede Art von Faschismus“ 55 ), speziell 
den Nationalsozialismus und dessen „Drittes 
Reich“, nie und nirgends über prägnant politi-
sche Fragen, die herrschaftsrationalen Aufga-
ben einer demokratischen Staatsführung im 
Innern oder im Bereich der Außenpolitik, Or-
ganisationsprobleme der politischen Willens-
bildung oder des Rechtsstaats, mit einem 
Wort: die Realien dieser Sphäre menschli-
chen Handelns ausgelassen. „Ce que l’cri-
vain retient de ses reflexions sur la rpubli-
que allemande n’est pas un Systeme, mais une 
dialectique" 56).  Das politisch zentrale Anlie-
gen, durch zweckmäßige gewaltenteilende 
Konstruktion eines Systems von Institutionen 
den „check of powers" zu schaffen, um der 
Freiheit des Staatsbürgers einen Schutzbe-
reich zu gewährleisten, hat Thomas Mann 
nicht beschäftigt. Der intensiven Diskussion,

57) U. Karthaus, Der „Zauberberg“ — ein Zeit-
roman (Zeit, Geschichte, Mythos) in: Deutsche Vier-
teljahrsschrift für Literaturwissenschaft und Gei-
stesgeschichte 44, 1970; R. Gray, The German Tra-
dition in Literature 1871—1945, Cambridge 1965, 
S. 12 weist darauf hin, daß Thomas Manns Gesichts-
feld in seinen Romanen, soweit diese nicht histo-
rischen oder mythischen Charakter tragen, eng auf 
das Bürgertum begrenzt ist und von sozialen und 
politischen Kräften und Bewegungen, die für das 
nachbismarcksche Deutschland maßgebendes Ge-
wicht besaßen, ganz unberührt geblieben ist.
58) Die auf Hofmannsthai bezüglichen Feststellun-
gen in den verschiedenen angeführten Zitaten bei 
H. Rudolph, Kulturkritik und konservative Revolu-
tion. Zum kulturell-politischen Denken Hofmanns-
thais und seinem problemgeschichtlichen Kontext, 
Tübingen 1971, S. 189 ff.

53) Deutschland und die Deutschen, Gesammelte 
Werke, a. a. O., Bd. XI, S. 1148.

54) Thomas Mann an H. Slochower, 1. September 
1935 (Briefe I, S. 398).

55) Thomas Mann, Rede über Lessing (1929), Ge-
sammelte Werke, a. a. O., Bd. IX, S. 245.

56) So P. P. Sagave, L'idee de l'Etat chez Thomas 
Mann, Paris 1955, S. 128, der vorher auf den Ein-
fluß von Emst Troeltsch auf Thomas Manns Hin-
wendung zum „humanisme politique Occidental" 
hinweist. 

die in den zwanziger und beginnenden dreißi-
ger Jahren Carl Schmitt über den „Begriff des 
Politischen" und Hans Kelsen über „Wert 
und Wesen der Demokratie" in Gang gesetzt 
haben, blieb der Dichter fern. Höchstwahr-
scheinlich ist davon überhaupt nichts zu sei-
ner Kenntnis gelangt. Wenn vom „Zauber-
berg“ kürzlich geurteilt werden konnte, daß 
es seinen „wesenlosen Gestalten an realen 
Lebensbeziehungen" fehle, „die man doch von 
einem Epochenroman zu erwarten geneigt 
ist“, und wenn darin „Elemente der politi-
schen und sozialen Wirklichkeit nur wie 
durch ein umgekehrtes Opernglas vorgeführt 
werden", indem dieses Werk „die Bedingun-
gen der Möglichkeit reflektiert, unter denen 
sich die Epoche beurteilen läßt .. ., ohne kon-
krete Schritte zur Realisierung einer partiku-
laren Möglichkeit ins Auge zu fassen", so ist 
damit zugleich beschrieben, wie der Schöpfer 
dieses Zeitromans sich zur politisch-sozialen 
Wirklichkeit in seiner Zeit und seinem Lande 
verhielt57 ). Bei aller tiefreichenden Verschie-
denheit zwischen Thomas Mann und Hugo 
v. Hofmannsthai fällt die Übereinstimmung 
beider in dieser Hinsicht auf. Die eingehende 
Analyse von Hofmannsthais politischem Den-
ken hat ergeben, daß er „nirgendwo eine 
deutliche politische Position auskristallisiert 
oder Konsequenzen zieht, die zu einer sol-
chen führen können". Wie Thomas Mann, so 
„enthält" auch er „sich . . . der Reflexion dar-
über, in welcher Weise die ... ihrer inneren 
Form nach bestimmte politische Ordnung sich 
rechtlich, organisatorisch und verfassungsmä-
ßig konstituieren soll". Der Politik-Begriff des 
einen wie des andern war „der durchaus vor-
politische Katalysator für mögliche politische 
Konsequenzen, die dann durchaus kontrovers 
ausfallen konnten" 58). Der erstaunliche Pa-
rallelismus führt seinerseits das bislang im-57



mer auf Thomas Mann angewandte Verfahren 
individualpsychologischer Interpretation des 
politischen Denkens und Verhaltens ad absur-
dum. Es kann dem an Glanz und Tragik rei-
chen Verhältnis zwischen dem Künstler und 
der politischen Welt nicht gerecht werden.
1932 hatte Thomas Mann Goethes Alterswort 
angeführt: „Es war nie meine Art gegen In-
stitute zu eifern ..." und es damit erläutert, 
der von ihm als „Repräsentant des bürgerli-
chen Zeitalters“ Vorgestellte sei „ein Kämp-
fer im
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 Sittlichen, im Geistigen", aber „nicht 
im Staatlichen und Bürgerlichen“ gewe-
sen ).  Bedeutungsvoll kehrt das gleiche Zi-
tat noch im selben Jahr, nur sechs Wochen 
vor Hitlers Berufung zum Reichskanzler, un-
ter der Feder Thomas Manns wieder, um den 
Sozialismus Gerhart Hauptmanns zu kenn-
zeichnen, der auch nicht politisch, „kein Pro-
gramm", sondern „Kunst" sei, in der „der so-
ziale Wille schon mitlebendig“ walte ). Ge-
nau so hat auch Thomas Mann es nicht als 
seine Art betrachtet, „gegen Institute" zu ei-
fern. Er war nicht „ein geborener Adept der 
Politik" wie Franklin D. Roosevelt, dem er 
dies nachrühmte. Der Dichter urteilte über 
den „shrewd politician", es hätte nicht ge-
nügt, wenn er statt dessen ein Intellektueller 
gewesen wäre. Ein Mann der Tat sei kein In-
tellektueller, „es sei denn in dem weitesten 
Sinn, nach welchem das Gute und Rechte mit 
•em Geistigen zusammenfällt61 ). Damit ist 
ein zentraler Gedanke Thomas Manns zu ei-
ner Voraussetzung gemacht, die vice versa so 
gut auf ihn selbst wie auf den verstorbenen 
Präsidenten zutriftt.

59) Thomas Mann, Goethe als Repräsentant des 
bürgerlichen Zeitalters, Gesammelte Werke, a. a. O., 
Bei. IX, S. 315.
60) Die Ansprache zum 70. Geburtstag Gerhart 
Hauptmanns erschien am 15. Dezember 1932 in der 
Vossischen Zeitung. Zitat: Gesammelte Werke, 
a. a. O., Bd. X, S. 343.
61) Gesammelte Werke, a. a. O., Bd. XII, S. 942.
62) H. Lehnert, Thomas-Mann-Forschung. Ein Be-
richt, Stuttgart 1969, S. 56.

63) Thomas Mann an R. Niebuhr, 19. Februar 1943 
(Briefe II,S. 301).
64) Thomas Mann, Die Stellung Freuds in der mo-
dernen Geistesgeschichte, Gesammelte Werke, 
Bd. X, S. 267.
65) D. H. Sarnetzki, Ein biblisches Epos von Tho-
mas Mann (Kölnische Zeitung, Literaturbeilage, 
Nr. 42 vom 15. Oktober 1933).
66) K. Sontheimer, Thomas Mann und die Deut-
schen, München 1961, S. 181.
67) Ebd., S. 183.

Sein „politisches" Wunschbild schien dem 
Dichter jeweils unter beliebigen Formen der 
staatlichen Ordnung realisierbar zu sein — 
nur nicht im Zeichen des Hakenkreuzes. So 
kommt es, daß sich „je nach Auswahl der Zi-
tate .. . Thomas Mann als Aristokrat oder So-
zialist hinstellen" ließ62 ). Was er im Falle 
des Nationalsozialismus schon vor 1933 ver-
urteilte, wogegen er mehr und mehr heftig 
polemisierend und schließlich in offen ausge-
sprochenem Verdikt über die Machthaber 

Stellung bezog, war das überwiegen der ei-
nen, der naturhaften, unzivilisierten Seite des 
Menschen, „des Rohen, bildungslos Fanati-
schen", das verschiedene Erscheinungsformen 
und Wirkungen der Unmenschlichkeit nach 
sich zog. „Wäre ich auf der Stufe der .Be-
trachtungen eines Unpolitischen', die schließ-
lich kein anti-humanes Buch waren, stehen-
geblieben, so hätte ich mit derselben Wut 
und mit derselben Berechtigung gegen diesen 
Greuel Stellung genommen, wie ich es als .De-
mokrat' — sit venia verbo — heute tue“ 63 ). 
Dieser Satz aus einem mitten im Zweiten 
Weltkrieg, 1943, an Reinhold Niebuhr gerich-
teten Brief Thomas Manns verdient, ernst ge-
nommen zu werden, obwohl auch er nicht 
völlig im Einklang mit anderen Äußerungen 
des Dichters steht, die die Gesinnungsstufe 
der „Betrachtungen" und die von ihr aus 
denkbare, allerdings nicht eingetretene Ent-
wicklung ihres Verfassers kritischer beurtei-
len.
Die erwähnten Selbstzeugnisse aus den letz-
ten Lebensjahren, in denen Thomas Mann 
sein Bekenntnis zur Demokratie revoziert hat, 
richten eine unüberbrückbare Schranke zwi-
schen seiner Existenz als Künstler und der 
Sphäre der Politik auf. Hieran ändert auch 
die ihm bewußte und von ihm ausgesprochene 
Tatsache nichts, daß „in jeder geistigen Hal-
tung das Politische ... latent" M) ist und oh-
nedies eine scharf gezogene Trennungslinie 
weder seiner komplexen Natur noch der 
Wirklichkeit des Lebens entsprechen könnte. 
Als „politischer Präzeptor Germaniae" hat 
Thomas Mann sich jedenfalls — anders als es 
ihm nachgesagt wurde 65) — in keiner Phase 
seines Lebens „gefühlt“, und wenn er „Politi-
ker" genannt worden ist 6), so ist zugleich 
mit vollem Recht vor dem Versuch gewarnt 
worden, ihn „schlechterdings als Politiker zu 
werten“ 67). War er es selbst im einge-
schränkten Sinn dieses Wortes? Die Frage ist 
nicht sogleich mit einem klaren Ja oder Nein 
zu beantworten. Indem Thomas Mann, wie er 
offen gestand, zu den Problemen der Zeit je-
weils nach taktischen Gesichtspunkten Stel-



lung bezog, nahm er — so scheint es auf den 
ersten Blick — politisch-pragmatisch han-
delnd Partei. Große, von ihren Völkern und 
darüber hinaus verehrte Staatsmänner haben 
sich so verhalten und keinen Tadel dafür ge-
erntet. Doch Thomas Manns politische Mei-
nungen wurden, da ein Dichter von sehr er-
heblichem geistigem Ansehen, das moralische 
Autorität nach sich zog, sie äußerte, als dog-
matisch fundierte, bindend verpflichtende Be-
kenntnisse aufgefaßt. Darum geriet ihr Autor 
ins Zwielicht, sobald er sie wechselte. Seine 
Lage war aber noch weit verzwickter, als der 
erste Blick zu erkennen vermag. Tatsächlich 
hatte es nämlich nur den Anschein, als bewe-
ge Thomas Mann sich als Pragmatiker auf 
dem Feld der Politik, die er „eine kunstähnli-
che Sphäre" genannt* ) und die ihn viel-
leicht auch deshalb angezogen hat. In Wirk-
lichkeit verließ er beim Wechsel seiner Mei-
nungen nie die ihm gemäße Sphäre, die nicht 
kunstähnlich, sondern die Kunst selber war.

70) Thomas Mann, Zu Lessings Gedächtnis, ebd., 
Bd. X, S. 255.

Der Schlüssel zu dem befremdlich wirkenden, 
zwischen Sein und Schein irisierenden „politi-
schen" Verhalten Thomas Manns, den funda-
mentalen Mißverständnissen und quälenden 
Mißhelligkeiten, denen er deswegen ausge-
setzt war, liegt in einem Satz aus der Gedenk-
rede, die er im Spätjahr 1918 auf den Grafen 
Eduard Keyserling gehalten hat, im Augen-
blick des Erscheinens der „Betrachtungen ei-
nes Unpolitischen". Es heißt dort, der verstor-
bene Dichter habe niemal
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s „.geschriftstellert', 
.. irgend etwas wie Urteil, Meinung und 

.Stellungnahme'" sei von ihm nicht bekannt. 
Kunst habe eben in Keyserlings besonderer 
Lage Freiheit bedeutet. „Der Redende" — so 
fährt Thomas Mann fort mit einer Wendung, 
die blitzartig sein Innerstes erhellt — „Der 
Redende, Meinende aber ist nicht frei, nur der 
Bildende ist es" ).  Frei, ein Künstler, der 
bildet, wollte Thomas Mann sein, auch dann, 
wenn er seiner Mitwelt als „der Redende, 
Meinende“ erschien; niemals hatte er darum 
im Sinn, Politiker zu sein. Aber er operierte 
mit politischen Begriffen und äußerte sich da-
mit kritisch über Bereiche, in denen politi-
sche Entscheidungen getroffen werden. Er 
verhielt sich so wie ein Mensch, der — ohne' 
eine Sprache näher zu kennen oder sie spre-
chen zu wollen — aus metasprachlichen, z. B. 
musikalischen Gründen Ausdrücke dieser

68) Thomas Mann, Franklin Roosevelt, Gesammelte 
Werke, a. a. O„ Bd. XII, S. 942.

69) Thomas Mann, Zum Tode Eduard Keyser-
lings, ebd., Bd. X, S. 417.

Sprache verwendet und dann erstaunt oder be-
troffen ist, wenn seine Äußerungen von de-
nen, die des Idioms mächtig sind, genau im 
Wortsinn verstanden werden. Erinnern wir 
uns, daß er in dem Dank, den er der Bonner 
Philosophischen Fakultät für seine Ehrenpro-
motion abstattete, sich ausdrücklich als 
„Träumer und Zweifler" bezeichnete und „bil-
dende, führende, helfende Wirkungen", die 
sein „Treiben und Schreiben in der äußeren 
Menschenwelt" gezeitigt haben mochte, ein 
ihn selbst überraschendes „Accidens" nannte. 
Es war der Autor der „Betrachtungen eines 
Unpolitischen", der hier in dem Bewußtsein, 
eben nicht zuletzt um dieses Buches willen 
ausgezeichnet worden zu sein, seine künstle-
rische Freiheit gegen jede Inanspruchnahme 
für Aufgaben der politischen Erziehung ver-
teidigte. Indem Thomas Mann nach über drei-
ßig Jahren und allen Wechselfällen seines Le-
bens dieses Buch aufgrund literarästhetischer 
Wertkategorien höher als seine „demokrati-
schen Sonntagspredigten" stellte, blieb er 
sich als Künstler treu, der das Werk sogleich, 
als es den Weg zu den Lesern begann, auch 
nicht anders klassifiziert hatte: es sei „als Ro-
man" zu lesen, „d. h. als Darstellung eines be-
wußt erlebten und dabei schon innerlich di-
stanzierten geistigen Schicksals", ein Kunst-
gebilde also, schrieb er wenige Tage, bevor 
er am Sarge Keyserlings die Gebundenheit 
des Redenden, Meinenden gegenüber der 
Freiheit des Künstlers abgrenzte.

„Aber keine musische Differenziertheit, die er 
zwischen den Parteien seiner Zeit oft bis zur 
scheinbaren Unzuverlässigkeit und Zweideu-
tigkeit bewahrt, hindert seine Männlichkeit 
am humanitären Entschluß." 70)  So las man 
1929 über Lessing aus der Feder von Thomas 
Mann, der sich auch hier wieder selbst por-
trätiert, in einem Beitrag, wo es von der Ge-
genwart mit sichtlichem Mißvergnügen heißt, 
ihr bestimmendes Element sei die Politik. Das 
Eintreten für humane Werte, der Kampf ge-
gen Unmenschlichkeit bediente sich politi-
scher Begriffe, richtete sich gegen politische 
Kräfte, zeitigte darum politische Wirkungen 
und erhielt aus diesem Grunde auch im Kal-
kül rivalisierender politischer Mächte einen 
politischen Stellenwert, der ganz unabhängig 
von der Sphäre der Moralität und Humanität 
war. Darum sind die „kulturmoralischen" Ge-
danken und Forderungen des Künstlers Tho-70



mas Mann — wie zahlreicher Dichter vor und 
nach ihm — zum Politicum, ist er selbst, der 
zunächst ein Verteidiger des wilhelminischen 
Obrigkeitsstaates, dann der Schöpfer des 
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Be-

griffs „konservative Revolution“ ) und bald 
darauf der Lobredner der deutschen Republik 
gewesen war, schließlich zum „demokrati-
schen Wanderredner" geworden, der sich 
aber auf einem Höhepunkt ausdrücklich poli-
tischer Rhetorik doch auch wieder vor aller 
Welt als „einen unpolitischen Menschen im 
Grunde“ bezeichnet hat T2).
Ein Höchstmaß an politischer Wirkung mußte 
das Eintreten Thomas Manns für menschliche, 
für moralische Werte gewinnen, als der Hu-
manität in Deutschland eine Gegenwelt er-
stand, die dem Künstler geradezu einen 
„Zwang zur Politik" auferlegte, während sie 
zugleich im Machtkampf der Staaten eine 
wichtige Rolle mit verhängnisvollen Konse-
quenzen für den Frieden der Welt spielte. So 
war es nur folgerichtig, daß die Nationalso-
zialist
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en einem Anwalt der Menschlichkeit, 
der sich ihnen während ihres politischen Auf-
stiegs immer wieder entgegengestellt hatte, 
seine deutsche Staatsangehörigkeit aberken-
nen wollten. Der Verlauf des Verfahrens, 
Thomas Manns Reaktion darauf und seine 
spätere Entwicklung demonstrieren — man 
ist versucht zu sagen: wie ein zu diesem 
Zweck veranstaltetes Experiment — die dar-
gelegte Wechselbeziehung mit aller wün-
schenswerten Deutlichkeit. Die verschiedenen 
Anträge auf Ausbürgerung des Dichters blei-
ben so lange ohne Erfolg, wie dieser den seit 
seinem Verzicht auf Rückkehr in die Heimat 
zunächst bekundeten Wunsch, „als Privat-
mann lebend" seine „persönlichen Aufgaben 
zu Ende führen zu können" ), verwirklicht. 
Anfang Januar 1936 berichtet Thomas Mann 
über seinen Leseabend in Bern, bei dem die 
Hörer mit aufmerksamster Anteilnahme „ei-
nem Joseph-Kapitel" gelauscht hatten, und 

man empfindet das erleichterte Bewußtsein 
des Dichters nach, wenn er über dieses Publi-
kum hinzufügt, daß es „nicht den ,Republika. 
ner' oder .Demokraten’ in mir sah, sondern 
den Dichter. Das ist eine große Wohltat nach 
den letzten zehn oder zwölf Jahren in 
Deutschland" * ). Doch der „Zwang zur Poli-
tik“ erweist sich als stärker. Vier Wochen 
später zeigt sich seine Macht endgültig. Der 
lang hingeschleppte „Reizungszustand“, dem 
das „moralisch-kritische Gewissen“ Thomas 
Manns drei Jahre hindurch ausgesetzt war 744 ), 
entlädt sich unter dem Anstoß von Korrodis 
provozierendem Artikel in der befreienden 
Antwort vom 3. Februar 1936. Dieses klären-
de, anklagende Wort führt nicht bloß zum po-
litischen Gegenschlag aus Berlin in Gestalt 
der Ausbürgerung Thomas Manns samt Ange-
hörigen mit dem akademischen Nachhall aus 
Bonn, dem die Replik des Ausgestoßenen 
stärkste Resonanz verschaffte. Die Antwort 
an Korrodi bedeutet auch eine Wendemarke 
im Leben des Dichters. Mit diesem Dokument 
hatte er —- so äußerte Thomas Mann unter 
dem Eindruck erster Wirkungen seines 
Schritts — nichts anderes getan, als „von der 
Möglichkeit, seinen Beruf als Schriftsteller zu 
erfüllen, Gebrauch" zu machen75 ). Aber da-
durch tritt er augenblicklich in die ausgespro-
chen „politische" Phase seines Lebens und 
Schaffens ein. Am 5. Februar 1936 —
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 zwei 
Tage nur nach der so entschlossenen Kampf-
ansage Thomas Manns an die nationalsozia-
listischen Machthaber in Deutschland — 
nimmt er brieflich erstmals, vorsichtig Ge-
meinsames berührend, Kontakt mit Johannes 
R. Becher auf *),  der im Herbst 1934 bei sei-
ner Erkundungsreise so wenig befriedigt von 
ihm geschieden war. Nun setzt die Fülle der 
politischen Aufsätze, Reden, Manifeste ein. 
der „demokratischen Sonntagspredigten'1 
Wie immer ihr Autor sich selbst zu ihnen 
verhalten haben mag, wie fühlbar auch seine 
offenbar natürlichen Erkenntnisgrenzen hie 
und da sein mögen — der kulturmoralische 
Rang dieser Schriften bleibt davon unberührt, 
gerade auch dann, wenn sie sich in ohnmäch-
tig idealistischer Bitternis gegen die Interes-

71) In Thomas Manns Einleitung zum Februar-
heft 1921 der „Süddeutschen Monatshefte", die 
unter dem Titel „Russische Anthologie“ in die 
Sammlung seiner Werke aufgenommen ist, heißt 
es: .... Konservatismus braucht nur Geist zu ha-
ben, um revolutionärer zu sein als irgendwelche 
positivistisch-liberale Aufklärung, und Nietzsche 
selbst war von Anbeginn, schon in den .Unzeit-
gemäßen Betrachtungen’, nichts andereres als kon-
servative Revolution.“
72) Deutsche Hörerl Ansprache an die Amerikaner 
deutscher Herkunft, 15. Oktober 1942, Gesammelte 
Werke, Bd. XI, S. 1056.
73) Thomas Mann an R. Olden, 8. Mai 1934 in: 
M. Wegner, Exil und Literatur, Frankfurt/M., Bonn 
1968, S. 114.

74) Thomas Mann an O. Basler, 7. Januar 1936
(Altes und Neues, S. 735 f.).
74a) Thomas Mann an K. Kerenyi, 4. August 1934
(Briefe I, S. 369 f.).
75) Thomas Mann an O. Basler, 6. Februar 1936 
(Altes und Neues, S. 736).

76)  Thomas Mann an J. R. Becher, 5. Februar 1936 
(Druck in: Dem Dichter des Friedens Johannes 
R. Becher zum 60. Geburtstag, Berlin 1951, S. 1671 
das Datum nach Wenzel, a. a. O.. S. 189.



senpolitik der Mächte richten. Nicht weniger 
zeugt auch der politische Gehalt der zwischen 
1936 und 1947 niedergeschriebenen Romane 
Lotte in Weimar", „Joseph der Ernährer" 

and „Doktor Faustus" von der Wendung, die 
ihr Schöpfer genommen hat. Wie schon seit 
dem Doppelwerk der „Betrachtungen eines 
Unpolitischen" und des „Zauberberg“ läßt 
sich keine scharfe Grenze zwischen erzählen-
der Dichtung und kritischer Essayistik Tho-
mas Manns ziehen. Beide entwachsen — auch 
und gerade dann, wenn der Autor sich „poli-
tisch' äußert — dem gleichen Wurzelgrund, 
der geistigen Einheit eines Künstlers, dem 
Hermes besonders vertraut unter den Göttern 
war und der, wie Roosevelt, als „Hermesna-
tur' sich interpretiert zu sehen, selbst „nicht 
nur statthaft, sondern absolut richtig" 
fand76). Als Thomas Mann nach langem 
Schweigen mit dem ausdrücklichen Bekennt-
nis zu den Emigranten öffentlich schwerste 
Anklagen gegen das heimische Regime ver-
band, wandte er sich nicht mittels politischer 
Argumente gegen die deutsche Regierung, 
und er verurteilte nicht politische Entschlüsse 
als solche, sondern geißelte die dahinter stek-
kende Inhumanität. Er tat es vor allem dort, 
wo er einen spezifisch politischen Aspekt be-
rührte, indem er die zum Kriege führende 
Machtpolitik zum Anlaß mahnender Beschwö-
rung nahm. Die damit unvermeidlich verbun-
dene politische Wirkung war Thomas Mann 
bewußt und erwünscht, aber daß er „unwill-
kürlich und notgedrungen ... das seltsame 
Doppeldasein von Künstler und Kämpfer“ auf 
sich genommen hatte 77 ), machte ihn jetzt so 
wenig wie früher zum „Politiker". Es bestand 
in dieser Hinsicht Übereinstimmung zwischen 
ihm und den „Besseren unter den Deutsc
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hen", 
über die er 1939 schrieb, sie schauerten vor 
dem moralischen Abgrund zurück, in dem sie 
zu versinken drohten, der abscheulichen Ver-
kommenheit im Sittlichen und Kulturellen ). 
.Die tiefe, mißtrauische und angsterfüllte Ab-
neigung des deutschen Volkes gegen seine 
Nazi-Regierung ist nicht primär .politischer' 
Natur" — dieser Satz war dem zitierten Urteil 

79)| Thomas Mann an F. Werfel, 26. Mai 1939 
(Briefe II, S. 94).

Thomas Mann, Zur Gründung einer Dokumen-
tensammlung in Yale University, Gesammelte 
Werke, a. a. O„ Bd. XI„ S. 465 f.
80) Mit diesen Worten bezeichnet Thomas Mann 
in der am 10. Mai 1945 ausgestrahlten letzten Sen-
dung an „Deutsche Hörer" das Kriegsende, Ge-
sammelte Werke, Bd. XI, S. 1123.

als generelle Feststellung vorausgesetzt 79). 
Der Künstler Thomas Mann hat keinen Zwei-
fel darüber gelassen, er sei sich bewußt, „daß 
ein gewisser Widerspruch besteht zwischen 
der Existenz und Lebensstimmung des Künst-
lers und seiner bekennenden, aber auch wer-
benden Parteinahme in politischen Dingen". 
Er gab offen zu, „daß ein solches Auftreten 
der künstlerischen Bescheidenheit abgewon-
nen werden muß" — die Hervorhebung 
stammt von ihm selbst — und bezog „es in 
jedes politische Bekenntnis", das er ablege, 
„stillschweigend ein" 79a). Das Idealbild des 
Unpolitischen hatte seine lockende Kraft nicht 
eingebüßt.
Es war dann abermals folgerichtig, daß Tho-
mas Mann, nachdem Hitlers Untergang, „die 
Rückkehr Deutschlands zur Menschlich-
keit" 80), sich vollzogen und er selbst sich 
von den Erschütterungen durch das „Leiden 
an der unglücklichsten Epoche deutscher Ge-
schichte" befreit hatte, „wie der Dichter sich 
befreit" — im „Doktor Faustus" —, nun wie-
derum frei für die artistische Seite seiner 
Kunst sich fühlte. Darum gab er jetzt den „Be-
trachtungen eines Unpolitischen“ den ästhe-
tisch-literarischen Vorzug gegenüber späte-
ren Bekenntnissen zur Demokratie, die so ir-
rig wie vordem das Lob des Obrigkeitsstaats 
in jenem Buch als Option für eine bestimmte, 
von Lesern und Hörern dogmatisch aufgefaß-
te politische Lebensform verstanden worden 
waren. „Der Zwang zur Politik“ endet für 
Thomas Mann freilich nicht mehr; aber mit 
dem Ende Hitlers milderte er sich offenkun-
dig im Bewußtsein des Dichters beträchtlich. 
Hierzu trugen auch enttäuschende Erfahrun-
gen bei, die ihn schließlich veranlaßten, auf 
europäischem Boden, in der Schweiz Ruhe zu 
suchen. Das in Resignation endende „Be-
kenntnis zur westlichen Welt" aus dem De-
zember 1952 enthält — abgesehen von der 
unumgänglichen Loyalitätsbekundung, die der 
Dichter als amerikanischer Bürger abgab, und 
einem Hinweis auf seinen persönlichen Bei-
trag „zum großen kulturellen Erbe des We-
stens: ein wenig mehr Freude, Erkenntnis und 
höhere Heiterkeit" — „politisch" nur ein ma-

7  6)H. Heimann, Thomas Manns „Hermesnatur" 
IPublications of the English Goethe Society, New 
Series, Vol. XXVII, 1958, S. 72.

77) Die zitierten Worte finden sich als deutlich er-
xennbares Selbstzeugnis in dem zum 60. Geburts-

tag von E. v. Kahler verfaßten Artikel, Gesam-
melte Werke, Bd. XI, S. 506.

78) Thomas Mann am H. Mann, 14. Mai 1939 
Briefwechsel, S. 181). 



geres Votum in denkbar relativierender Form 
zugunsten „unserer traurig zugerichteten und 
sehr gefährdeten Demokratie" 81 ). Im Jahr zu-
vor hatte Thomas Mann, „zwischen den La-
gern" stehend, wissen lassen, er wolle sich 
„zur Partei der Menschlichkeit" schlagen, je-
doch auch dabei „unabhängig und allein" 
bleiben, entschlossen, sich „an keiner politi-
schen oder auch kulturell verhüllten Kollek-
tiv-Aktion mehr beteiligen und in Zukunft, 
das, was ich etwa noch zu sagen habe (und 
was sich noch sagen läßt), auf eigene Hand 
und im eigenen Namen sagen" zu wollen821). 
Der Dichter hielt es nicht für überflüssig, aus-
drücklich hinzuzufügen, das heiße „wahrhaf-
tig nicht, daß ich mich von der Sache des 
Friedens, der Freiheit und des sozialen Fort-
schritts zurückziehe“. Diesen humanitären 
Postulaten, die die Auseinandersetzungen der 
Tagespolitik weit hinter sich ließen, blieb er 
treu. Gleichwohl war es ein Rückzug. Thomas 
Mann bezog für seine letzten Leb
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ensjahre die 
prinzipielle — nicht die gedankliche — Posi-
tion, die er eingenommen hatte, als er, aufge-
schreckt durch den ersten Weltkrieg, mit sich 
selbst und den politischen Gegebenheiten, die 
ihn als Künstler mit vehementem Druck zur 
Stellungnahme reizten, auf seine Art „unpoli-
tisch" ins Reine zu kommen versuchte. „Man 
bleibt eben im Grunde doch ,semper idem'“ 
schrieb der äußerlich Wandlungsreiche, in-
dem er auf „gewisse Verbindungsfäden“ hin-
wies, die von den „Betrachtungen eines Un-
politischen" „zum Dr. Faustus führen" ). Der 
Antwortbrief Thomas Manns vom Neujahrs-
tag 1937 an den Bonner Dekan, der „zu den 
klassischen Dokumenten freiheitlichen Gei-
stes in einer verfinsterten Zeit" gehört84 ), 
enthält kein Bekenntnis zur Demokratie. Er 
spricht als „eines der bedeutendsten Zeugnis-
se echter Humanität aus dieser Zeit" 85)  nur
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von der wahren „Totalität, welche die Huma-
nität selber ist" ) , und stellt sie dem im da-
maligen Deutschland herrschenden politi-
schen Totalitätsanspruch entgegen. So konnte 
sein Verfasser, der 1950 zunächst die vom 
Verleger geplante Sammlung seiner politi-

81) „Bekenntnis zur westlichen Welt", ebd., Bd. XII, 
S. 971 ff.
82) „An einen jungen Japaner", datiert 15. März 
1951, ebd., Bd. XII, S. 969 f.
83) Thomas Mann an einen ungenannten Adressa-
ten, ohne Datum (Katalog 577 [1966] der Firma 
Stargardt, Marburg, S. 66, Nr. 257).
84) W. H. Perl, a. a. O., S. 15.
85) W. A. Berendsohn, Thomas Mann, Künstler und 
Kämpfer in bewegter Zeit, Lübeck 1965, S. 141.
86) Gesammelte Werke, Bd. XII, S. 788.

sehen Äußerungen seit 1933 freudig begrüßte 
dann aber mit triftigen Gründen zu unterlas-
sen bat, dem „Bonner Brief" im Gegensatz zu 
allem Früheren, das „rasch die Stimmigkeit' 
verliere und „altbacken“ werde, prophezeien 
dieses Stück werde „vielleicht" „nie altbak. 
ken" sein87 ). Wie der Dichter zur Demokra-
tie stand, verrät sich darin, daß er es ablehn-
te, bei der Jahrhundertfeier der Revolution 
von 1848, des ersten deutschen demokrati-
schen Parlaments, in der Frankfurter Pauls-
kirche zu sprechen, und diesen Entschluß mit 
dem Eingeständnis erklärte: „über 48 könnte 
ich nur steif und ohne rechten Glauben re-
den" 88 ). Aber vier Jahre später bietet der 
Vortrag über den „Künstler und die Gesell-
schaft" fast wörtlich die gleiche, auch sonst 
von Thomas Mann gern verwandte Chiffre 
„Totalität des Menschlichen“ wie 1937 der 
Brief
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 nach Bonn. Darunter wird eine mehr 
sittlich verpflichtende als rational begriffene 
Macht verstanden, die die an und für sich ge-
trennten Bereiche des künstlerischen Schaf-
fens und der staatlichen Ordnung umschließt 
und unlösbar miteinander verbindet ). 
Mochte der Humanitätsbegriff Thomas Manns 
„vage" und der Dichter selbst für die Zeit, in 
der er ihn stets aufs neue beschwor, „Patheti-
ker" genannt werden können, mögen viel-
leicht auch „der völlige Mangel an begriffli-
cher Schärfe und gedanklicher Disziplin', 
„die panoramahafte Verspieltheit des Den-
kens", die ihm angekreidet werden, in einem 
„Relativismus" wurz
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eln, den ihm vorzuwerfen 
nur deshalb „nicht notwendig" sei, „weil er 
selbst hinreichend darunter leidet“ ) — die 
Fülle und Einheitlichkeit der sich gleichblei-
benden Zeugnisse über viele Jahrzehnte hin-
weg muß es verbieten, die Erkenntnissicher-
heit der späten Selbstaussage des Dichters zu 
bezweifeln, daß er nie anderes habe tun wol-
len, als die Humanität zu verteidigen ’0a). Die 
abgewogene Formulierung impliziert die Mög-

87) Thomas Mann an Bermann Fischer, 10. Juni 
1950, Thomas Mann, Briefwechsel mit seinem Ver-
leger Gottfried Bermann Fischer, Frankfurt/M. 1973. 
S. 537).
88) H. Bürgin — H. O. Mayer, Thomas Mann, Eine 
Chronik seines Lebens, Frankfurt/M. 1965, S. 214. 
aus einem unveröffentlichten Brief Thomas Manns 
an 1. Mazzucchetti.
89) Gesammelte Werke, Bd. X, S. 394.
90) U. Greiner, Was heißt bürgerlich? Politische 
Schriften von Brecht, Broch, Hesse und Thomas 
Mann. Ein Vergleich ihrer Aussagen und Irrwege, 
FAZ vom 22. 9. 1970 (Literaturblatt).
90a) Thomas Mann, Neue Zeit (1950) Gesammelte 
Werke, Bd. XI, S. 314. 



ichkeit des Irrtums, des Mißgriffs, von denen 
mhomas Mann sich nie freigesprochen hat. 
Damit ist kein Raum für besserwisserische 
(der gar anklägerische Kritik gelassen. In 
tiesem autobiographischen Bekenntnis ist 
auch die metapolitische Größe bezeichnet, die 
-soweit es sich um Thomas Mann handelt 
- als Konstante dem „beunruhigenden Ein-
druck“ wechselnder Aspekte eines Künstlers 
ugeordnet werden muß, welche der in den 
Bereich des Politischen hineinwirkende Dich-
er 1919, 1929, 1936, 1945 aufweist, den vier 
Stichjahren, die die Beziehung zwischen ihm 
md der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Uni-
rersität zu Bonn im Guten wie im Bösen kul-
linieren sahen. *
Unsere letzten Erwägungen sollen dieser Uni-
versität gelten. Die Professoren, die heute an 
hr wirken, sind wegen des Falles Thomas 
Mann angegriffen worden. Ein einfallsreicher 
Kopf hat daraufhin gesagt, sie befänden sich 
in der Lage der Mannschaft eines Schiffs, auf 
dem vor Jahrzehnten ein Mord verübt worden 
sei, das inzwischen aber längst unter neuer 
Führung und Flagge mit anderer Besatzung 
fahre. Der Vergleich enthält viel Wahrheit, 
doch trifft er nicht ganz ins Schwarze. Eine 
Universität versteht sich durch den Wechsel 
der Jahre und Menschen hindurch als stets 
identische Korporation. Sie pflegt voll Stolz 
auf bedeutende Gelehrte, die ihr angehört ha-
ben, und auf deren zeitüberdauernde geistige 
Leistung zurückzublicken. Wenn die sich im-
mer erneuernde „Mannschaft", die im Lauf 
der Jahrzehnte an der Universität Bonn Dienst 
tut, der großen und berühmten Vorgänger 
von Niebuhr und Schlegel über August Ke-

kule und Heinrich Hertz bis zu Karl Barth 
und Ernst Robert Curtius gern gedenkt, so 
darf sie es schon um ihrer Glaubwürdigkeit 
willen nicht dabei belassen, die „magnalia 
universitatis" zu preisen. Sie hat sich auch 
der dunklen Seiten ihrer Geschichte, schlim-
mer Versäumnisse und beschämender Taten 
zu erinnern, die mit dem Namen der Universi-
tät oder ihrer Fakultäten und einzelner Pro-
fessoren für immer verknüpft sind. Sie soll 
ihre Gewissenserforschung „über das entsetz-
liche, herz- und hirnlose Versagen der deut-
schen Intelligenz bei der Probe, auf die sie 
1933 gestellt wurde“ 91),  nicht in dem Wahn 
unternehmen, damit eine Vergangenheit vom 
drückenden Gewicht der „niedrigsten Trave-
stie des Deutschtums" 92)  „bewältigen" zu 
können. Die Forderung ist an di
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e Universität 
gerichtet, weil sie sich selbst und ihre Ver-
pflichtung für Gegenwart und Zukunft erken-
nen muß, weil sie, unter dem Leitstern der 
Wahrheit und ihrer Erkenntnis wirkend, dies 
ihrem Wesen schuldig ist und weil auch sie 
„durch Erfahrung nicht sowohl klug (für ein 
andermal) als weise (für immer) werden" 
soll’ ), wie es Jacob Burckhardt, einer der 
Größten unter den Bonner Studenten, als er-
wünschte Frucht des wissenschaftlichen Um-
gangs mit der geschichtlichen Vergangenheit 
bezeichnet hat.

91) Thomas Mann an H. F. Blunck, 22. Juni 1346 
(Briefe II, S. 496 f.).

92)  Thomas Mann an E. Bertram, 30. Juli 1934 
(Briefe aus den Jahren 1910—1955, hrsg. von 
J. Jens, Pfullingen 1960, S. 185).
93) J. Burckhardt, Weltgeschichtliche Betrachtungen, 
hrsg. von A. Oeri (Gesamtausgabe 7), Stuttgart— 
Berlin—Leipzig 1929, S. 7.



Erich Wagner

Ist nun die Presse Teil der Verfassungswirklichkeit...?
Anmerkungen über Zusamenhä nge und Konsequenzen

I.
Daß die Presse, wie es einmal Ernst Posse, 
der die alte „Kölnische" so nachhaltig ge-
formt hat, festhielt, „ein an das privatwirt-
schaftliche Unternehmertum gebundenes, ge-
meinnütziges Instrument der öffentlichen 
Meinung" ist — dies ist es wohl, was die seit 
Jahren laufende Diskussion um ihre Proble-
me, die wirtschaftlichen wie die rechtlichen, 
so schwierig macht und mitunter auch so un-
ergiebig.

Das ist doch etwas anderes
Doch sollte eigentlich unbestritten sein, daß 
die Presse, zwar privatwirtschaftlich organi-
siert, als einziger aber wohl von allen Wirt-
schaftszweigen noch mit einer öffentlichen 
Aufgabe versehen, bei allem Respekt vor an-
deren doch nicht in einem Atemzuge mit den 
Herstellern von Damastbezügen, Halbleitern, 
Körperpflegemitteln und Haushaltsgeräten ge-
nannt werden kann.
Eingeräumt, daß manches auch bei ihr viel-
leicht der Korrektur, der Anpassung, der 
Neuformung bedarf, und nichts davon sollte 
ausgeschlossen sein, wenn es sich innerhalb 
des von der Verfassungsgarantie abgesteck-
ten Spielraumes vollzieht, doch wird das, was 
Ernst Posse sagte, schwerlich widerlegt und 
entkräftet werden können, es sei denn auf 
Kosten eben jener Freiheit, ohne die Demo-
kratie und mit ihr die Presse nicht denkbar 
ist.
So hat sie vermerkt, daß endlich, mehr als 
sechs Jahre nach dem Vorliegen des Schluß-
berichts der von der Großen Koalition berufe-
nen Günther-Kommission, nach einer Zeit vie-
ler Versäumnisse also, im Prinzip gewisse Er-
leichterungen überlegt werden sollen und 
daß damit vielleicht eine wenigstens partielle 
Angleichung an Regelungen im Ausland, vor 
allem im EG-Raum, eingeleitet werden dürfte.

Rechtzeitiger wäre besser gewesen

Auf einmal sieht sich Bonn mit der Tatsache 
konfrontiert, daß einerseits im Gefolge kon-
junktureller Entwicklungen, zum anderen 

aber in der Konsequenz der unterbliebenen 
Hilfen im rechten Augenblick eine so schwie-
rige Situation entstanden ist, daß sie in der 
Tat nun nicht mehr übersehen werden konn-
te.

Die Erwartungen der deutschen Presse, arti-
kuliert zunächst und vor allem durch den 
Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger, 
gehen unter anderem in die Richtung der Sen-
kung der Mehrwertsteuer auf Null beim Ver-
kauf unter Beibehaltung des Vorsteuerabzugs, 
einer massiven Erhöhung der Abschreibungs-
quoten, der Gewährung steuerfreier Investiti-
onsrücklagen, von Sondertarifen bei den Post-
gebühren und verbilligter ERP-Kredite auch 
für Umschuldungsaktionen.

Inzwischen ist eine erste Maßnahme getroffen 
worden, und zwar mit der Bereitstellung von 
126 Millionen aus dem ERP-Programm und 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau, übrigens 
hier zu 9 Prozent Zinsen, die vor allem für 
mittlere und kleinere Zeitungen, deren Jahres-
umsatz 150 Millionen nicht übersteigt, zur 
Verfügung stehen sollen, erfreulicherweise 
auch für Verbundkonzeptionen.

Mit Steuerstundungen in dem einen oder an-
deren Fall, die auch anvisiert worden sind, 
kann freilich der Effekt, auf den es im Grunde 
ankommt, nicht erreicht werden, nämlich der 
Effekt der generellen Herausstellung der 
Presse. Und wenn es zwischendurch Anfang 
des Jahres einmal geheißen hatte, Brandt und 
Genscher seien übereingekommen, „zu klot-
zen und nicht mehr zu kleckern“, so ist davon 
aufs erste wenig zu verspüren.

Alle Maßnahmen, die in dem Erwartungskata-
log der Presse aufgeführt sind, verstoßen übri-
gens weder gegen das Gleichheitsprinzip, 
wenn man die herausragende Funktion det 
Presse als Teil der Verfassungswirklichkeit 
richtig sieht, noch haben sie, eben dies vor-
ausgesetzt, auch nur das mindeste mit „Sub-
ventionen" einschlägiger Art zu tun.
Das offizielle Bonn glaubt, daß es mit „gezie 
ten Maßnahmen" getan sein dürfte, und mal 



lehnt demzufolge das ab, was man nicht eben 
glücklich das „Gießkannen-Prinzip" nennt. 
Die Presse ihrerseits meint, daß es an der Zeit 
sei, endlich den Anschluß an exemplarische 
Lösungen im Ausland, vor allem auch bei den 
EG-Staaten, zu vollziehen.
Wenn es Bedenken geben sollte, Erleichterun-
gen für alle könnten möglicherweise dahin 
führen, daß da und dort die Mittel auch in ei-
len Verdrängungswettbewerb eingebracht 
würden, so sollte nach den Vorstellungen 
etwa der verlagsortgebundenen Lokalpresse 
nach Größenordnungen und nach Staffeln ver-
fahren werden können.

Dieses Wort „Subvention"
Denn sinkende Tendenz bei den Erlösen und 
ror allem die Kostenexplosion, in deren Ge-
folge, wenn sich nichts Wesentliches ändert, 
m Ende dieses Jahres die voraussichtlichen 
Stückkosten die Erlöse weit hinter sich gelas-

sen haben dürften, haben auf ihre Weise ma-
nifest gemacht, daß es, um ein Wort eines so-
zialdemokratischen Regierungschefs anzufüh-
ren, mit „verbalen Deklamationen" nicht ge-
tan sein kann — wenn es über den Verfas-
sungsauftrag der Pressefreiheit, von dem ein-
mal Gustav Heinemann gesprochen hat, kei-
nen Dissens gibt. Es sollte ihn jedenfalls nicht 
geben.
Niemandem von uns fällt ein zu glauben, mit 
dem, was vielleicht auf der politischen Ebene 
anläuft und möglichweise auch sonst noch 
sich tun wird, könnte das Problem der Tages-
zeitungen in unserer Zeit allein sich lösen 
lassen. Es wird kein Marne-Wunder geben. 
Aber es sollte, eben wegen der staatspoliti-
schen Bedeutung der Presse, möglich sein, 
hier endlich jene Formeln zu finden, die an-
derswo gang und gäbe sind.
Uni so mehr hat vor Monaten, noch vor der 
Kabinettsbildung, ein Wort von Helmut 
Schmidt enttäuscht, bei allem Verständnis für 
die nun einmal gegebene schwierige Lage auf 
dem Zeitungsmarkt müsse er sich dagegen 
wenden, die Zeitungs- und Zeitschriftenverla-
je «durch eine Senkung der Mehrwertsteuer 
zu subventionieren".
Die Vokabel „subventionieren" aber ist nun 
bei allem Respekt vor der Aufgabe eines Re-
gierungsmannes, noch dazu in einer Situation 
"e der heutigen, wenig dem Vorgang ange-
messen, um den es sich hier handelt, auch 
"enn dagegen gehalten werden sollte, dies 
S8i letzten Endes auch eine Frage der Inter-
pretation.

Und wenn Helmut Schmidt, der unterdes ähn-
liche Gedanken, nun als Kanzler, Ende Sep-
tember in Bad Oldesloe wiederholte, das Prin-
zip von der Gleichheit vor dem Gesetz wohl 
vor Augen, noch hinzufügte, er müsse sich 
wundern, daß dieselben Zeitungen, die sonst 
vom Staat den Abbau von Subventionen ver-
langten, „für sich selbst zusätzliche Subven-
tionen forderten", so machte dieser Satz voll-
ends die in der Tat babylonische Sprachver-
wirrung deutlich, die um die Dinge der Pres-
se, um ihre Position und um ihre Rolle in un-
serer Demokratie entstanden ist.

Zumal Helmut Schmidt es noch für angezeigt 
hielt, seinerseits die These von Professor 
Ehmke ins Spiel zu bringen, die Zeitungen 
und Zeitschriften bekämen bereits indirekt 
durch das Minus von 600 Millionen, das die 
Post beim Zeitungsdienst mache, eine jährli-
che „Subvention"; und nur dies mochte hin-
genommen werden, daß der frühere Finanzmi-
nister seine Interview-Antworten ausdrück-
lich als seine „private Meinung" vorstellte.

Gleichwohl, sie zielen am Kern der Dinge, 
nämlich an der Frage vorbei, was ein demo-
kratischer Staat einer demokratischen Presse 
als einem unablösbaren Element der Verfas-
sungswirklichkeit schuldig sein dürfte. Und 
darum sollten die Zusammenhänge und die 
Konsequenzen daraus doch etwas vorurteils-
loser in Augenschein genommen und ver-
sucht werden, eine zugegebenermaßen unhalt-
bare Optik abzubauen, auch durch ein paar 
Erinnerungen, aktualisiert auch durch Analo-
gien und schließlich auch durch einen Blick 
auf die Strukturen eben dieser Tagespresse, 
um die es geht.

II.

Erwartungen, Ablehnungen, Möglichkeiten

Die Bundesregierung hat vor wenigen Wo-
chen verlauten lassen, daß sie sich der Ge-
setzgebungsinitiative des Bundesrats, der die 
Tageszeitungen zunächst (rückwirkend) vom 
1. Januar 1974 bis zum 31. Dezember 1975 von 
der Umsatzsteuer für die Vertriebserlöse bei 
Beibehaltung des Vorsteuerabzugs hatte be-
freit sehen wollen, nicht anschließen könne, 
und sie hat dazu verschiedene Begründungen 
angegeben, auf das Fehlen eines „ausreichend 
klaren Bildes für eine umfassende Beurteilung 
der wirtschaftlichen Lage der deutschen Zei-
tungsverlage" verwiesen und die Frage ge-
stellt, ob mit einer solchen Steuervergünsti-



gung für alle Verlage „nicht die Pressekon-
zentration verstärkt" werde.

Dies ist zugegebenerweise ein Punkt, der 
aufmerksame Beachtung verdient. Doch wenn 
daraus die These abgeleitet wird, daß nur 
über „gezielte Maßnahmen", also über Hilfen 
im Einzelfall diskutiert werden könne, so ist 
dem entgegenzuhalten, daß so eine Harmoni-
sierung mit ausländischen Exempeln niemals 
erreicht werden dürfte. Ganz abgesehen da-
von, daß hier, im Einzelfall also, die hoffent-
lich auf allen Seiten unerwünschte „Optik 
von Abhängigkeit" entstehen müßte.

Es sollte vielmehr die Möglichkeit eines un-
terschiedlichen Vorgehens im Rahmen einer 
Gesamtregelung ernsthaft geprüft werden, 
wobei, da es auch und nicht zuletzt um die 
Erhaltung einer echten und funktionsfähigen 
Vielfalt geht, die Besonderheiten der deut-
schen Presselandschaft Berücksichtigung fin-
den könnten.
Dabei böten sich, auf den ersten Blick und 
ohne Anspruch, als Patentlösung in jedem 
Falle genommen zu werden, nach Auffassun-
gen in Kreisen der Lokalpresse drei Differen-
zierungsmöglichkeiten an:
a) nach jenem Gruppenschema, nach dem 
die IVW, die Informationsgemeinschaft zur 
Feststellung der Verbreitung von Werbeträ-
gern in Bad Godesberg, einmal Auflagenüber-
sichten angelegt hat, also bis 2 000 Auflage, 
5 000, 10 000, 20 000, 50 000, 100 000, 200 000, 
400 000, 700 000, 1 000 000 und über eine Mil-
lion; oder
b) nach dem Schema des in Zeitungskreisen 
bekannten und geschätzten Engelmann-Rut-
satzschen Betriebskostenvergleichs, das Grup-
pen vorsieht bis 15 000 Auflage, 25 000, 
45 000, 75 000, 125 000 und darüber; oder

c) nach einem aus der Kombination beider 
Schemata gewonnenen grobrastigeren Verfah-
ren, das zwischen drei und fünf Auflagen-
gruppen vorsehen könnte.

Mit anderen Worten: Erleichterungen würden 
n einem solchen Falle in den unteren Aufla-
gengruppen stärker als in den höheren zum 
Tragen kommen und könnten so salvierend 
auch gegen gewisse Konzentrationstendenzen 
wirken.

Wann soll denn die Stunde sein?

Wenn jetzt auch die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion eine „den Aufgaben der Presse ge-
recht werdende Gebühren- und Steuerpoli-

tik" — Freistellung der Vertriebserlöse, Auf-
rechterhaltung des Postzeitungsdienstes und 
Ausgleich von Mindereinnahmen aus Haus-
haltsmitteln, eine Erweiterung der ERP-Kredi-
te und die Aufnahme von Zeitungspapier in 
die Liste der als förderungswürdig anzuse-
henden Rohstoffprodukte — gefordert hat, 
dann ist es einfach nicht mehr angemessen, 
daß, würde diesem Vorschlag gefolgt, wieder 
einmal von einem „Gießkannenprinzip" ge-
sprochen wird.

Und wenn der Sprecher der Bundesregierung 
in ähnliche Richtung zielende Forderungen 
des Deutschen Presserats, immerhin eines pa-
ritätisch aus Verlegern und Journalisten be-
setzten Gremiums, vor der Pressekonferenz 
mit der Begründung ablehnt, die Prüfung des 
Problems auf Staatssekretärsebene sei noch 
nicht abgeschlossen und einige angeforderte 
Daten zur wirtschaftlichen Situation stünden 
noch aus (gedacht ist hier wohl an das Zah-
lenwerk nach dem Pressestatistikgesetz), dann 
liegt die Frage nahe, wie lange denn noch zu-
gewartet werden soll, bevor Entscheidendes 
geschieht.

Als ob der Prozeß des Kahlschlags durch die 
Konzentration nicht schon über die Marke 
hinaus fortgeschritten wäre, an der Alarm 
hätte gegeben werden müssen, und als ob es 
nicht endlich an der Zeit wäre, hinsichtlich 
der Anerkennung der besonderen staatspoliti-
schen Funktion der Presse durch den Gesetz-
geber mit dem Ausland gleichzuziehen -
selbst wenn es das beunruhigende wirtschaft-
liche Moment nicht gäbe?

Was die vom Kabinett entschiedene vorbeu-
gende Fusionskontrolle mit dem Aufgreifkr-
terium von 25 Millionen Umsatzerlös anbe-
trifft, so ist es zweifellos ihr erklärter Sinn, 
der Konzentration Einhalt zu gebieten. Es 
bleibt abzuwarten, ob diese Maßnahme den 
Erfolg haben wird, den sich ihre Befürwor-
ter davon versprechen, und ob, der Verdacht 
ist so unbegründet nicht, nicht Umgehungs-
wege gefunden werden könnten, die, als 
„Kooperation“ affichiert, dennoch den Effekt 
einer Fusion haben können.

III.
Angenommen, es gäbe das Wort Zeitung 
nicht, und das, was wir heute so selbstver-
ständlich Zeitung nennen, hieße Institut -
Emil Löbl, ein Wiener um die Jahrhundert-
wende, ausgewiesen durch gründliche prakh-



sehe und wissenschaftliche Arbeiten, hat be-
klagt, daß dieses Wort Institut, das im acht-
zehnten und selbst noch im neunzehnten 
Jahrhundert im Umgang war, außer Kurs ge-
riet, Goethe bediente sich seiner, Hartung, als 
er vor hundert Jahren die Leitung der „Kö-
nigsberger Hartungschen Zeitung" niederleg-
te, sprach in seinem Abschiedsartikel von sei-
nem Blatt noch als von einem Institut —, an-
genommen also, die Zeitung hieße auch heute 
noch Institut: ob dann die Politik sich auch 
so schwer tun würde in der Anerkennung der 
Zeitungen als Bestandteil der demokratischen 
Funktionen?

Eine konstitutionelle Macht

Otto Groth, der große Historiker der Publizi-
stik, hatte sie eine „konstitutionelle, keine 
absolutistische Macht" genannt, aber Otto 
Groth war — und nicht so nebenbei — auch 
Journalist, und das heißt im Zweifelsfalle: 
.voreingenommen", ein literarischer Narziß 
der Tagesschriftstellerei, und also suspekt.
Doch Edmund Burke, ausgewiesen als einer 
der großen politischen Denker der Neuzeit, 
hatte mit deutlicher Kritik an dem Beharren-
den im englischen Parlament einmal ange-
merkt, im Unterhaus gebe es drei Stände, 
aber der vierte, der nämlich auf der Pressega-
lerie, sei „wichtiger, weil mächtiger“.

Möglich, daß daraus und aus ähnlichen Er-
kenntnissen und Bekundungen, die vielen ge-
gen den Strich gehen mochten, die These von 
der „vierten Gewalt“ abgeleitet worden ist, 
die wenig Aussicht hatte, den Beifall derer zu 
finden, die meinten, mit den vorhandenen und 
akzeptierten Gewalten könne und sollte es ei-
gentlich sein Bewenden haben.
Und gar die so amüsant sich ausnehmende, 
doch durchaus ernsthafte Parteinahme Tho-
mas Jeffersons, wenn er zwischen einer Re-
gierung ohne Presse und einer Presse ohne 
Regierung zu wählen hätte, würde er sich 
ohne zu zögern für das letztere entscheiden, 
dürfte gestern und heute der Anerkennung 
der staatspolitischen Aufgabe der Presse, so 
wie sie auch im Bonner Grundgesetz fixiert 
ist, durch die Verantwortlichen womöglich 
mehr im Wege gestanden als ihr genutzt ha-
ben.
Die deutsche Presse, und um die geht es hier 
(trotz der von draußen und auch vom Rande 
herangezogenen Beispiele), hat nicht den Ein-
druck, von der Politik verwöhnt zu sein, ihr 
Schoßkind ist sie ohnedies nicht und möchte 

es auch nicht sein; dazu dürfte nicht wenig 
der exhibitionistische Pamphletismus von 
Randfiguren beigetragen haben, derer also, 
die Friedrich der Große les ecrits mordants 
genannt haben würde und den manche Auch-
Journale zur Beschwichtigung ihrer eigenen 
Zweifel als Journalismus verstanden wissen 
möchten.

Doch die Politik, im allgemeinen und nicht 
etwa nur die deutsche, lebt weitgehend aus 
dem Zusammenspiel mit der Presse, wenn 
nicht sogar aus ihr selber. Insofern trifft das 
kritische Wort von Friedrich Naumann, die 
Presse sei „kein Kolloquium der realen Aus-
führung, sondern eines des anregenden Vor-
ausschiebens“, genau den Punkt. Nicht weni-
ger die aus der heutigen Situation von dem 
Esslinger Verleger Otto Wolfgang Bechtle in 
einen Zürcher Vortrag eingeflochtene Fest-
stellung, daß in einer freien Gesellschaft de-
mokratischer Ordnung erst die Zeitung in ei-
ner Vielzahl und Differenzierung ohneglei-
chen den Prozeß der Meinungsbildung in 
Gang setze und ihn am Leben erhalte.

Und eben hier fehlt eigentlich noch immer, 
jedenfalls bei uns in Deutschland, jene her-
aushebende Anerkennung ihrer Funktion, 
ihrer Stellung als öffentlicher Magistratur.

IV.

Zweimal innerhalb der letzten vier Jahrzehn-
te ist die deutsche Tagespresse tiefgreifenden 
Veränderungen unterworfen gewesen. Die er-
ste begann 1933, die zweite nach 1945 und 
1949, als die Beschränkungen der ersten vier 
Nachkriegsjahre fielen. Wenn man ihren heu-
tigen Standort richtig erkennen will, muß 
man sich das Nichts vergegenwärtigen, aus 
dem die Tageszeitungen wieder wirksam wur-
den. Nur dann ist eine gültige Bewertung 
möglich.

Die letzten vierzig Jahre

Das alte Deutsche Reich ist einmal eines der 
zeitungsreichsten Länder der Welt gewesen; 
die Bundesrepublik ist es, in einem gewissen 
Sinne, auch heute noch. 1933 zählten wir 
4 703 Zeitungen — es tut nichts zur Sache, ob 
diese Vielzahl ein Modell hätte sein und Be-
stand haben können, sie war da —, und als 
das Dritte Reich aufhörte, waren dank dem 
Gebot der nationalsozialistischen Gauleitun-
gen und den Stillegungsmaßnahmen der 
Reichspressekammer 977 übrig geblieben.



Schon durch die Notverordnungen des Reichs-
präsidenten „Zum Schutze von Volk und 
Staat“ vom 4. Februar und vom 28. Februar 
1933 war praktisch die Pressefreiheit, die Hit-
ler in seinem monströsen Buche als „Geflun-
ker“ abgetan, aber skrupellos gegen die Wei-
marer ausgenutzt hatte, aufgehoben wor-
den.
Und Goebbels hatte zwischen den beiden Da-
ten mit diskretem Zynismus seinem Diarium 
anvertraut: „Jetzt haben wir auch eine Hand-
habe gegen die Presse, und nun knallen die 
Verbote, daß es nur so eine Art hat." Es 
knallte auch; und die Wirkung entsprach von 
der ersten bis zur letzten Stunde dem, was 
man von der ersten bis zur letzten Stunde ge-
wollt hatte: Die Presse als Ausdruck öffentli-
cher Meinung hatte zu verschwinden, und die 
Trommler der Braunen beherrschten die Sze-
ne. Freilich nicht ganz.
Man muß sich vergegenwärtigen, daß die 352 
NS-Zeitungen der tiefbraunen Provenienz am 
Ende des Dritten Reichs mit 20,7 Millionen 
Auflage 82,5 Prozent des gesamten Marktan-
teils ausmachten. 17,5 Prozent waren also die 
„anderen". Indes wäre nichts verkehrter als 
anzunehmen, daß sie etwas anderes als Ge-
duldete gewesen wären.

Es gab zweierlei Zeitungen

Die Journalisten, von Stund an mit dem 
Wortgreuel „Schriftleiter" dekoriert, wurden 
der Omnipotenz des Staates und der Partei 
unterstellt. Wenigstens sollte das der Sinn 
des Schriftleitergesetzes, der Eintragung in 
die Berufsliste und der ständigen Drohung mit 
dem Berufsverbot sein. So sollte es sein, und 
so ist es auch gewesen, jedoch nicht ohne 
Einschränkung. Denn die Wahrheit gebietet 
festzustellen, daß es selbst bis zuletzt noch 
Journalisten gegeben hat, die etwas anderes 
als die Chorknaben der Wilhelmstraße oder 
des Braunen Hauses oder die Repräsentanten 
der These waren, daß zwar die Prinzipien un-
veränderlich seien, daß sie aber immer wie-
der den veränderten konkreten Situationen 
angepaßt werden müßten.
Es braucht nur auf das selbst Verzagte immer 
wieder aufrichtende Beispiel der alten 
„Frankfurter Zeitung" hingewiesen zu wer-
den, der man 1933 zwar die Selbstauflösung, 
1943 aber das Weitererscheinen verboten hat-
te. Gerade die „Frankfurter“, so einzigartig 
ihre Verdienste auch waren, ist jedoch eben-
sowenig die Ausnahme gewesen wie sie die 
Regel war. Doch ihr letzter Artikel noch, 

„Das Ende der Gironde", hatte das nicht zu 
übersehende Signum eines publizistischen 
Vermächtnisses. Was ihr widerfuhr, das war 
im Kern des Verfahrens, abgestuft vielleicht 
nach der einen oder anderen Seite, nichts an-
deres als der Schicksalsfall für die deutschen 
Presse.
Es haben viele nicht kapituliert, obgleich sie 
es für ihre Person dann wesentlich einfacher 
gehabt hätten. Und es ist auf beiden Seiten, 
auf der der entmachteten Verleger wie auf 
der vom Gesetz her engagierten Journalisten, 
mehr Charakter am Rande der Gefahr gezeigt 
worden, als manche sich träumen lassen. Die 
Aussage eines Mannes, dem diese Zusam-
menhänge sich beizeiten mitgeteilt hatten 
(Ernst Lemmer, wenn mich mein Gedächtnis 
nicht täuscht), daß, wer damals habe unab-
hängig bleiben können, gewiß einiges für die 
spätere Wiedergewinnung der Pressefreiheit 
getan habe — diese Aussage stellt eine ein-
dringliche Legitimation der These von den 
zweierlei Zeitungen dar. Bis nichts mehr knal-
len konnte . . .

Anfang aus den Trümmern

Am 25. April 1945 war der „Völkische Beob-
achter" zum letzten Male erschienen. Es ver-
gingen immerhin Monate, bis aus der Stunde 
Null durch Schöpfungsakt der Besatzungs-
mächte eine neue deutsche Presse zu erstehen 
begann, neu im eigentlichen Sinne des Wor-
tes, ohne eine Entwicklungslinie, die zu ir-
gendwelchen Periodica etwa der Weimarer 
Zeit zurückgeführt hätte; sie gewann, für Jah-
re zunächst aus jedem Wettbewerb herausge-
halten, angewiesen jedoch auf ein vorge-
zeichnetes Gebiet in einem lesehungrigen 
Deutschland, in dem damals auch Papier zu 
den Mangelgütern gehörte, rasch ihren 
Markt.
Es sollen, so heißt es, insgesamt in jenen Jah-
ren 169 Lizenzen vergeben worden sein, bis 
dann mit der sogenannten Generallizenz im 
Sommer 1949 die Freiheit der Zeitungsheraus-
gabe zunächst in der amerikanischen Besat-
zungszone wiederhergestellt wurde und die 
beiden anderen Besatzungsmächte, die engli-
sche und die französische, bald schon nachzo-
gen. In der sowjetischen Zone blieb es dem 
Gesetz entsprechend, dem sie unterstand, bei 
einer dekretierten Presse.
Am Rande: Es war Konrad Adenauer, der ein-
mal in einem Gespräch improvisiert die An-
merkung machte, daß angesichts der Umstän-
de nach 1933 und angesichts auch der Be-



sachteiligung dieser Zeitungen in der Zeit 
ton 1945 bis 1949 die Forderung nach einem 
ikt der Wiedergutmachung durchaus berech-
•gt wäre. Und wenn sie gleichwohl von de-
jen, die sie hätten aufwerfen können, nicht 
fgegriffen wurde, so geschah es wohl aus 

er Erkenntnis heraus, daß allein schon die 
Diskussion einer solchen Möglichkeit in ei-
em Augenblick als inopportun empfunden 
verden mußte, in dem die beiden Teile der 
putschen Verlegerschaft, die „Alten" wie die 
Neuen", gerade die Formel einer loyalen Zu-
ammenarbeit in einer gemeinsamen Organi-

sation beschworen hatten.
Das Bild der Gegenwart deckt sich im Berei-
fe der Bundesrepublik kaum noch mit je-
sm, das hier bis vor 1933 bestanden hatte. 
Sicht nur, daß Berlin, das bis zur Blockade 
iit großen Auflagen noch einmal eine Son-
ierstellung zu haben schien, seine einstige 
Vorherrschaft endgültig an Hamburg hat ab-
geben müssen. Auch das Gesicht der Verbrei-
tungsgebiete, und zwar aller, ist einer bei-
spiellosen Wandlung unterworfen gewesen.
Die Stärke der Presse ist ein aus Tradition 
und Fortschritt geformtes Leser-Blatt-Verhält-
tis, ist die Beständigkeit ihres Leserkreises, 
die Intensität und Regelmäßigkeit, mit der sie 
gelesen wird, „Readers confidence" also, wie 
die Amerikaner sagen würden.
Von Karl August Fürst Hardenberg, dem 
Preußen im ersten Viertel des vorigen Jahr-
hunderts die Fortführung der Steinschen Re-
formen zu verdanken hatte — die Presse von 
damals freilich nur Behinderungen —, von 
ihm stammt gleichwohl ein beziehungsreiches 

,  wenn man ihm die liebenswerte Anti-
quiertheit nimmt, ein sogar aktuelles Wort, 
dies nämlich, daß „keiner derselben" — der 
bestehenden Blätter — „ihre Relevanz genom-
men werden kann".
Es könnte unmittelbar an die Ignoranz adres-
sert sein, mit der heutzutage, trotz Auflagen-
tontrolle, Zeitungskarten und Verbreitungs-
nalysen, zuweilen die Dinge der deutschen 

Presse gesehen oder vielmehr: nicht gesehen 
»erden (oder auch übersehen werden), wenn 
dlein an die Relevanz der Zusammenhänge 
Nischen Größenordnung und Erscheinungs-
gebiet, an die Effektivwerte von Haushaltsab-
deckung, Marktanteil und Reichweite gedacht 
vird.

Wählen und Strukturen
Da nämlich zeigt sich, abgesehen von der nun 
finmal unumstößlichen Tatsache, daß die 

Bundesrepublik, in der schließlich 65 Prozent 
der Bevölkerung in Städten unter 100 000 Ein-
wohnern leben und die also keineswegs oder 
noch nicht ein Verbundsystem aus einem 
Dutzend Ballungsgebieten ist, auch heute 
noch ein Land mittlerer und auch kleinerer 
Zeitungen ist. Doch hat es nach dem Kriege 
und vor allem natürlich nach der Konstitu-
ierung der Bundesrepublik auch im Bereich 
der „konventionellen", also der Abonnements-
presse — dies als Abgrenzung vor allem zur 
Kauf- und zur Boulevardpresse — Aufla-
genhöhen gegeben, wie wir sie weder in der 
Weimarer noch in der Zeit des Dritten Rei-
ches, der Zeit also des Zwangsbezugs, ge-
kannt haben.

Lag die alte „Berliner Morgenpost“ der Ull-
steins 1930 mit 400 000 Wochentags- und 
623 000 Sonntagsauflage einsam an der Spitze 
vor der nächstgrößten, vor dem Dortmunder 
„General-Anzeiger", der es auf eine Viertel-
million brachte, so sieht das Bild heute in 
mehr als nur in einer Hinsicht anders aus. 
Praeter propter haben im Augenblick noch 
drei Viertel aller etwas mehr als 400 Haupt-
ausgaben der Abo-Presse eine Auflage unter 
50 000, das andere Viertel liegt über dieser 
Marke.
Und wenn man will, dann ist auch dies, näm-
lich die Abnahme der Zahl mittlerer und klei-
nerer Zeitungen als Folge von Fusionen, ein 
Indiz für den Mediatisierungs- und Konzen-
trationsprozeß, der, wenn es die Politik mit 
ihren Beteuerungen ernst meint, sie sei für 
die Erhaltung der Vielfalt, einer konstrukti-
ven Vielfalt und, vorsichtig formuliert, zu-
mindest nicht für eine Konzentration, den Ge-
setzgeber nicht gleichgültig lassen dürfte.

Eberhard Günther, der Präsident des Kartell-
amtes, hat daher nicht ohne Grund vor gut 
drei Jahren in Bad Godesberg erklärt, wenn 
man den Marktkräften ungezügelt Raum las-
se, werde sich die Kluft zwischen Groß-, Mit-
tel- und Kleinverlagen weiter verbreitern.

Denn die Konzentration, sowieso vorhanden, 
geht subtil vor und kommt zuweilen sogar 
auf samtnen Sohlen heran, und ohne daß ich 
mich zu einer Unterstellung bereit fände: Mich 
beschleicht, wenn ich so manche sogenannte 
„Gemeinschaft" sehe, vor allem einige der 
spektakulären Vorgänge der letzten Zeit, die 
sich obendrein vorzugsweise auch noch als 
„Modelle der Kooperation" empfehlen möch-
ten, oft die Bängnis, daß dies alles im letzten 
doch die Vorstufe zu einer wie immer sich 
gerierenden Konzentration sein könnte.



Ohne den geringsten Versuch der Abqualifi-
zierung nach der einen oder der unangemes-
senen Emporstilisierung nach der anderen 
Seite hin: wenn man das unaufhörliche 
Wechselspiel Von Auflage und geschlossenem 
Verbreitungsgebiet im Auge behalten will, 
muß völlig wertneutral erkannt werden, daß 
allein aus der Begrenzung auf die Raumein-
heit das rechte Maß auch für die publizisti-
sche und nicht weniger natürlich auch für die 
werbliche Wirksamkeit gewonnen werden 
kann, also für das, was der Fürst Hardenberg 
mit seinem Wort von der Relevanz, einge-
stimmt zwar auf andere Verhältnisse, wohl 
hat sagen wollen.

Das Bild könnte täuschen

Die Verkaufsauflage aller deutschen Zeitun-
gen dürfte im Augenblick bei 23 Millionen 
(bei 21 Millionen Haushalten) liegen; sie 
weist eine noch immer leicht steigende Ten-
denz auf, aber:

— In dieser Zahl von nahezu 23 Millionen 
verkaufter Zeitungsexemplare sind auch die 
der nur einmal oder drei- bis fünfmal wö-
chentlich erscheinenden Zeitungen enthal-
ten,

— weiter die acht Titel der Kauf- und Boule-
vardpresse mit etwa 6 Millionen Druckaufla-
ge bei einer allerdings beträchtlich hohen Re-
mittendenzahl;

— schließlich die beiden Sonntagszeitungen 
mit zusammen etwa 2,8 Millionen Auflage.

Das Bild bekommt schärfere Konturen, wenn 
man weiß, daß das Abonnement etwa 13,8 
Millionen Bezieher und daß der Einzelverkauf 
etwa 9,3 Millionen Käufer aufweist.

Es kann nicht gesagt werden, daß die Bundes-
republik, was die Leseintensität angeht, im 
Vergleich zu anderen Ländern exzeptionell 
führend darstehe. Immerhin aber nimmt sie — 
freilich nach Zahlen, die nicht ganz ä jour 
sein können — mit 334 Zeitungsexemplaren 
auf tausend Einwohner einen akzeptablen 
Mittelplatz ein, wobei unter Zeitungsexempla-
ren aus den dargelegten Verhältnissen wohl 
die der verschiedensten Art verstanden wer-
den müssen, also Abo-, Kauf-, Boulevard- und 
Sonntagszeitungen. Obwohl für uns in der 
Bundesrepublik nicht repräsentativ, mag den-
noch hier die DDR mit 445 Exemplaren auf 
tausend Einwohner angeführt werden.

Zum Vergleich:

Schweden liegt mit 557 Exemplaren an der 
Spitze, gefolgt von Finnland mit 531, Japan 
mit 522, Norwegen mit 482, Island mit 448 
England mit 438, Neuseeland mit 376, der 
Schweiz mit 374, Dänemark mit 369, Öster-
reich mit 328, den USA und Holland mit je-
weils 301, Belgien mit 229, Frankreich 221, 
Kanada mit 218 und Italien als Schlußlicht 
mit 127.
Kamen 1971 in der Bundesrepublik 272 Fern-
sehteilnehmer und 310 Rundfunkhörer und 
334 Zeitungsleser auf tausend Einwohner, so 
waren es im Jahre darauf beim Fernsehen 
277, beim Funk 311 und bei den Tageszeitun-
gen 334; nicht oder noch nicht eben drama-
tisch; jdoch auch nicht mehr zu ignorie-
ren.

V.
Die Frage ist, wohin die Dinge, geschähe 
nichts, laufen sollen. Willy Brandt hat einmal 
besorgt gemeint, die Entwicklung zu mehr 
Pressekonzentration sei „wohl nicht aufzuhal-
ten“ und hinzugesetzt, die Bundesregierung 
werde nach Möglichkeiten der Hilfestellung 
suchen, auf steuerlichem oder anderem Weg 
— „gezielt" oder generell?

Konzentration als A und O?

In diesem Zusammenhang und vor dem Hin-
tergrund unserer Konstellationen gewinnt 
eine Anmerkung von Theodor Eschenburg so-
zusagen aktuelle Bedeutung, daß nämlich 
„das Zusammenrücken von Zeitungen in un-
serer Zeit zur Kontrollerweichung, zur Kon-
trollmüdigkeit geführt" habe und daß „dieser 
Schwund an Kontrollstrenge eine der bedenk-
lichsten Erscheinungen unserer politischen 
Publizistik" sei. Und nicht ohne Sorge hat Jo-
hannes Binkowski, der Präsident des Bundes-
verbandes Deutscher Zeitungsverleger, als et 
auf die bedenkliche Kostenentwicklung zu 
sprechen kam, das Wort von der „kalten So-
zialisierung" ins Spiel gebracht und gesagt, 
es würden „von manchen Kreisen" bestimmte 
Entwicklungen bewußt angestrebt, „weil bei 
konzentrierten Unternehmen der politische 
Druck zur Enteignung am leichtesten ist“.
Denn daß der Prozeß der Konzentration im 
Gange ist, daran gibt es, so sehr dies auch 
von dem einen oder anderen heruntergespielt 
worden ist, für den kritisch die Szene verfol-
genden Beobachter nicht den mindesten Zwei-
fel.



Jies wird durch die Statistik erhärtet: Hatten 
vir am 1. Januar 1950, ein paar Monate nach 
dem Wiederantritt der „alten" Zeitungen, an 
iie 800 Herausgeber selbständiger Blätter, 
indwar die Zahl am 1. September 1967, wohl-
gemerkt: nach der Rezession, auf 535 gefal-
len, so steht sie heute, alarmierend genug, be-
teits bei 432, und das Ende dieses Trends 
wäre nicht abzusehen, geschähe nichts oder 
nur Unzulängliches oder reagierte man zu 
spät.
Und die Zahl der sogenannten publizistischen 
Einheiten mit Voll-Redaktionen, die am 1. Ja-
iuar 1954 nach 225 betrug, ist inzwischen auf 
122 abgesunken; hohe Zeit also, wenn dieser 
schon so stark geschrumpfte Bestand an selb-
ständigen Redaktionseinheiten gehalten wer-
den soll, daß versucht wird, mit Entlastungen 
dieser und jener Art diese Entwicklung zu 
blockieren.

Eine Formel bietet sich an: Verbund

Im übrigen, es gibt auf der Seite der Presse 
niemanden, der von so neolithischer Abstän-
digkeit wäre, nicht sehen zu können oder zu 
wollen, daß die Entwicklung mehr und mehr 
nach optimalen Aggregaten hin verläuft. Es 
ist nur die Frage, ob sich die Konzentra-
tion oder, wie wir glauben, die Kooperation 
als die bessere Formel für die größere Einheit 
anbietet, weil der Verbund in unserer Sicht 
die publizistische Individualität in einem ge-
neinsamen Rahmen, die Vielfalt also, absi-
chert.
Freilich wissen auch wir, daß Konzentration, 
jedenfalls in der Presse, differenzierter gese-
hen und daß vor allem unterschieden werden 
muß zwischen dem, der konzentrieren, und 
hem, der konzentriert werden „möchte", und 
es wäre Geschichtsklitterung, wollte geleug-
net werden, daß außer denen, die im Mahl-
ström eines unerbittlichen Wettbewerbs un-
lergingen, auch manche andere jener Spezies 
angehörten, die, aus welchen Gründen auch 
mmer, hatten konzentriert werden wollen.
So sehr jeder von uns ein Anwalt für die 
Vielfalt, eine echte Vielfalt der Presse ist, 
weil nur sie die demokratische Kontrollfunk-
tion wirksam auszuüben vermag, so wenig 
würde auch nur einer sich dazu hergeben, so 
Swas wie ein Großalmosenier jener zu wer-
den, die in ihrem eigenen Mief zu ersticken 
Crohen und deren Vorfahren schon von 
Kitschke für das „Winkelblatt-Elend" ver-
dntwortlich gemacht worden waren; nein, 
dies unter keinen Umständen.

Aber für uns ist, wenn wir uns so sehr für die 
Vielfalt engagieren und sie in neue selbstän-
digkeitserhaltende unternehmerische Formen 
eingebunden sehen möchten, wie für Emil Do-
vifat nicht die Auflage ein Kriterium, sondern 
„maßgebend ist allein die Fähigkeit eines 
Blattes, seinen Inhalt so zu finden, so zu fas-
sen und so zu formen, daß es den Bedürfnis-
sen seines Leserkreises, seiner Stadt und sei-
ner Landschaft gerecht wird". Allein an die-
sen Maßstab sollten die Werte abgelesen 
werden, die für die Erhaltung der Vielfalt ent-
scheidend sind.
Wenn sich also die Fragestellung verengt auf 
die Alternative „Konzentration oder Koopera-
tion?", dann zögere ich nicht, aus tiefster 
Überzeugung für die Kooperation zu plädie-
ren, für einen Verbund in allen Bereichen, der 
ein Höchstmaß an Wirtschaftlichkeit mit ei-
nem Höchstmaß an Leistung, aber auch — 
und das ist das Entscheidende — mit einem 
Höchstmaß an Selbständigkeit verbinden soll-
te. Und der Gesetzgeber täte, wenn auch ihm 
die Erhaltung einer funktionalen Vielfalt et-
was bedeutet, gut daran, die so oder so gear-
tete Förderung echter Kooperationen mit in 
sein Programm aufzunehmen.

Von den Allein-Stellungen und Monopolen

Denn was Kurt Biedenkopf immer wieder ge-
gen das Argument vorgebracht hat, nur die 
Konzentration steigere die wirtschaftliche Ef-
fizienz, nämlich, daß gerade Großunterneh-
men trotz ihrer größeren Stabilität häufig ge-
nug gegenüber Anpassungsvorgängen auf 
dem Markt unbeweglich bleiben müßten, das 
müßte eigentlich auch ohne Abstrich für den 
Markt der Presse gelten.
Obgleich manche sich besorgt zeigen über „ge-
fährlich monopolistische Verhältnisse", so 
bieten sie dennoch unbekümmert die Konzen-
tration im großen und im weniger großen an, 
ohne zu erkennen oder auch nur zugeben zu 
wollen, daß zwangsläufig jede Konzentration 
zu einer Vermehrung eben dessen führen 
müßte, was sie unter „Monopolen" verstan-
den wissen wollen. Aber ist ihnen selber ei-
gentlich klar, was darunter zu verstehen 
ist?
Zugegeben übrigens, daß die Zahl der Kreise 
und der kreisfreien Städte, in denen nur noch 
eine örtliche Zeitung erscheint, in den letzten 
Jahren angestiegen sein mag: Ist damit auch 
schon, wie manche glauben machen möchten, 
die Demokratie außer Kraft gesetzt? Doch 
wohl nicht.



Zudem wäre es sehr die Frage, ob solchen Ent-
wicklungen, bei denen nicht zuletzt bedacht 
werden sollte, daß manche Alleinstellung hi-
storisch gewachsen ist, im Gegensatz etwa zur 
Monopolstellung als Folge von Verdrängungs-
wettbewerb und von „Zukäufen", durch mehr 
Konzentration und damit durch noch mehr Mo-
nopole oder durch mehr Kontrolle — Landes-
presseausschüsse, Bundespressekammern oder 
was sonst noch an Regulierungsrezepten parat 
gehalten werden mag —, durch lokale Sendun-
gen nur für die „monopolgefährdeten" Gebie-
te oder was immer beizukommen wäre.
Die Diskussion um das Monopolproblem hat, 
deutlich geworden vor allem beim Dortmun-
der PEN-Forum vor zweieinhalb Jahren, in der 
Tat zu lange und zu sehr darunter gelitten, 
daß nicht unterschieden wurde zwischen Mo-
nopolen, die aus Verdrängungswettbewerb 
und Konzentration hervorgegangen sind, und 
jenen Alleinstellungen, die das Ergebnis eines 
organischen Wachstumsprozesses sind.
Wie so der Zufall mitunter spielt: Vor Mo-
naten erst hat eine im Auftrage der Bun-
desregierung durchgeführte Allensbacher Stu-
die ergeben, daß „Zeitungen mit regionaler 
oder lokaler Alleinstellung keine schlechte-
ren Leistungen erbringen" als Zeitungen in 
einem direkten Wettbewerb.

Die Vielfalt muß erhalten bleiben
Als sich vor gut einem Jahre der Bundestag 
mit der Fusionskontrolle befaßte, war es der 
CSU-Abgeordnete Max Schulze-Vorberg, der 
das Wort in den Plenarsaal stellte, wir hätten 
in der Bundesrepublik eine Mehrwertsteuer-
Regelung für die Presse, „die für ganz Europa 
ein negatives Beispiel ist". Er hatte damit lei-
der recht, auch mit der Schlußfolgerung: 
„Man darf Konzentrationsbewegungen nicht 
beklagen, die man geradezu heraufbeschwo-
ren hat."
Wenn wir die Vielfalt wollen, als erfüllte 
Realität, dann kann es nur Ablehnung für das 
geben, was ab und an aus dem Unterholz me-
dienverändernder Dissertationen oder partei-
politischer Sandkastenspiele als „Exempel op-
timaler Zeitungsstrukturen" hervorbricht, wie 
etwa jene barocke Hybris, die ganze Bundes-
republik sollte in ein einziges System von Be-
zirksausgaben verwandelt werden, mit insge-
samt zwanzig Zeitungen als Unter- und mit 
höchstens einhundertundzwanzig als Ober-
grenze, mit Auflagen mindestens zwischen 
einhundert- und sechshunderttausend.
Lockere Kooperationen sollten danach durch 
lupenreine Fusionen ersetzt werden. Je höher 

übrigens die Auflage, „desto eher könnten-
— so heißt es wörtlich — „auch Kontroll-
funktionen ausgeübt werden, politisch also 
wohl, und das offensichtlich über die Regle-
ments hinweg, die der Presse sowieso da und 
dort zugedacht sind.

Plädoyer auch für die Selbsthilfe

Aber die Presse selber hätte allen Grund, ihre 
Situation, ihre Handicaps, ihre Möglichkeiten 
immer wieder zu überdenken, auch ihre Feh-
ler und ihre Unterlassungen. Und unabhängig 
davon, ob und wann die Politik sich ent-
schließt, in Ansehung eben der öffentlichen 
Aufgabe der Magistratur Presse ihr jene Be-
handlung widerfahren zu lassen, auf die sie 
(auch) als privatwirtschaftlich organisierter 
Bestandteil der Verfassungswirklichkeit An-
spruch haben dürfte, sollte die Presse selber 
alle Spielarten der Selbsthilfe zu mobilisieren 
trachten.

Gewiß, es hat einige beispielhafte Arrange-
ments gegeben, und sie haben sich bewährt 
und sie bewähren sich noch immer: da vor al-
lem, wo das Moment des Dynamischen von 
allem Anfang an eingeplant war an Stelle ei-
ner anderwärts gleichsam zum Programm er-
hobenen Unbeweglichkeit. Es gibt auch eini-
ges von Rang an Möglichkeiten redaktionel-
ler, werblicher, technischer, gemischter Zu-
sammenarbeit von Gleichen mit Gleichen, 
aber damit darf die Selbsthilfe noch nicht er-
schöpft sein.

VI.

„Pressemarkt vom Grundrecht geschützt“

Was könnte, was müßte geschehen, was soll-
te an öffentlicher Hilfe möglich sein? Mitte 
Februar 1974 hat bei einem Hearing im Abge-
ordnetenhaus des Bundestages der Sprecher 
der deutschen Lokalpresse aufgezählt, was 
aus ihrer Sicht, auch in der Konsequenz der 
Erwartungen des Bundesverbandes Deutscher 
Zeitungsverleger, möglich gemacht werden 
könnte: Senkung der Umsatzsteuerbelastung 
für den Vertrieb auf Null, Erhöhung der Ab-
schreibungskosten, steuerfreie Investitions-
rücklagen, Sondertarife bei der Bundespost 
und einiges dazu.

Kartellamtspräsident Günther forderte bei 
dieser Gelegenheit neben der Begrenzung da 
Ausdehnungsmöglichkeiten mächtiger Verla-
ge, auch durch eine pressespezifische Fusi 



anskontrolle, flankierende wirtschaftliche 
Maßnahmen. Günther hatte früher schon, im 
November 1971 in Bad Godesberg, sich davon 
überzeugt gezeigt, daß „ohne Strukturhilfen 
der Bundesregierung eine ausgewogene, wett-
bewerbsfähige, moderne und zukünftigen An-
forderungen gewachsene Presse nicht zu er-
reichen' sein werde; und für ihn ist ausge-
macht, daß der „Pressemarkt ein ganz speziel-
ler, sich hervorragend heraushebender, vom 
Grundrecht besonders geschützter Markt 
ist.*
Nicht zuletzt auch darum muß immer wieder 
darauf hingewiesen werden, daß es hinsicht-
lich der Präferenzen, die nicht als Subventio-
nen, sondern als konkrete Anerkennung der 
öffentlichen Aufgabe der Presse zu gelten ha-
ben, eine Reihe von Beispielen im Ausland 
gibt, die in der einen oder anderen Weise 
auch auf die deutsche Praxis übertragen wer-
den könnten.
So sind in Großbritannien, den Niederlanden, 
in Norwegen, in Schweden und in der 
Schweiz die Zeitungen völlig von der Umsatz-
steuer sowohl für die Vertriebs- als auch für 
die Anzeigenerlöse befreit. Die dänische Pres-
se genießt ein Rückversicherungssystem bei 
Anzeigenerlösen, und in Frankreich gilt der 
mittlere Mehrwertsteuersatz für Anzeigener-
löse. Außerdem gibt es in verschiedenen Län-
dern bei Postzeitungs-, beim Fernschreib- und 
Fernsprechdienst Sonderregelungen für die 
Presse.
Doch unsere Post tut sich hier nicht erst seit 
beute schwer; schon seit der Petersburger Te-
legraphenkonferenz im Jahre 1875 ist es die 
deutsche Postverwaltung gewesen, die sich 
am beharrlichsten allen Präferenzen für die 
Presse widersetzt und sich erst, als es einfach 
nicht mehr anders ging, zögernd zu einem 
Einlenken und zu Erleichterungen entschlos-
sen hat
Ist es aber, da anderswo so exemplarisch ver-
fahren wird, unbillig anzunehmen, es sei end-
lich an der Zeit, auch in der Bundesrepublik 
Formeln anzusteuern, die dem Geist des Arti-
kels5 des Grundgesetzes und den Realitäten 
angemessen sind — nicht zuletzt im Interesse 
des Staates?

VII.
Das Verhältnis Verlag—Redaktion
Bliebe das Verhältnis Verlag—Redaktion und 
Vice versa das Problem also der sogenannten 
■mneren Pressefreiheit", das erst sehr spät 

und eben sehr deutsch entdeckt worden ist, 
vehement und virulent, so gründlich, daß Jo-
hannes Groß sich zu der Marginalie veranlaßt 
sah, die beste Medienpolitik sei keine, und 
wie immer man sich zu diesem Problem stel-
len mag, zu dem von den Parteien teils sehr 
dezidierte und sehr detaillierte Papiere vorlie-
gen — es bleibt, so modifizierbar manches 
auch sein mag, die Frage, wem dies alles 
nützt: Dem Produkt Zeitung? Dem Bürger? 
Wem sonst?
Sicher ist bisher nur, daß, nachdem keine 
Aussicht mehr besteht, die beiden Seiten, 
Verleger und Journalisten, könnten sich in ei-
nem frei auszuhandelnden Arrangement noch 
verständigen, nachdem also eine Direktformel 
außer Sicht ist, ein Presserechtsrahmengesetz 
kommen soll. Und wenn auch hier noch nicht 
alles klar zu sein scheint, vor allem was die 
Rolle des Chefredakteurs, seine Berufung, sei-
ne Abberufung angeht, und wenn auch hier 
noch einige Zeit bis zur Verkündung eines 
Gesetzes vergehen mag: es ist absehbar, daß 
ein solches Gesetz mit seinen Eingriffen, Vor-
schriften und Abgrenzungen die Wirkungsab-
läufe im inneren Gefüge der Zeitung entspre-
chend und gewiß nicht erleichternd berühren 
wird.
Ohne jemandem nahetreten zu wollen, hat 
Edmund Banaschewski, Verleger medizini-
scher Fachzeitschriften, ermittelt, daß von 
den 51 Mitgliedern der Medien-Kommissionen 
der im Bundestag vertretenen Parteien nur 15 
Journalisten sind, davon neun Redakteure 
und sechs Referenten aus Ämtern und Par-
teien, zwei Verleger, während die übrigen 34 
Mitglieder dieser Kommission „eine nicht er-
kennbare, mittelbare Beziehung zu den Medi-
en“ hätten.
Zum Verhältnis Verlag—Redaktion und Re-
daktion—Verlag, das in mehr als einer Hin-
sicht emotionalisiert erscheint, und das vom 
Gesetz und von den Fakten neugeordnet wer-
den soll, wäre zu wünschen, daß es die „toge-
themess", dieses von der Sache her so uner-
läßliche Aufeinanderangewiesensein, nicht in 
Frage stellt.

Als es kürzlich im Bundesinnenministerium 
ein Anhörungsverfahren gab, bei dem Bun-
desinnenminister Werner Maihofer davon 
sprach, es müsse ein „sinnvoller Ausgleich 
zwischen der öffentlichen Aufgabe der Presse 
und ihrer privatwirtschaftlichen Struktur ge-
funden" werden, haben der Kölner Verleger 
Alfred Neven und der Düsseldorfer Verlags-
direktor Karl Bringmann die Frage gestellt, 



welchen Sinn das Presserechtsrahmengesetz 
eigentlich haben solle. Und Rudolf Augstein, 
nicht eben im Verdacht, dieser Regierung und 
dieser Koalition mit prinzipieller Abneigung 
und Gegnerschaft zu begegnen, gab zu beden-
ken, daß der inzwischen als erledigt anzuse-
hende Entwurf den Tendenzschutz aushöhle 
und Arbeits- und Presserecht miteinander 
vermenge; in diesem Augenblick wurde die 
Erinnerung wach an seinen gespornten „Spie-
gel “-Leitartikel „Sondergesetz gegen die Pres-
se?". War es da noch überraschend, daß er 
bei der nächsten Gelegenheit die Möglichkeit 
der Anrufung des Bundesverfassungsgerichts 
ins Spiel brachte?
Der These der Verlegerorganisation, es gehö-
re zu den elementarsten Prinzipien eines frei-
en deutschen Pressewesens, daß es auch über 
seine internen Dinge selbst bestimmen müs-
sen, wird mit unabweisbaren Argumenten 
schwerlich beizukommen sein.
Die Journalistenverbände, die ihrerseits den 
Entwurf ablehnten, wenngleich auch aus an-
deren Gründen, ließen keinen Zweifel daran, 
daß sie ihre Erwartungen vor allem auf dem 
Gebiet der personellen Mitwirkung in keiner 
Weise als erfüllt anzusehen vermöchten.
Je länger aber dieser Teil der Medienpolitik 
diskutiert wird, um so deutlicher wird er-
kennbar, daß die Probleme Verlag—Redak-
tion, gäbe es sie in dem behaupteten oder an-
genommenen Umfange, so wohl nicht gelöst 
werden können, nicht also mit diesem „Ein-
griff des Staates in die Presse". Nicht wenig 
dürfte übrigens die unglückliche Äußerung des 
sonst so wägenden Paul Sethe zu jener Ver-
wirrung beigetragen haben, mit der wir es 
heute zu tun haben, nämlich Pressefreiheit 
sei die „Freiheit von zweihundert reichen Leu-
ten, ihre Meinung zu vertreten".
Es war Elisabeth Nölle-Neumann, die mit ei-
ner gezielten, die Dinge wirklich am Schopf 
packenden Untersuchung auch hier wieder 
einmal das Licht der Realität in den dichten 
Nebel öffentlicher Diffusion getragen und ei-
nen ganzen Katalog von sicherlich nicht be-
dachten Negativwirkungen für den Fall auf-
gestellt hat, „wenn die innere Partnerschaft in 
den Zeitungen zerstört wird".
Danach haben auf die Frage, ob und wer in 
den letzten Jahren einen ernsten Konflikt 
zwischen Redaktion und Verlag erlebt habe, 
1973 49 Prozent der befragten Redakteure mit 
Nein geantwortet (1969: 61), 60 Prozent der 
befragten Ressortredakteure (1969: 71) und 80 
Prozent der Chefredakteure (1969: 66).

Man mag seine Vorbehalte haben gegenüber 
derlei Befragungen, eines freilich, so möchte 
ich meinen, zeigen sie dennoch ziemlich ein-
dringlich: Die Prämisse mancher medienpoli-
tischen Konzeption — „theoretisch-perfektio-
nistisch", wie sie der FDP-Medienexperte Ul-
rich Eicke eingestuft hat — dürfte nicht eben 
wirklichkeitsbezogen sein.

Und insofern konnte die Oldesloer Ankündi-
gung von Bundeskanzler Schmidt Ende Sep-
tember aufhorchen lassen, es werde zwar 
noch in dieser Legislaturperiode ein Presse-
rechtsrahmengesetz vorgelegt werden, doch 
werde es „nicht an dem derzeitigen Ent-
wurf abgelesen" werden können, den er als 
„typisch deutsche Superperfektion“ abtat. 
Und noch ein Satz vor allem mußte Eindruck 
machen — besonders bei den Undoktrinären: 
es müsse bei allem darauf geachtet werden, 
daß die Bewegungsfreiheit und die wirtschaft-
liche Lebenskraft der Presse gestärkt und 
nicht zusätzlich beeinträchtigt werde.

Heuss steckte den Rahmen ab

Theodor Heuss, der Journalist war und Verle-
ger, hat den Artikel 5 des Grundgesetzes 
klipp und klar dahin interpretiert, daß dieser 
Artikel „niemals ein Sonderrecht für einen 
Stand oder eine Berufsgruppe geben sollte, 
sondern ein normales Recht für den Staats-
bürger in demokratischer Verfassung festhal-
te", und auf die Frage, „ob der Verleger oder 
der Journalist das Recht auf Pressefreiheit 
hätte", bündig geantwortet: „Sie haben es 
beide nicht, sondern beide haben die Pflicht 
zur Freiheit der Information und der Mei-
nungsaussage, und der Bürger hat das Recht, 
ich meine: den Anspruch auf diese Freiheit' 
Es war Rüdiger von Wechmar, der aus libera-
ler Verantwortung an dieses Wort von Theo-
dor Heuss innert hat.
Und noch an etwas anderes ist, wenn auch 
von anderen, erinnert worden, nämlich an das 
kategorische Nein, mit dem vor genau sech-
zig Jahren, im Frühjahr 1914, ein so exzellen-
ter Journalist und linker Sozialdemokrat wie 
Franz Mehring und mit ihm nicht weniger 
engagierte sozialdemokratische Publizisten wie 
Karl Kautsky, Konrad Haenisch, Adolf Braun, 
Bruno Schönlank sich der Einführung von 
Räteredaktionen und Abstimmungskollektiven 
selbst in Parteiblättern der SPD widersetzt und 
für das ungestutzte Chefsystem plädiert haben.
Kautsky damals: Die Einheitlichkeit wird am 
sichersten gewahrt durch einen weitschauen-
den Chefredakteur. Und Mehring sprach von 



der unmöglichen und unzumutbaren Unter-
ordnung unter eine Mehrheit, die von den an-
stehenden Entscheidungen naturgemäß weni-
ger verstehen könne als der einzelne Ressort-
redakteur. Und Mehring weiter: „Der Chef-
redakteur trifft neunmal das Richtige und 
einmal das Unrichtige, während die Mehr-
heitsredaktion einmal das Unrichtige vermei-
det, aber neunmal das Halbe oder das 
Schwächliche oder das Unzulängliche oder 
auch gar nichts tut."
Dem wäre, auch im Hinblick auf das Verhält-
nis von Verlag zur Redaktion und umgekehrt 
eigentlich nichts mehr hinzuzufügen. Oder 
doch: daß der Journalist nicht, um Maximi-
lian Hardens bitteres Wort einzubringen, ein 
Stallknecht eines annoncensüchtigen Verle-
gers und der Verleger nicht nur der Haupt-
rahlmeister etwa einer abweichungsbesesse-
nen Redaktion ist, sondern doch wohl das, 
was er nach einer CDU-Chiffrierung sein soll: 
ein organisatorisch tätiger Publizist.

Weil es nur eine Pressefreiheit gibt, nämlich 
eine unteilbare, sollte man nur im Rahmen 
der unteilbaren und der ungeteilten Presse-
freiheit zu Arrangements hinsichtlich der Zu-
ständigkeiten kommen. Denn eine freie Presse 
ist undenkbar ohne ein echtes und vorbehalt-
loses Miteinander von Journalisten und Ver-
legern. Und auf das, wie mir scheint, also kei-
neswegs zutrifft, was Chamfort bissig und 
hintergründig über den Verkehr zwischen 
Mann und Frau gesagt hat, er gleiche dem 
Verkehr der Europäer in Indien, „es ist ein 
kriegerisches Geschäft". Was nicht heißen 
soll, daß es nicht auch Ausnahmen gibt, ge-
wissermaßen freibleibend. Wo aber gibt es 
sie nicht?

Die Presse ist nun einmal ein Element demo-
kratischer Verfassungswirklichkeit und unbe-
streitbarerweise auch eine Institution, eine 
eminent demokratische dazu.



Paul Egon Hübinger: Thomas Mann, die Universität Bonn und die Zeitgeschichte

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/74, S. 3—27

Der Beitrag zieht das Fazit aus einer umfassenden Untersuchung, die mit dem zunächst 
begrenzten Ziel unternommen wurde, die Vorgänge im Zusammenhang mit dem Entzug 
der Bonner philosophischen Ehrendoktorwürde Thomas Manns im Jahr 1936 sowie das 
Verhalten der Fakultät vor und nach 1945 an Hand der Quellen zu klären. Dies gelingt, 
indem nicht bloß zahlreiche bislang unbekannte Akten und weitere Quellen selbst ent-
legener Art herangezogen, sondern die Ereignisse, Personen und Dokumente in ihrem 
jeweiligen Lebenszusammenhang betrachtet und analysiert werden. So entsteht das dif-
ferenzierte Bild eines bedeutenden Ausschnitts deutscher Zeitgeschichte, der chronolo-
gisch von der wilhelminischen Ära bis in die 50er Jahre reicht. Sachlich betreffen die 
Ergebnisse denkbar vielfältige Bezirke. Nachdem sie in den drei großen Kapiteln des 
Buches, dessen Schlußabschnitt hier wiedergegeben ist, eingehend erforscht worden sind, 
werden sie in diesem „Epilog" synthetisch verarbeitet. Die Resultate beziehen sich auf 
Fakten- wie Zustandsgeschichte, die Geschichte der Universitäten, besonders natürlich 
der betroffenen Bonner Fakultät, die innere Geschichte des nationalsozialistischen Staa-
tes und seiner Institutionen, der Ministerien und Polizeiorgane wie der NSDAP und ihrer 
Gliederungen, vor allem der SS und des SD. Nicht zuletzt betreffen die Forschungs-
ergebnisse die äußere und innere Biographie Thomas Manns, schließlich auch das Pro-
blem von „Schuld" und „Verantwortung" und die Frage nach der Rolle der Persönlich-
keit in der Geschichte. Das komplizierte Verhältnis von Kunst, Politik und Moral im 
Leben und Schaffen Thomas Manns rückt in ein neues Licht.

Erich Wagner: Ist nun die Presse Teil der Verfassungswirklichkeit... ?

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/74, S. 28—39

Dieser Beitrag möchte sich verstanden sehen
— als ein aus der Praxis argumentierendes Plädoyer für die Erhaltung einer funktio-
nalen Vielfalt der deutschen Presse, weil schließlich Demokratie immer und zuerst „vor 
Ort" beginnt;
— als Plädoyer auch für eine Anerkennung ihrer einzigartigen Aufgabe in unserem 
Staat durch die offizielle Politik, z. B. in Form einer Zubilligung der im Ausland üblichen 
Vergünstigungen auf steuerlichem oder auch auf anderem Gebiet;
— als ein Plädoyer auch gegen die Konzentration, aber für die differenzierende und 
selbständigkeitserhaltende Kooperation;
— als Plädoyer schließlich — und das ist kein Widerspruch zu der Forderung nach einer 
der politischen Bedeutung der Presse gemäßen Anerkennung ihrer Arbeit durch den 
Staat —, als Plädoyer gegen vermeidbare und gewiß schädliche Belastungen ihrer inne-
ren Ordnung durch Eingriffe von außen.
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